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Die Protokolle der Beratungen des SED-Parteivorstandes 
am 4. und 9. Oktober 1949 

I. 

Die Geschichte der DDR-Gründung ist bisher nur sehr lückenhaft erforscht. Unbe­
kannt ist nach wie vor der Verlauf der Beratungen in den Führungsgremien der 
KPdSU. Ähnliches gilt für die Verhandlungen, zu denen sich die Spitzen der SMAD 
und der Parteien im unmittelbaren Vorfeld des 7. Oktober 1949 offenbar nahezu 
täglich trafen. Die wichtigsten deutschen Archivalien, etwa die hier auszugsweise 
dokumentierten Protokolle von Vorstandssitzungen der SED, befanden sich im 
Zentralen Archiv der Einheitspartei und konnten bis Ende 1989 nur von einigen 
Geschichtswissenschaftlern der DDR genutzt werden. Zitiert wurde nur sehr selek­
tiv und mit der Absicht, die geltende parteiliche Interpretation der DDR-Geschichte 
zu bestätigen, ein Verfahren, das mehr Fragen aufwarf als beantwortet wurden. 
Konzentrierten sich in der DDR veröffentlichte Spezialuntersuchungen zunächst 
auf die gemeinsamen Beratungen von Volksratspräsidium und zentralem Blockaus­
schuß am 5. Oktober1, so bezogen spätere Arbeiten die gesamte Gründungsphase 
ein2. 

Folgte man diesen Darstellungen und den zeitgenössischen Berichten in den 
Tageszeitungen der SED, dann waren die Menschen, allen voran die Arbeiterschaft 
in der sowjetischen Besatzungszone, die eigentlichen Initiatoren der Staatsgrün­
dung. Nach der Konstituierung der Bundesrepublik hätten sie nach einer Regierung 
verlangt, „die für die Erhaltung des Friedens eintritt und nicht für den Krieg arbei­
tet"3, und die Politiker mit Forderungen bedrängt wie: „Wir müssen jetzt endlich 

1 So Hannelore Westphal, Zur Geschichte des Demokratischen Blocks nach der Gründung der Deut­
schen Demokratischen Republik (1949/50), in: Unsere Zeit, Beiträge zur Geschichte nach 1945, 2 
(1962), S. 391-407, die, entgegen dem Titel, auch ausführlich auf die Sitzung vor der Staatsgrün­
dung eingeht, und: Rolf Stöckigt, Zur Politik der SED bei der Festigung des Blocks der antifaschi­
stisch-demokratischen Parteien (1948 bis zur Gründung der DDR), in: Beiträge zur Geschichte der 
Arbeiterbewegung, 16 (1974), Sonderheft, S. 120-136. 

2 Zu nennen sind: Evemarie Badstübner-Peters, Wie unsere Republik entstand, Illustrierte historische 
Hefte 2, Berlin 31979und Helmut Neef, Entscheidende Tage im Oktober 1949. Die Gründung der 
Deutschen Demokratischen Republik, Berlin 21984. 

3 Badstübner-Peters, Republik, S. 7 f. 
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handeln!"4, und: „Wir wollen eine eigene demokratische Regierung bilden"5. Die 
SED habe aus gleicher Sorge um die Zukunft der Nation dem Volkswillen umge­
hend entsprochen und sich erfolgreich um die Unterstützung der Besatzungsmacht 
wie der Blockparteien bemüht. Nur hier und da waren Bedenken einzelner „reaktio­
närer" Politiker von CDU und LPD auszuräumen, doch dann war der Weg frei für 
die stets einstimmigen Beschlüsse. Die Staatsgründung im Osten war nach dieser 
Darstellung ein von breitem Konsens geprägtes Unternehmen. 

Vor allem die letzten, seit Herbst 1989 noch in der DDR publizierten Untersu­
chungen, setzten in manchem etwas andere Akzente. Relativiert wurde die Bedeu­
tung spontanen Volksbegehrens. Den „auslösenden Impuls" dafür habe doch die 
SED-Führung gegeben6, und „Presse und Rundfunk" hätten ein übriges getan, „daß 
sich eine Massenbewegung entwickelte"7. Noch am Tag der Wahl Konrad Adenau­
ers zum ersten Bundeskanzler, am 15. September 1949, habe Wilhelm Pieck ein 
Expose mit dem Titel „Kurzfristige Prozedur für die Regierungsbildung" verfaßt, 
das die Schritte zur DDR-Gründung so vorzeichnete, wie sie dann tatsächlich 
erfolgten: Nach „sofort beginnender intensiver politisch-propagandistischer Vorbe­
reitung" war für Anfang Oktober eine Parteivorstandssitzung anzuberaumen, „die 
den Plan zur Bildung einer provisorischen Regierung beschließen" und das Polit­
büro bevollmächtigen sollte, „mit den anderen Parteien Verhandlungen über die 
Zusammensetzung der Regierung zu führen"8. Danach, so habe es das Pieck-Papier 
weiter vorgesehen, war eine gemeinsame Sitzung von Zentralem Blockausschuß und 
Volksratspräsidium anzusetzen. Ihnen war der Beschluß zugedacht, den Volksrat 
umgehend zu seiner 9. Tagung einzuberufen, auf der er sich „zur Provisorischen 
Volkskammer erklären und diese der Verfassung der Deutschen Demokratischen 
Republik Rechtskraft verleihen sollte"9. Schon am 16. September reisten Wilhelm 
Pieck, Otto Grotewohl, Walter Ulbricht und Fred Oelßner nach Moskau und berie­
ten dort bis zum 28. d. M. „die im Zusammenhang mit der Gründung der Deutschen 
Demokratischen Republik notwendigen Maßnahmen und deren Konsequenzen"10 

mit der Führung der KPdSU. 

Obwohl der Beschluß zur DDR-Gründung letztlich bei der Besatzungsmacht lag 
und, seiner Bedeutung und den Entscheidungsstrukturen der KPdSU entsprechend, 
nur von Stalin persönlich getroffen werden konnte, blieb bisher unklar, welchen 

4 So die zusammenfassende Schlagzeile des „Neuen Deutschland" vom 5. Oktober 1949. 
5 Ebenda. 
6 Rolf Badstübner, Friedenssicherung und deutsche Frage. Vom Untergang des „Reiches" bis zur 

deutschen Zweistaatlichkeit (1943 bis 1949), Berlin 1990, S. 414. Schon 1975 hatte Gerhard Ross­
mann auf die deutsch-sowjetischen Vorgespräche in Moskau aufmerksam gemacht, in: Die brüder­
lichen Beziehungen zur Partei und zum Lande Lenins - Grundlage unseres Weges zum Sozialismus, 
in: Beiträge zur Geschichte der Arbeiterbewegung, 17 (1975), S.222. 

7 Deutsche Geschichte Band 9. Die antifaschistisch-demokratische Umwälzung, der Kampf gegen 
die Spaltung Deutschlands und die Entstehung der DDR von 1945-1949, Berlin 1989, S. 457. 

8 Ebenda. 
9 Ebenda. 
10 Ebenda. 
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Einfluß die Sowjetunion tatsächlich nahm11. Die 1989/90 in der D D R erschienenen 

Darstellungen zur Geschichte des Staates betonen zwar, daß ein „enges Bündnis mit 

der Sowjetunion" stets „Grundbedingung des Erfolges"12 gewesen sei, heben dann 

aber, entsprechend dem zuletzt gültigen staatlichen Selbstverständnis als „Sozialis­

mus in den Farben der D D R " stärker noch den eigenen, deutschen Anteil am Ent­

stehen der D D R hervor13. 

Wohl vor allem aufgrund des fehlenden Zugangs zu den archivalischen Quellen 

sind im Westen bislang keine Spezialuntersuchungen zur Gründung der D D R 

erschienen. Doch wurden Arbeiten publiziert, die die Entwicklung der SBZ als Vor­

geschichte der DDR-Gründung1 4 thematisierten bzw. die Geschichte beider deut­

scher Staaten von 1945-1955 synchron als Geschichte einer „doppelten Staatsgrün­

dung" behandelten15 oder im Rahmen von Überblicksdarstellungen auch Verlauf 

und Ergebnis der Staatsbildung analysierten16. 

Erst seit kurzem haben westliche Benutzer nahezu freien Zugang zu den Bestän­

den der Archive in der (ehemaligen) DDR. Für die zeitgeschichtliche Forschung ist 

vor allem das Zentrale Parteiarchiv der früheren SED von Bedeutung, das freilich 

aus technischen Gründen im Frühjahr 1990 (bis voraussichtlich Anfang 1991) den 

Benutzerdienst völlig einstellte. Aus diesem Archiv stammen die hier veröffentlichten 

Sitzungsprotokolle. 

IL 

Mit dieser kommentierten Dokumentation wird der Versuch unternommen, einen 
Beitrag zur weiteren Erforschung der Geschichte der DDR-Gründung zu leisten, 
bestehende Lücken zu verringern und vielleicht zu umfassenderen Untersuchungen 
anzuregen. Sie steht im Zusammenhang mit der im Mannheimer DDR-Arbeitsbe­
reich entstehenden mehrbändigen „Geschichte der DDR". (Der Verfasser betreut 
den Band 2, der die Jahre 1949-1954 behandeln wird.) 

Die stenographischen Niederschriften der 22.(36.) und 23.(37.) Sitzung des SED-
Parteivorstandes vom 4. bzw. 9. Oktober 1949, die hier auszugsweise dokumentiert 

11 In Kürze wird Dietrich Staritz, gestützt auf Aktennotizen aus dem Nachlaß Wilhelm Piecks, in 
einem Aufsatz Verlauf und Ergebnis der deutsch-sowjetischen Beratungen rekonstruieren. 

12 Deutsche Geschichte Band 9, Entstehung der DDR, S. 456. 
13 Badstübner, Friedenssicherung, S. 417: „Die DDR ging unmittelbar aus den unter Hegemonie der 

Arbeiterklasse vollzogenen antifaschistisch-demokratischen Umgestaltungen hervor. Aber ohne 
antifaschistischen Widerstand, ohne Novemberrevolution und Gründung der KPD, ohne den über 
hundertjährigen Kampf der revolutionären deutschen Arbeiterbewegung wäre die Errichtung des 
deutschen Arbeiter- und Bauern-Staates nicht möglich gewesen." 

14 Dietrich Staritz, Die Gründung der DDR. Von der sowjetischen Besatzungsherrschaft zum soziali­
stischen Staat, München 21987. 

15 Christoph Kleßmann, Die doppelte Staatsgründung. Deutsche Geschichte 1945-1955, Bonn 41986. 
16 Dietrich Staritz, Geschichte der DDR 1949-1985, Frankfurt/Main 1985 und Hermann Weber, 

Geschichte der DDR, München 1985. 
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sind, und das Protokoll der gemeinsamen Sitzung von zentralem Block und Volks­
ratspräsidium am 5. Oktober, das im Zentralen Staatsarchiv der DDR, Potsdam, 
eingesehen werden konnte, zählen sicher zu den informativsten der bisher unveröf­
fentlichten Dokumente, die über Vorgeschichte und Verlauf der DDR-Gründung 
Auskunft geben. Ihr Quellenwert ist umso höher zu veranschlagen, als Sitzungs­
protokolle des Politbüros und des Sekretariats der SED in dieser Zeit nicht ange­
fertigt wurden17 und der Parteivorstand nach dem Statut das entscheidende Lei­
tungsgremium war. Es erschien sinnvoll, das Blockprotokoll vom 5. Oktober auf­
grund seines großen Umfangs (53 Seiten) und deutlich geringeren Informations­
gehalts nicht in die Dokumentation aufzunehmen, gleichwohl aber die wichtig­
sten Passagen in Form von Zitaten in die Einleitung zu integrieren. Ebenso wurde 
mit den Diskussionsbeiträgen auf der SED-Vorstandssitzung vom 9. Okto­
ber verfahren. 

Beide Archivleitungen erklärten sich freundlicherweise mit einer Veröffentlichung 
einverstanden. In die Kommentierung eingeflossen sind zudem Erkenntnisse, die 
aus anderen, westlichen Benutzern ebenfalls bis Ende 1989 nicht zugänglichen 
Archivalien gewonnen wurden. Es handelt sich dabei vor allem um stenographische 
Sitzungsprotokolle des Volksratspräsidiums und des zentralen Blockausschusses aus 
dem Jahr 1949 bzw. den Jahren 1949-1953. Sie wurden ebenfalls im Zentralen 
Staatsarchiv ausgewertet. 

Der DDR-Geschichtswissenschaft waren diese Materialien längst zugänglich, 
auch wenn die Benutzung nur restriktiv gestattet wurde. Dennoch ist aus den Akten 
kaum zitiert worden. 

Die Parteivorstandsberatungen geben Aufschluß über die Zielsetzungen und das 
taktische Verhalten der SED-Führung und veranschaulichen, wie der DDR-Grün­
dungsprozeß gleichsam von oben, von den Herrschenden geplant und gesehen 
wurde. Die auf der Vorstandssitzung am 4. Oktober von Wilhelm Pieck unterbreite­
ten Vorschläge des Politbüros lassen zugleich indirekt erkennen, zu welchem Ergeb­
nis die vorangegangenen Beratungen in Moskau geführt hatten. Die Blockproto­
kolle geben manch neuen Aufschluß, wie sich die anderen Parteien in der 
Staatsgründungsphase verhielten und lassen Ursachen und Verlauf des Wandlungs­
prozesses von CDU und LDP zu abhängigen Bündnisorganisationen der SED kla­
rer hervortreten. 

Die Einleitung wird keinen Gesamtüberblick über die facettenreiche Entstehungs­
geschichte der DDR zu geben versuchen, sondern sich auf solche Aspekte beschrän­
ken, die im Mittelpunkt der dokumentierten Beratungen standen. Auf ausführliche 
biographische Angaben zu den politisch Handelnden wurde verzichtet. Sie lassen 
sich dem SBZ-Handbuch18 entnehmen. Offensichtliche Schreibfehler wurden still-

17 So die Auskunft der Leitung des Parteiarchivs. 
18 Martin Broszat/Hermann Weber (Hrsg.), SBZ-Handbuch. Staatliche Verwaltungen, Parteien, 

gesellschaftliche Organisationen und ihre Führungskräfte in der Sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands 1945-1949, München 1990. 
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schweigend korrigiert, Auslassungen und Hinzufügungen des Verfassers mit ecki­
gen Klammern kenntlich gemacht. 

III. 

Die Diskussion um Wahltermin und -modus 

Der Verlauf der Beratungen im SED-Parteivorstand und im Blockausschuß im zeit­
lichen Umfeld der DDR-Gründung läßt die zentrale Bedeutung erkennen, die von 
allen Beteiligten der Frage nach Zeitpunkt und Verfahren zukünftiger Parlaments­
wahlen in der DDR beigemessen wurde. Bereits die am 4. Oktober von Wilhelm 
Pieck dargelegten Vorüberlegungen des Politbüros kreisten um diesen Punkt, und 
am Tag darauf befaßten sich Block- und Volksratspräsidium fast ausschließlich mit 
dem Problem. Auf die geplante Zusammensetzung der Regierung wurde dagegen 
weitaus weniger Diskussionszeit verwendet19. Die Frage, ob, wann und wie im 
Zusammenhang mit der sich abzeichnenden Staatsgründung Volkskammerwahlen 
stattfinden würden, stand im Mittelpunkt des öffentlichen Interesses in der SBZ, 
und sie fand auch in der Bundesrepublik große Beachtung. Denn mit dem Wahlver­
fahren entschied sich zugleich, ob die DDR eine parlamentarische Republik mit 
Mehrparteiensystem und kompetitiven Wahlen sein würde, wie es der Verfassungs­
entwurf in Anlehnung an die Weimarer Bestimmungen vorsah - oder ob sie schon 
als Staat volksdemokratischen Typs gegründet würde, in dem die Führungsrolle der 
leninistischen Partei auch aufgrund des Wahlmodus festgeschrieben war. 

Nach Wahltermin und -verfahren wurde umso dringlicher gefragt, als schon im 
Jahr zuvor die Kommunalwahlen mit fadenscheiniger Begründung20 von der SMAD 
um ein Jahr verschoben worden waren. Sie hätten in diesen Wochen ebenso ausge­
schrieben werden müssen wie die Neuwahlen der Land- und Kreistage, deren Legis­
laturperiode jetzt ablief. 

Den Wahlen kam politisch weitreichende Bedeutung zu, da allgemein - und wohl 
auch im Politbüro - damit gerechnet wurde, daß die SED eine klare Niederlage 

19 Im Protokoll werden die Beratungen zu diesem Tagesordnungspunkt auf acht Seiten wiedergege­
ben. Personalfragen wurden außerhalb der Gremien in Gesprächen der Parteivorsitzenden ent­
schieden (vgl. S. 154 f. des vorliegenden Beitrags). 

20 In der „Täglichen Rundschau", dem Organ der SMAD, war am 24. August 1948 der Beschluß zur 
Verschiebung mitgeteilt worden. Zur Begründung hieß es dort, termingerechte Gemeindewahlen 
würden „die Aufmerksamkeit der demokratischen Organisationen und der Bevölkerung von der 
praktischen Lösung der Wirtschaftsaufgaben zur Verbesserung der materiellen Lage der Bevölke­
rung der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands ablenken. Die Demokratische Bauernpartei 
und die Nationaldemokratische Partei weisen, indem sie sich diesen Gesuchen der Bevölkerung 
anschließen, gleichzeitig auf die Notwendigkeit einer abschließenden örtlichen Bestätigung ihrer 
Organisationen hin, da die Tätigkeit dieser Parteien von der Sowjetischen Militärverwaltung in 
Deutschland für das gesamte Gebiet der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands genehmigt 
worden ist." 
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erleiden und ihr immer lauter erhobener Führungsanspruch von der Wählerschaft 

nicht bestätigt würde. Für diese Annahme sprach, daß die ersten Schritte zur Ostin­

tegration der SBZ, etwa der Wandel der SED zur leninistisch-stalinistischen „Partei 

neuen Typs" oder die Transformation der Gewerkschaft zu einer Massenorganisa­

tion, von der Bevölkerung eher mit Sorge und Ablehnung als zustimmend beobach­

tet worden waren und die bis Mai 1949 dauernde Berlin-Blockade sicher diesen 

Anti-SED-Effekt noch verstärkt hatte. 

Wenn auch C D U und LDP als ihre Partner im Block und in den Landesregierun­

gen Mitverantwortung an der Entwicklung der SBZ trugen, so sahen sie sich den­

noch als eigenständige Organisationen, die, trotz aller Kooperationsbereitschaft, mit 

der SED um die politische Macht konkurrieren wollten. Ihre Mitglieder hegten die 

durchaus berechtigte Hoffnung, daß dies von den Wählern ebenso gesehen und 

honoriert werden würde, und sehnten förmlich den Wahltag herbei. Ungewiß blieb, 

ob ihre Führer bereit waren, auch im Konfliktfall zu diesem Selbstverständnis zu 

stehen. Die beiden im Frühjahr 1948 faktisch von SMAD und SED gegründeten 

Parteien DBD und N D P D waren dagegen verläßliche Partner der Einheitspartei 

und folgten deren politischer Linie. Die hohe Wahrscheinlichkeit einer SED-Nie­

derlage ließ allerdings daran zweifeln, daß es überhaupt noch, wie zuletzt 194621, 

zu Wahlen mit konkurrierenden Listen kommen würde. Durchaus möglich schienen 

Einheitslistenwahlen, wie sie bereits zum 3. Volkskongreß im Mai 1949 stattgefun­

den hatten. Schon durch die Sitzverteilung wäre dann die Dominanz der SED 

(zusammen mit den von ihr kontrollierten Organisationen) festgeschrieben gewesen. 

Bekannt war, daß die Parteispitze Anfang Oktober 1949 versuchte, die Blockpart­

ner für solche Wahlen zu gewinnen. Nach ihrer erfolgreichen Weigerung aber zeig­

ten sich C D U und LDP zuversichtlich, daß es nun doch bei konkurrierenden Listen 

bleiben würde, da sie sich in der Terminfrage kompromißbereit gezeigt und der Ver­

schiebung auf den 15. Oktober 1950 zugestimmt hatten22. 

Das Protokoll der 22.(36.) SED-Vorstandssitzung dokumentiert erstmals, daß das 

Politbüro schon zum Zeitpunkt der DDR-Gründung fest entschlossen war, Wahlen 

zukünftig nur nach dem Einheitslistenprinzip zuzulassen. Der Vorsitzende Wilhelm 

Pieck bezeichnete dies zwar im Schlußwort lediglich als „Plan", zuvor aber hatten 

Gerhart Eisler („wenn wir eine Regierung gründen, geben wir sie niemals wieder 

auf, weder durch Wahlen noch andere Methoden") und Walter Ulbricht („Das 

21 Bei den Landtagswahlen am 20. Oktober 1946 hatte die SED in der SBZ 47,6%, LDP und CDU 
24,6% bzw. 24,5% der gültigen Stimmen erhalten. Vgl.: Günter Braun, Wahlen und Abstimmungen, 
in: SBZ-Handbuch, S. 381-431, hier: S. 397. 

22 Diesen Eindruck vermitteln u. a. die Stellungnahmen der CDU-Parteiführung zur Verschiebung 
der Wahlen. Vgl.: Siegfried Suckut, Zum Wandel von Rolle und Funktion der Christlich-Demokra­
tischen Union Deutschlands (CDUD) im Parteiensystem der SBZ/DDR (1945-1952), in: Her­
mann Weber (Hrsg.), Parteiensystem zwischen Demokratie und Volksdemokratie. Dokumente und 
Materialien zum Funktionswandel der Parteien und Massenorganisationen in der SBZ/DDR 
1945-1950, Köln 1982, S. 117-178, hier: S. 165 ff. Zu dem Angebot der SED, sofort nach Einheits­
listen zu wählen, vgl. auch S. 166 der vorliegenden Dokumentation. 



Die Entscheidung zur Gründung der DDR 131 

haben einige noch nicht verstanden!") unmißverständlich klargestellt, daß die SED 

sich für die faktische Einparteienherrschaft entschieden hatte23: Die D D R war von 

KPdSU und SED von Anfang an als volksdemokratischer Staat konzipiert. Im 

offenbar fast vollzählig24 versammelten Vorstand meldete sich kein Widerspruch. 

In den gemeinsamen Beratungen von Block und Volksratspräsidium am 5. Oktober 

wurde über Einheitslistenwahlen nicht diskutiert. Die SED-Spitzen hatten es offenbar 

vorgezogen, dieses Thema vorab mit ihren Partnern von C D U und LDP zu diskutie­

ren. Das vorläufig letzte dieser Gespräche hatte noch am Vorabend stattgefunden. Da 

die gemeinsame Liste bei Christdemokraten wie Liberalen nicht konsensfähig war, ver­

zichtete die SED offenbar darauf, diese Frage nun überhaupt noch anzusprechen. Wil­

helm Pieck, der Versammlungsleiter, beschwor in seinem einleitenden Referat, ähnlich 

wie am Tag zuvor, den nationalen Notstand und warnte vor der aus dem Westen dro­

henden Kriegsgefahr. Es gelte, „eine nationale Selbsthilfe zu entwickeln, die das deut­

sche Volk vor der schlimmsten Katastrophe bewahren soll"25, das hieße, die vom Volks­

rat beschlossene „Verfassung der deutschen demokratischen Republik" in Kraft zu 

setzen und auf dieser Grundlage provisorische Staatsorgane zu bilden, die „über eine 

völlige Souveränität"26 verfügen würden. 

Er schlug vor, die Wahlen zusammenzufassen und auf einen gesetzlich zu fixie­

renden Tag im Oktober 1950 zu verschieben. Einen alternativen „Mittelweg" sah er 

darin, daß „die Volkskammer beauftragt wird, im Frühjahr den Wahltermin festzu­

legen"27. Entgegen manchen Darstellungen, die von „zum Teil heftigen Diskussio­

nen"28 sprachen und „massive Angriffe reaktionärer Kräfte"29 beklagten, verliefen 

die Beratungen in einem durchaus sachlichen Ton und schienen rein äußerlich von 

Konsens geprägt. Die für wichtige Staatsämter vorgesehenen Parteivorsitzenden, 

sonst die Hauptredner auf Blocksitzungen, zeigten auffallende Zurückhaltung. Die 

Liberalen Kastner und Hamann, die noch kurz zuvor eine Verschiebung der Land­

tagswahlen kategorisch abgelehnt hatten30, meldeten keine Bedenken mehr an, und 

Otto Nuschke (CDU) griff erst ganz zum Schluß in die Debatte ein, als es nur noch 

um unbedeutende Resolutionsformalien ging31. 

23 Vgl. unten S. 161. 
24 Eine Anwesenheitsliste war dem Protokoll nicht beigefügt. Der SED-Vorstand umfaßte damals 

52 Mitglieder; vgl. Werner Müller, Sozialistische Einheitspartei Deutschlands (SED), in: SBZ-
Handbuch, S. 481-514, hier: S. 504. Pieck rechnet für die Sitzung am 9. Oktober mit der Anwesen­
heit von 49 Vorstandsmitgliedern (vgl. unten S. 157). Vermutlich war dies auch die Teilnehmerzahl 
am 4. Oktober. In der Deutschen Geschichte Band 9, Entstehung der DDR, S. 457 ist dagegen von 
63 Vorstandsmitgliedern die Rede. Diese (nicht belegte) Angabe erscheint unzutreffend. 

25 Präsidium des Deutschen Volksrats, 21. Sitzung, Mittwoch, 5. Oktober 1949, 15 Uhr, unkorrigierte 
Niederschrift, in: Zentrales Staatsarchiv der DDR, Potsdam, Sign. Z 3-9, S. 5 f. 

26 Ebenda, S. 8. 
27 Ebenda, S. 13/20. 
28 Deutsche Geschichte Band 9, Entstehung der DDR, S. 458. 
29 Neef, Oktober 1949, S. 49. 
30 Ebenda, S. 48. 
31 Präsidium des Deutschen Volksrats, 21. Sitzung, S. 54. 
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Lediglich der Zweite Unions-Vorsitzende und spätere Volkskammer-Vizepräsi­
dent Hugo Hickmann äußerte, trotz genereller Zustimmung32, Bedenken. Sie betra­
fen vor allem die von der SED vorgeschlagene Verlängerung der Landtags-Wahl­
periode um ein Jahr: „An sich", so sein Einwand, seien „die Landtage nicht befugt... 
ihre Lebensdauer zu verlängern"33. Vor allem „eine sehr langfristige Verlängerung" 
sei „sehr schwer tragbar"34. Seine verfassungsrechtliche Begründung war durchaus 
plausibel, sein politisch-taktischer Lösungsvorschlag aber inkonsequent, und er 
signalisierte Kompromißbereitschaft: „In unserer sächsischen Verfassung stehen 
unantastbare Gesetze der Verfassung, das bedeutet also Grundsätze, an denen auch 
nicht durch ein verfassungsänderndes Gesetz gerüttelt werden kann, Humanität und 
Demokratie. Die Verlängerung der Wahldauer der Landtage um etwa ein ganzes 
Jahr dürfte sich mit den Grundsätzen der Demokratie nicht vereinbaren lassen. Es 
müßte dann schon eine Zwangslage behauptet werden können. Darum wäre es eine 
wesentliche Erleichterung für die Entscheidung der Landtage, wenn man sich dar­
auf berufen könnte, daß unter den gegenwärtigen politischen Verhältnissen die 
SMAD eine Wahl zu einem früheren Termin nicht für möglich hält. Dann kann man 
sagen: die Landtage befinden sich in der Zwangslage, um unter diesen Umständen 
ihre Lebensdauer zu verlängern."35 

Im Plenum stieß er auf breite Ablehnung: „in einem nationalen Notstand", so das 
ehemalige Mitglied des SPD-Zentralausschusses, Helmut Lehmann, „müssen die 
Juristen schweigen"36. Selbst die CDU-Delegierten verteidigten ihn nur schwach37. 

32 Hickmann hatte gleich zu Beginn seiner Ausführungen versichert: „Wir sehen selbstverständlich die 
politische Notwendigkeit ein, die die Durchführung der Wahlen zum verfassungsgemäßen Termin 
aufschieben läßt." In: Ebenda, S. 22. 

33 Ebenda, S. 23. 
34 Ebenda. 
35 Ebenda. Am Vormittag hatte Hickmann auf einer Sitzung des CDU-Hauptvorstandes noch gefor­

dert, „eine provisorische Volkskammer aus den Landtagen zu bilden". Vgl. Siegfried Suckut, Block­
politik in der SB2/DDR 1945-1949. Die Sitzungsprotokolle des zentralen Einheitsfront-Ausschus­
ses. Quellenedition, Köln 1986, S. 509. 

36 Präsidium des Deutschen Volksrats, 21. Sitzung, S. 27. Die Vorsitzenden von LDP und NDPD, 
Hermann Kastner bzw. Lothar Bolz, zwei Rechtsanwälte, betonten zudem, daß Hickmanns verfas­
sungsrechtliche Bedenken unbegründet seien; vgl. ebenda, S. 46. 

37 An der Sitzung nahmen teil (nach Parteizugehörigkeit aufgeschlüsselt): 
SED: Franz Dahlem, Friedrich Ebert, Gerhart Eisler, Ottomar Geschke, Erich Geske, Bernhard 
Göring, Otto Grotewohl, Erich Honecker, Käthe Kern, Wilhelm Koenen, Otto Körting, Helmut 
Lehmann, Friedel Malter, Paul Merker, Karl Moltmann, Wilhelm Pieck, Hermann Schlimme, Elli 
Schmidt, Hermann Sedlaczek, Walter Ulbricht, Herbert Warnke. 
CDU: Theodor Brylla, Georg Dertinger, Hans-Paul Ganter-Gilmans, Karl Grobbel, Reinhold 
Lobedanz, Otto Nuschke, Walter Rübel und Magdalene Stark-Wintersig. 
LDP: Karl Hamann, Erhard Hübner, Hermann Kastner, Hans Loch, Eugen Schiffer, Wilhelmine 
Schirmer-Pröscher, Reinhold Schwarz. 
DBD: Rudolf Albrecht, Ernst Goldenbaum, Felix Scheffler, Paul Scholz. 
NDPD: Lothar Bolz, Heinrich Homann, Vincenz Müller, Friedrich Pfaffenbach. 
Parteilos: Theodor Brugsch, Walter Friedrich, Ferdinand Hestermann, Wolfgang Langhoff, Johan­
nes Stroux. 
In: Zentrales Staatsarchiv der DDR, Potsdam, Akte A 1/3315, Teilnehmerverzeichnis. 
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Zudem lenkte Hickmann rasch ein. Der schließlich gefaßte Beschluß fand offenbar 

auch seine Billigung38 und sah ein etwas umständliches Procedere vor: „Der am 

5. Oktober zu einer gemeinsamen Beratung versammelte Block der antifaschistisch­

demokratischen Parteien und Gewerkschaften und das Präsidium des Deutschen 

Volksrates wurden sich einig darin, dem am Freitag, dem 7. Oktober, tagenden 

Volksrat zu empfehlen, den Landtagen der sowjetischen Besatzungszone vorzu­

schlagen, in einem Gesetz zu beschließen, die im Herbst dieses Jahres ablaufende 

Wahlperiode zu verlängern, damit die Neuwahlen gemeinsam mit den Wahlen zur 

Volkskammer und den Wahlen zu den Kreistagen und Gemeindevertretungen an 

dem durch die Volkskammer gesetzlich festzulegenden Wahltermin durchgeführt 

werden."39 Auf Wunsch der Liberaldemokraten war der 15. Oktober 1950 als allge­

meiner Wahltermin noch nicht genannt worden. Sie wollten ihrem am 6. Oktober 

tagenden Parteivorstand nicht vorgreifen, versicherten aber Zustimmungsbereit­

schaft40. Auch das Kommunique, in dem der Volksrat aufgefordert wurde, sich zur 

Provisorischen Volkskammer umzuwandeln und eine Provisorische Regierung zu 

bilden, passierte das Plenum ohne Widerspruch41. 

Ob die hier versammelten Vertreter von C D U und LDP noch an die Durchfüh­

rung kompetitiver Wahlen im Herbst 1950 glaubten, ist schwer zu beurteilen. Vieles 

spricht dafür, daß sie trotz aller Zweifel, die aus der Mitgliederschaft und in den 

westlichen Medien geäußert wurden, die Hoffnung nicht aufgegeben hatten. 

Schließlich gab es mit Artikel 51 klare, in Anlehnung an Weimar formulierte Verfas­

sungsbestimmungen, die festlegten, daß die Abgeordneten „in allgemeiner, gleicher, 

unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechts 

auf die Dauer von vier Jahren" zu wählen seien. Und zu denken war auch an die 

Beschlüsse der Ersten SED-Parteikonferenz im Januar 1949, wonach die Entwick­

lung zur Volksdemokratie für die SBZ bis zur Lösung der nationalen Frage nicht in 

Betracht kam. Dies schien zugleich sowjetischer Auffassung zu entsprechen42. 

Wie man in den Vorständen von Union und LDP in diesen Monaten über die 

kommenden Wahlen dachte, gibt vielleicht die Einschätzung des CDU-General­

sekretärs Gerald Götting repräsentativ wieder, der Mitte Januar 1950 auf einer Partei­

versammlung in Brandenburg dazu Stellung nahm und folgendes Szenario entwarf: 

38 Es wurde nicht abgestimmt, doch stellte Pieck als Versammlungsleiter unwidersprochen fest, daß 
auch „die Herren von der Christlich-Demokratischen Union mit dem Vorschlag einverstanden sind, 
so daß im Grunde genommen alle einverstanden sind, die hier anwesend sind." In: Präsidium des 
Deutschen Volksrats, 21. Sitzung, S. 51. 

39 Ebenda, S. 49 f. 
40 Ebenda, S. 50 f. 
41 Auch darüber wurde nicht abgestimmt. Wilhelm Pieck: „Ist Übereinstimmung darüber, daß man 

den Beschluß in dieser Form fassen kann? - Ich höre keinen Widerspruch; dann ist so beschlossen." 
In: Ebenda, S. 55. 

42 Staritz, Gründung der DDR, S. 154 ff. Grotewohl hatte vor Block und Volksratspräsidium bekräf­
tigt, mit dem Inkraftsetzen der Verfassung sei „das gesamte Wahlverfahren festgelegt und die staats­
rechtliche Plattform geschaffen, die wir für die Durchführung der Verlegung der Wahl bis zum 
Oktober brauchen". In: Präsidium des Deutschen Volksrats, 21. Sitzung, S. 44. 
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„Es besteht allerdings kein Zweifel, daß die Wahlen [im Oktober 1950] hier 
anders durchgeführt werden als im Westen. Ein Wahlkampf findet nicht statt, son­
dern die großen gemeinsamen Aufgaben der Nationalen Front werden als geistiges 
Überdach diese Wahlen bestimmen. Daher werden die Ausschüsse der Nationalen 
Front die Durchführung der Wahlen in Händen haben. Deshalb müssen wir auch in 
diese Ausschüsse hinein. Diese Ausschüsse sind nicht die Einheitsliste, diese wird 
nicht kommen. So dumm wird die SED nicht sein."43 

Eine grundsätzlich andere Politik würde es nach seiner Einschätzung auch nach 
der zu erwartenden SED-Niederlage nicht geben: „Wir würden bei einer Mehrheit 
der Union einen größeren Einfluß in der Verwaltung gewinnen und auf die Metho­
den, im Grunde genommen würde die heutige Politik keinen Bruch erleiden, denn 
wir wollen keine Reformen rückgängig machen."44 

Den Vorsitzenden von CDU und LDP dagegen müßte in den Beratungen mit den 
Spitzen von SMAD und SED vor der DDR-Gründung deutlich geworden sein, wie 
dringlich der Wunsch nach Einheitslisten bei ihren Gesprächspartnern war und wie 
gering die Chance, daß sich daran noch etwas ändern würde45. 

Tatsächlich verständigten sich die Parteien auf Drängen der SED schon am 
28. März 1950, mit einem gemeinsamen Wahlprogramm aufzutreten. Während der 
Verhandlungen hatte der LDP-Vorsitzende Kastner bereits zu verstehen gegeben, 
daß er auch für eine gemeinsame Liste war: 

„Für mich ist das eine taktische Frage, die zu gegebener Zeit zu beantworten sein 
wird, nicht heute, sondern darüber wird man im August zu sprechen haben und 
wird dann sehen, was das Richtige ist. Meine augenblickliche Überzeugung ist die, 
daß man dabei in dieser Frage - in diesem Kreise kann ich es ja aussprechen - aus 
den außerordentlich schlecht organisierten und wirklich außerordentlich schlecht 
ausgelaufenen Kongreßwahlen46 lernen sollte. Wir dürfen es uns auf keinen Fall 
erlauben, daß wir wieder so etwas erleben, wie wir es damals erlebt haben." Otto 
Grotewohl konnte erfreut die Übereinstimmung der Standpunkte feststellen: 
„ . . . ich argumentiere da genau so wie der Kollege Kastner"47. Und in einer im 
Anschluß an die Sitzung unterzeichneten „zusätzlichen Stellungnahme der Partei-

43 Protokoll der Landesausschuß-Sitzung der CDU am 15.01. 1950, S. 8, in: Archiv beim Hauptvor­
stand der CDU in der DDR, Bestand Landesverband Brandenburg, Akte 151. 

44 Ebenda. 
45 Folgt man Berichten des West-Berliner „Büros Jakob Kaiser" (dem Vorläufer des Ostbüros der 

CDU), dann forderte der SKK-Chef General Tschuikow bereits am 14. November 1949 in Bad 
Brambach Otto Nuschke und Hermann Kastner ultimativ auf, dafür zu sorgen, „daß bis März kom­
menden Jahres keine Widerstände von Seiten der bürgerlichen Parteien mehr für eine Einheitsliste 
gemacht werden". Vgl. Brief des Büroleiters Werner Jöhren an Bundesminister Jakob Kaiser vom 
19. November 1949, in: Bundesarchiv Koblenz (BA), Nachlaß Jakob Kaiser, Akte 39. 

46 Gemeint sind die Wahlen zum 3. Deutschen Volkskongreß, die im Mai 1949 bereits nach Einheits­
listen stattfanden. Damals votierte ein Drittel der Abstimmenden mit „Nein". Vgl. dazu die späteren 
Wahlanalysen im zentralen Blockausschuß, in: Suckut, Blockpolitik, S. 400 ff. 

47 Protokoll der Sitzung des Demokratischen Blocks vom 28. März 1950, S. 21 und 27, in: Zentrales 
Staatsarchiv der DDR, Potsdam, Z 3-10. 
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Vorsitzenden" gaben Nuschke und Dertinger, Kastner und Hamann schließlich ihre 
generelle Zustimmung zu gemeinsamen „Wahlvorschlägen" im Herbst. Doch wurde 
Vertraulichkeit vereinbart. Der Beschluß dürfe „vorerst nicht veröffentlicht wer­
den"48. Nur wenige Wochen später, am 16. Mai 1950, wurde die Einheitsliste vom 
Block offiziell beschlossen. 

Bedenkt man, wie entschieden die Vorsitzenden von CDU und LDP noch im Herbst 
1949 vor den Mitgliedern dieses Verfahren als mit ihrem Demokratieverständnis nicht 
vereinbar abgelehnt hatten, so mag der schnelle Gesinnungswandel überraschen. Doch 
hatten sie schon im Frühjahr 1949 ein wichtiges Präjudiz geschaffen, als sie im Präsi­
dium des Volksrats einwilligten, die Wahlen zum 3. Volkskongreß nach Einheitslisten 
durchzuführen, und Wilhelm Pieck nicht widersprachen, der betont hatte, „daß die 
Tatsache, daß der Wähler hier insgesamt über die Liste mit ja oder nein abstimmt, keine 
Beeinträchtigung der Demokratie ist, sondern der Ausdruck dieser für unsere ganze 
Arbeit maßgebenden Übereinstimmung"49. Und schließlich seien bereits im Jahr zuvor 
der erste Volksrat und das Plenum der Deutschen Wirtschaftskommission (DWK) 
nach einem ähnlichen Schlüssel gebildet worden50. 

Alle Sitzungsteilnehmer billigten zudem seine Auffassung, daß es „sinnlos" sei, 
dem Wähler das Recht zur Veränderung der Liste einzuräumen, da „sich das Ergeb­
nis dieser Streichung überhaupt nicht zusammenfassen läßt"51. Der Vierte Zonen­
vorsitzende der CDU, Reinhold Lobedanz, sah in der Wahl ohnehin ein schon fast 
zu großes Entgegenkommen der Parteien: „Man tut ja dem Treibholz, das nun zu 
der Wahl zugelassen wird, das bisher untätig beiseite gestanden und nur gemeckert 
hat, fast zuviel Ehre an, wenn man es überhaupt zu einer solchen hervorragenden 
vaterländischen Sache heranzieht; aber diese Heranziehung dann soweit auszudeh­
nen, daß es auch noch über die einzelnen Persönlichkeiten entscheiden soll, würde 
nach meiner Meinung zu weit gehen."52 

Der LDP-Vorsitzende Kastner hatte sich ebenfalls Gedanken gemacht, wie man 
möglichem Protestverhalten taktisch begegnen könnte. Auf den Stimmzetteln allein 
nach der Zustimmung zur Kandidatenliste zu fragen, wie es der SED-Entwurf vor­
sah, schien ihm nicht ausreichend. Seinem Gegenvorschlag wurde später entspro­
chen: „Man könnte etwa formulieren: Bekennst du dich zum einigen Deutschland 
und zu einem gerechten Frieden, den Zielen des Volkskongresses, und gibst du der 
Kandidatenliste deine Zustimmung?"53 

48 Vgl. den Wortlaut der Stellungnahme und den Bericht über den Verlauf der Beratungen im Partei­
archiv am Institut für Geschichte der Arbeiterbewegung, Berlin, NL 36/719, pag. 169 und 183 ff. 

49 11. Sitzung des Präsidiums des Deutschen Volksrats, Mittwoch, den 30. März 1949, S. 5, stenogra­
phisches Protokoll, in: Zentrales Staatsarchiv der DDR, Potsdam, Akte A 1/3315. 

50 Ebenda, S. 3. Zur Zusammensetzung des DWK-Plenums vgl. Wolfgang Zank, Wirtschaftliche Zen­
tralverwaltungen und Deutsche Wirtschaftskommission (DWK), in: SBZ-Handbuch, S. 253-290, 
hier: S. 271. 

51 Präsidium des Deutschen Volksrats, 11. Sitzung, S. 5. 
52 Ebenda, S. 11. 
53 Ebenda, S. 25. 
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Bedenkt man diese Vorgeschichte, so konnte die Billigung der Einheitsliste auch 
für die Volkskammerwahlen nicht mehr überraschen. Und es bedurfte wohl kaum 
noch eines verfassungsrechtlichen „Gutachtens", das die Nationale Front offenbar 
Anfang 1950 in Auftrag gegeben hatte54, um die Spitzen von CDU und LDP zum 
Einlenken zu bewegen. Spätestens die massiven, von der Sowjetischen Kontroll­
kommission (SKK) und der SED durchgesetzten Säuberungen Anfang 1950, denen 
auch viele Prominente (u. a. Hugo Hickmann) zum Opfer gefallen waren, doku­
mentierten, daß die Sowjetunion und die SED es sich zum Ziel gesetzt hatten, die 
politische Ordnung in kurzer Zeit den Strukturen der Volksdemokratien anzupassen 

- trotz früherer Dementis. 
Wohl unter dem Eindruck dieser Weichenstellung hatte sich die CDU-Führung 

zum Einlenken entschlossen. Nachdem der FDGB zu Beginn der Blocksitzung am 
16. Mai 1950 unter Hinweis auf entsprechende Forderungen seiner Mitglieder be­
antragt hatte, im Herbst nach Einheitslisten zu wählen, machte Otto Nuschke den 
Gesinnungswandel öffentlich: „Verehrte Anwesende, meine politischen Freunde 
sind bereit, dem Vorschlag des FDGB zuzustimmen."55 

Schwer scheint ihm diese Einwilligung nicht gefallen zu sein, denn bereits auf der 
nächsten Sitzung präsentierte er den Entwurf eines Stimmzettels, der schließlich 
zum Muster späterer Parlamentswahlen in der DDR wurde. Den Blockdelegierten 
erläuterte er in großer Offenheit seine Überlegungen: „Ich habe Wert darauf gelegt 
- aus sehr gewichtigen Gründen - , daß wir nicht wieder ein Ja- und Neinspiel trei-

54 Prof. Alfons Steiniger, Präsident der Verwaltungsakademie in Forst-Zinna, kam u. a. zu folgendem 
Ergebnis: 
„2.) Gebietet oder verbietet der von der Verfassung vorausgesetzte einheitliche (nämlich: antifaschi­
stische, antiimperialistische, antimonopolistische) Wählerauftrag das Bestehen verschiedener selb­
ständiger Wahlvorschläge? 
Nein. Beides nicht. 
Die Verfassung verbietet selbständige Wahlvorschläge nicht prinzipiell. Denn sie bestimmt für den 
Fall ihres Auftauchens die Anwendung des Verhältniswahlsystems (Art. 51). Heißt das, daß die Ver­
fassung solche selbständigen Wahlvorschläge vorschreibt? Nein - so wenig, wie die Regelung der 
Diebstahlsfolgen im Strafgesetzbuch vorschreibt, daß Diebstähle begangen werden. (Wenn gestoh­
len wird, sagt das StGB, dann soundsoviel Jahre Gefängnis. Wenn mehrere Parteien selbständig auf­
treten, sagt die Verfassung, dann Verhältniswahlrecht.) Die Verfassung rechnete eben - entspre­
chend dem Stand des allgemeinen politischen Bewußtseins kurz nach dem faschistischen 
Zusammenbruch - noch mit der Möglichkeit, daß trotz weitgehender Bindung des Wählerauftrages 
durch die Verfassung und trotz des ideologisch hierauf ruhenden Blocksystems (Art. 92) - die 
demokratischen Parteien noch als Rivalen auftreten könnten. Für diesen Fall normiert sie das Ver­
hältnis-Wahlsystem als das relativ demokratischste. Selbstverständlich wollte sie damit eine organi­
sche Fortentwicklung des Verhaltens der Parteien und Massenorganisationen nicht ausschließen. 
Daß die einheitliche Vertretung eines einheitlichen Programmes gegenüber dem rivalisierenden 
Auftreten, das noch aus der Ära des chaotischen Parlamentarismus stammt, ein organischer Fort­
schritt ist, bedarf keiner Begründung, denn nur im Rahmen von Blockwahlen kann jeder Abgeord­
nete wirklicher Vertreter des ganzen Volkes sein, wie es Art. 51 vorschreibt." Vgl. Abschrift vom 
23. März 1950, in: Zentrales Staatsarchiv der DDR, Potsdam, Akte C 20/115. 

55 Protokoll der Sitzung des Demokratischen Blocks vom 16. Mai 1950, S. 3, in: Zentrales Staats­
archiv der DDR, Potsdam, Z 3/10. 



Die Entscheidung zur Gründung der DDR 137 

ben56 bei dieser Wahl, sondern wie es ja früher allgemein üblich war, einfach einen 

Stimmzettel mit den Namen herausgeben. Es ist ja selbstverständlich, daß, wenn 

dieser Stimmzettel, ohne ungültig gemacht worden zu sein, zu 90 oder wieviel Pro­

zent gewählt wird, dann eben klar der Erfolg der Nationalen Front zutage liegt. Wir 

brauchen es uns nicht vorher auf dem Stimmzettel zu attestieren. Je einfacher und 

zweckmäßiger wir die Sache machen, um so besser wird auch der Erfolg sein."57 

Vorschlägen der Bauernpartei, die Kandidaten untereinander aufzuführen, trat er 

entgegen: „Wir führen sie hintereinander auf; denn wenn sie untereinander aufge­

führt werden, reizen sie nur zum Streich[en] an. Ich verfüge immerhin in Wahlsa­

chen über eine nahezu 50-jährige Praxis und habe mir die Dinge reiflich überlegt."58 

Otto Nuschke war hier vom hemmenden zum aktiven „Mittäter" geworden. 

Die Rolle von CDU und LDP im Gründungsprozeß und ihr Verhältnis zur SED 

Die Auszüge aus den Protokollen der SED-Vorstandsitzungen vom 4. bzw. 9. Okto­

ber 1949 enthalten aufschlußreiche Informationen über das Verhältnis der Parteien 

untereinander. Klarer erkennbar wird vor allem, wie die SED die Funktion von 

C D U und LDP sah, jenen bereits 1945 gegründeten Blockmitgliedern, die noch 

über ein hohes Maß an Selbständigkeit verfügten und bis Ende 1949 wenig Bereit­

schaft zeigten, dem „Vorbild" von DBD und N D P D zu folgen und den SED-Füh­

rungsanspruch anzuerkennen. Deutlich wird, daß die Zusammenarbeit im Demo­

kratischen Block mittlerweile so stark von Mißtrauen geprägt war, daß dieser seit 

1945 existierenden Dauerallianz eigentlich die politische Grundlage entzogen war. 

Die SED sah in den anderen Parteien zumindest potentielle Konkurrenten um die 

politische Macht59. Ihre Führung beobachtete mit „tiefsten Ekel"60 das Postengeran­

gel, das die Nachricht von der bevorstehenden Staatsgründung sogleich bei den Ver­

tretern von C D U und LDP ausgelöst hatte. Obwohl sie schon bald hohe Ämter 

56 Nuschke spielt auf die Wahl zum 3. Volkskongreß an. Danach hatten die Abstimmenden die Mög­
lichkeit, mit „Ja" oder „Nein" zu votieren. Vgl. den Faksimile-Abdruck eines solchen Stimmzettels 
bei Ilse Spittmann/Gisela Helwig (Hrsg.), DDR-Lesebuch. Von der SBZ zur DDR 1945-1949, 
Köln 1989, S. 260. 

57 Protokoll der Sitzung des Demokratischen Blocks vom 6. Juli 1950, S. 2, in: Zentrales Staatsarchiv 
der DDR, Potsdam, Z 3/10. 

58 Ebenda, S. 23. 
59 Dies betraf erstaunlicherweise nicht nur CDU und LDP. Im Dezember 1952 beschwerte sich 

Ulbricht, daß „leitende Funktionäre" der NDPD „Vertreter der Intelligenz" und ,,qualifizierte[n] 
Fachleute" zu überbetrieblichen Beratungen einluden. Er warnte: „Führen Sie die politische Aufklä­
rungsarbeit durch, wie Sie wollen, da werden wir uns nicht einmischen; aber in dem Moment, wo Sie 
zu organisieren beginnen - ich will mich in diesem Zusammenhang höflich ausdrücken - das heißt, 
daß die Agenten aus mehreren Betrieben zusammenkommen, da wird die Sache ungemütlich. Ich 
nehme an, daß die leitenden Funktionäre der National-Demokratischen Partei selbst dahinterkom­
men." Vgl. Protokoll der Sitzung des Demokratischen Blocks vom 9. Dezember 1952, S. 123, in: 
Zentrales Staatsarchiv der DDR, Potsdam, Z 3/15. 

60 Vgl. S. 172 des vorliegenden Beitrags. 
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innehaben sollten, waren sie für die SED schlicht der „Gegner", mit dem es gelte, 
„fertig" zu werden61. Selbst mit dem Namen des im Konfliktfall stets anpassungsbe­
reiten Otto Nuschke assoziierte Grotewohl gleich „Opposition"62. Erfolgverspre­
chend erschien es dem SED-Vorsitzenden, zukünftig stärker zwischen den „fort­
schrittlichen und guten Kräften" sowie den „reaktionären" zu unterscheiden, denen 
„ernsthaft aufs Haupt zu schlagen" sei63. Doch „Kontrahenten" waren sie alle und 
somit auch ein latentes Sicherheitsrisiko, denn zukünftig saß dieser „Gegner" am 
Kabinettstisch und nahm Einfluß auf die Staatspolitik64. Doch gab es keine Alterna­
tive. SMAD und SED brauchten und suchten gerade bei der DDR-Gründung die 
Mitarbeit dieser als „bürgerlich" bzw. „altbürgerlich"65 abqualifizierten Parteien. 

Vor allem aus deutschlandpolitischen Gründen mußte ihnen daran gelegen sein. 
Wollte die DDR in ihrem Selbstverständnis als Hüterin der nationalen Interessen 
und legitimierte Vertreterin aller gutwilligen Deutschen glaubhaft erscheinen, so 
mußte ihr politisches System zumindest äußerlich entsprechend breit angelegt sein 
und tradierten demokratischen Grundmustern entsprechen. Unter dieser Prämisse 
war es von Vorteil, daß CDU wie LDP aufgrund gemeinsamer historischer Wurzeln 
immer noch als Pendants zu den bundesdeutschen Regierungsparteien angesehen 
werden konnten, wenn auch die gesamtdeutschen Arbeitsgemeinschaften bereits 
1948 vom Westen aufgekündigt worden waren. Ihre staatstragende Mitarbeit im 
Osten sollte demonstrieren, daß konsequent zu Ende/Gedachtes liberales bzw. 
christliches Politikverständnis zum Engagement für die DDR führe. 

Wohl auch, um diesen erhofften Werbeeffekt nicht zu schmälern, appellierte die 
SED immer wieder an ihre Mitglieder und Verbündeten, gerade in der Gründungs­
phase des Staates einstimmige Beschlüsse zu fassen und so das ,,parlamentarische[s] 
Durcheinander" und ,,lächerliche[s] Marionettenspiel" in Bonn zu konterkarieren66. 
Ihm sollte eine von allen Parteien getragene, einvernehmlich handelnde „Regierung 
der Arbeit"67 gegenübergestellt werden. Doch war diese „Einmütigkeit" nur „an der 
Oberfläche", nicht aber „tatsächlich" vorhanden, wie Grotewohl warnend hervor­
hob, und der Klassenkampf werde sich weiter verschärfen68. 

Die propagandistische Betonung des angeblichen harmonischen Miteinanders zielte 
nicht nur auf die Bevölkerung in beiden Staaten, sie war vor allem als Mahnung an die 
Blockparteien gedacht und sollte deren Konfliktbereitschaft dämpfen. Dem gleichen 
Zweck diente die im Parteivorstand vorbesprochene Wahltaktik in der Provisorischen 

61 Ebenda. 
62 Vgl. S. 156 des vorliegenden Beitrags. 
63 Vgl. S. 170 des vorliegenden Beitrags. 
64 Schon bald wurden die ersten Regierungsmitglieder aus den Reihen von CDU und LDP unter Spio­

nagevorwurf verhaftet. Vgl. dazu: Karl Wilhelm Fricke, Stichwort: Die erste DDR-Regierung, in: 
Deutschland Archiv 17 (1984), S. 1023 f. 

65 Vgl. S. 149 des vorliegenden Beitrags. 
66 Vgl. S. 171 des vorliegenden Beitrags. 
67 So die übliche Selbsteinschätzung in diesen Monaten. 
68 Vgl. S. 170 des vorliegenden Beitrags. 
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Volkskammer, das starke Interesse der SED, Wilhelm Pieck von einem der „Bürgerli­

chen" für das Amt des Staatspräsidenten vorschlagen zu lassen (Walter Ulbricht: „Das 

ist Blockpolitik!"69), und die Parteivorsitzenden von C D U und LDP als Minister ohne 

Geschäftsbereich in die Regierungsverantwortung einzubinden70. 

Diese Taktik schien wohlbegründet. Tatsächlich zeigten die Führungen nach der 

Regierungsbildung vorübergehend gewachsenes Selbstbewußtsein. Der CDU-Frak­

tionsvorsitzende Gerhard Rohner definierte die Union in seiner Antrittsrede als „die 

größte Partei Deutschlands"71, ihre Volkskammer-Abgeordneten beantragten, mehr 

Fachleute aus den eigenen Reihen in den öffentlichen Verwaltungen zu beschäfti­

gen72, und die Liberaldemokraten versuchten mit einem Gesetzentwurf, schon jetzt 

das Wahlverfahren für den Oktober 1950 verbindlich festzulegen73. Am 30. Novem­

ber schließlich verließ mit Otto Nuschke erstmals ein Parteivorsitzender unter Pro­

test eine Blocksitzung74. Er reagierte damit auf fortgesetzte Kritik des NDPD-Chefs 

Lothar Bolz an der CDU. Diese Widerspruchsbereitschaft folgte aus der Hoffnung, 

die D D R werde sich ihrem Selbstverständnis gemäß als Modell für einen gesamt­

deutschen Staat entwickeln; „das einige Deutschland" aber könne „kein kommuni­

stisches Deutschland sein und werden", wie der LDP-Vorsitzende Kastner betonte, 

„denn die Verfassung ist die Grundlage"75. Davon ausgehend glaubten viele in den 

Führungen von C D U und LDP, die Blockpolitik werde wieder stärker auf Gleich­

berechtigung beruhen und auf Interessenausgleich zielen76. 

Das Ergebnis der Verhandlungen über die Zusammensetzung der Regierung 

schien solche Erwartungen zu bestätigen. Obwohl die SED anfangs kein wichtiges 

Staatsamt für C D U und LDP vorgesehen hatte77, konnten sie doch noch durchset­

zen, daß die Präsidenten von Volks- und Länderkammer sowie (u. a.) der Außenmi-

69 Vgl. S. 173 des vorliegenden Beitrags. 
70 Vgl. S. 155 und 173 des vorliegenden Beitrags. 
71 Provisorische Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik, 3. Sitzung, Mittwoch, den 

12. Oktober 1949, S. 31. 
72 Der (unveröffentlicht gebliebene) Antrag lautete: „Die Provisorische Regierung der Deutschen 

Demokratischen Republik wird beauftragt, zu veranlassen, daß in allen öffentlichen Verwaltungen 
der Republik, den Ländern, den Kreisen und Gemeinden die Besetzung der Angestellten- und 
Arbeiterstellen nach den Blockgrundsätzen vorgenommen wird." Vgl. Sitzung des Demokratischen 
Blocks, Mittwoch, 30. November 1949, 17.30 Uhr, S. 46, in: Zentrales Staatsarchiv der DDR, Pots­
dam, Z 3/9. Erläuternder Hinweis: „Beamte" im formalen Sinne gab es in der DDR nicht. 

73 Ebenda, S. 45. 
74 Ebenda, S. 72. 
75 Ebenda, S. 60 c. 
76 Vgl. u. a. das LDP-Zentralorgan „Der Morgen" vom 13. Oktober 1949, S. 2 zum Einstimmigkeits­

prinzip im Block: „Solche Einmütigkeit aber ist nicht das Ergebnis der Majorisierung durch eine 
Partei, sondern das des Ausgleichs der verschiedenen Standpunkte, des Mittelziehens, gegebenen­
falls des Kompromisses. Und darin liegt für alle Teile der Zwang zum Verzicht auf etwaige doktri­
näre Hundertprozentigkeit beschlossen." 

77 Vgl. S. 152 f. und 155 des vorliegenden Beitrags. Lediglich der greise Eugen Schiffer (LDP), 
Jg. 1860, war für das Amt des Präsidenten des Obersten Gerichtes vorgesehen. Er lehnte aus Alters­
gründen ab. 
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nister von ihnen gestellt wurden78. Verglichen mit der ganz geringen Repräsentanz 
beider Parteien in der DWK79, der faktischen Vorläuferin der Regierung, war in der 
Tat eine beachtliche Verbesserung erreicht worden. Im Verlauf der Blocksitzungen 
am 2. und 30. November aber wurde klar, daß die SED die zukünftige Funktion der 
Blockpolitik ganz anders sah. Sie verlangte, die Prinzipien dieser Zusammenarbeit 
auch auf das Parlament zu übertragen, öffentliche Kontroversen zu vermeiden, sich 
über Gesetzesinitiativen vorab zu unterrichten und - das folgte indirekt daraus -
nur einstimmige Beschlüsse zu fassen80. Blockgemäßes Handeln hieß aus der Sicht 
der SED aber auch, die zahlreicher werdenden Kritiker an der gemeinsam zu ver­
antwortenden Politik aus den Parteien auszuschließen. Und wo die „Bürgerlichen" 
nach ihrer Meinung zu zaghaft vorgingen, griffen SKK und SED nun zunehmend 
selbst in die Personalpolitik ein. 

Walter Ulbricht vermutet Anfang 1950, daß etwa die Hälfte der Mitglieder beider 
Parteien die Politik des Staates nicht mittrage81. Tatsächlich dürften es eher mehr 
gewesen sein. Im Gegensatz zu den Führungen hatten zahlreiche Anhänger von 
CDU und LDP die DDR-Gründung nicht als Chance für eine politische Wende 
begriffen, sondern aufgrund der (erneuten) Wahlverschiebung die Hoffnung auf 
baldigen Wandel aufgegeben. In den Kreisen und Gemeinden hatten sie sich vieler­
orts aus den politischen Gremien zurückgezogen mit Begründungen wie: „Wir sind 
Oppositionsparteien und haben im Block nichts zu suchen."82 Die für die Union wie 
für die Liberalen von nun an typische Diskrepanz zwischen der Politik ihrer Führer 
und dem Willen vermutlich der Mehrheit der Anhänger machte sich zunehmend 
bemerkbar. Die Anpassungsbereitschaft in den Parteispitzen wurde dadurch eher 
noch verstärkt. Ein Argument konnten sie immerhin zu ihrer Rechtfertigung ins 
Feld führen: Eine Partei, die ihre Beteiligung an der Staatsgründung verweigerte, 
stellte sich ins politische Abseits und mußte mit ihrem Verbot rechnen83. 

Vor dem Unmut der Basis schützte der ab Anfang 1950 auch in CDU und LDP 
durchgesetzte „demokratische Zentralismus". Die Karriere war nicht mehr vom 
Vertrauen der Mitglieder, wohl aber von dem der Sowjetischen Kontrollkommission 
(SKK) und der SED abhängig. Der Einheitspartei schien die faktische Spaltung die­
ser Organisationen eher willkommen. War doch aus ihrer Sicht ohnehin ein tiefgrei­
fender innerpolitischer Differenzierungsprozeß notwendig und Zusammenarbeit 

78 Zur endgültigen Zusammensetzung der Provisorischen Regierung vgl. Zank, Zentralverwaltungen, 
S.289f. 

79 Ebenda, S. 282 ff. 
80 Vgl. dazu neben dem Protokoll der Blocksitzung vom 2. November 1949 auch die Kommentierung 

im „Neuen Deutschland", in: Suckut, Blockpolitik, S. 532 ff. und 557 f. 
81 Vgl. Protokoll der Sitzung des Demokratischen Blocks, Mittwoch, den 1. Februar 1950, 17 Uhr, 

S. 89, in: Zentrales Staatsarchiv der DDR, Potsdam, Z 3/10. 
82 Bericht von Hermann Matern (SED), in: ebenda, S. 50. 
83 Otto Nuschke auf der Sitzung des CDU-Hauptvorstandes am 5. Oktober 1949, 9 Uhr, zum 

Antrag, der Regierungsbildung zuzustimmen: „Ein gegenteiliger Beschluß würde einen Verzicht 
auf die Fortsetzung der Arbeit der CDU bedeuten." Suckut, Blockpolitik, S. 509. 
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nur „mit den fortschrittlichen Teilen"84 möglich. Für das Politbüro war zunächst 
wichtig, daß die Verschiebung der Wahlen und die Gründung der DDR durch die 
einstimmigen Beschlüsse formal legitimiert waren. Selbst der sonst betont sachliche 
Wilhelm Pieck zögerte nicht, dies als „Triumph unserer Arbeit" zu feiern85. 

Die nationale Frage 

Schwieriger war es, die unter Legitimationsaspekten noch wichtigere politische 
Unterstützung der Westdeutschen zu gewinnen. Wertete man das Bundestagswahl­
ergebnis als Indikator, so durfte die SED bei kaum mehr als den 1,4 Millionen 
KPD-Wählern auf positive Resonanz hoffen. Der Parteivorstand aber schien das 
ganz anders zu sehen. In der ebenfalls am 4. Oktober verabschiedeten Resolution 
„Die Nationale Front des demokratischen Deutschland und die Sozialistische Ein­
heitspartei Deutschlands"86 zeigte er sich zuversichtlich, daß es schon bald gelingen 
könnte, in Westdeutschland eine Massenbewegung zur Unterstützung der deutsch­
landpolitischen Ziele der DDR ins Leben zu rufen. Vor Blockausschuß und Volks­
ratspräsidium erläuterte Wilhelm Pieck am 5. Oktober die Vorstellungen seiner Par­
tei von dieser „Kampffront", zu der sich nicht nur „das werktätige Volk", sondern 
auch „die Kreise der mittleren und höheren Bourgeoisie" zusammenschließen soll­
ten87. 

Ausgehend von seiner Grundthese, daß das Kabinett Adenauer „keine Regierung 
des deutschen Volkes"88, vielmehr ausführendes Organ kriegslüsterner Besatzungs­
mächte sei, beschwor er die besondere nationale Verantwortung der DDR gegen­
über den Westdeutschen: „Wir können nicht zustimmen, daß die Dinge dort so wei­
tergehen. Wir haben uns deshalb die Aufgabe gestellt, durch die Schaffung der 
Nationalen Front den Kämpferkreis zu schaffen, der fähig ist, in Deutschland selbst 
diesen Bestrebungen entgegenzuwirken, der Hetze ein Ende zu machen, und dieje­
nigen, die sie betreiben, so zu diskreditieren, daß sie das Vertrauen der Menschen 
verlieren."89 Wie das geschehen könne, hatte er am Tag zuvor erläutert. Da das 
negative Bild von der DDR im Westen Folge manipulativer Berichterstattung 
(„Hetze") sei, komme es darauf an, daß die eigene Propaganda „stärker als bisher 
das Gute, was wir geschaffen haben, in das Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit" 
rücke, „damit es auch von der Bevölkerung des Westens gesehen und gewürdigt" 
werde90. 

Was zum „Guten" an der entstehenden DDR zu rechnen sei, hatten die Grün­
dungsväter in diesen Tagen immer wieder hervorgehoben. Verwiesen wurde vor 

84 Vgl. S. 171 des vorliegenden Beitrags. 
85 Vgl. S. 169 des vorliegenden Beitrags. 
86 „Neues Deutschland" vom 5. Oktober 1949, S. 4 ff. 
87 Präsidium des Deutschen Volksrats, 21. Sitzung, S. 3. 
88 Ebenda, S. 2. 
89 Ebenda, S. 3. 
90 Vgl. S. 148 des vorliegenden Beitrags. 
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allem auf die angeblich „völlige Souveränität"91 der Regierung, an der neben allen 

Parteien auch die Gewerkschaft beteiligt sei92, im Gegensatz zur - wie Wilhelm 

Pieck es sah - faktischen „Einparteienregierung (. . .) der rechts gerichteten 

Kräfte"93 im Westen. Daß sich tatsächlich mit so plakativen Argumenten erfolgreich 

für die D D R werben lasse, wird vermutlich auch vielen SED-Funktionären zweifel­

haft erschienen sein. Denn die von einzelnen Vorstandsmitgliedern geschilderten 

Erfahrungen in der Westarbeit machten deutlich, wie gering die Erfolgsaussichten 

solcher Propagandaoffensiven waren und wie belastend der Gegensatz zwischen 

deutschlandpolitischem Anspruch und der Realität innerparteilich wirkte. 

So zog Franz Dahlem am 9. Oktober eine wenig ermutigende Bilanz seiner Teil­

nahme an einer KPD-Wahlkundgebung im Sommer 1949 in Hamburg: „Die Mas­

sen kamen und wollten hören, was die Kommunisten zu sagen haben, sie stimmten 

aber für die Sozialdemokraten oder für die Rechte."94 Und Gerhard Danelius (Ber-

lin-Friedrichshain) berichtete von Einstellungen an der Parteibasis wie: „Ja, Genos­

sen, wir wollen doch lieber den Sozialismus in der Ostzone verwirklichen. Die Wah­

len in Westdeutschland haben doch bereits bewiesen, daß die Menschen in 

Westdeutschland den Kampf um die Nationale Einheit gar nicht führen wollen."95 

Nur selten wurde wenigstens angedeutet, daß sich an der politischen Ordnung im 

Osten Gravierendes ändern müsse, wenn sie als Modell auch für den Westen attrak­

tiv sein sollte, und daß der neue Staat bislang noch nicht einmal mit der Unterstüt­

zung einer Mehrheit der eigenen Bevölkerung rechnen konnte. 

Ein West-Berliner Vorstandsmitglied sprach dieses Defizit wenigstens indirekt an. 

In der Diskussion über die Nationale Front sei von einem Gremium in seinem 

Bezirk gefordert worden: „Wir müßten uns als Partei von der sowjetischen Besat­

zungsmacht distanzieren, also mehr als bisher den Abzug der sowjetischen Besat­

zungsmacht propagieren. Das würde unsere Lage erleichtern." Doch kurz darauf 

habe derselbe Redner eingewandt: „Wenn jetzt die sowjetische Besatzungsmacht 

abziehen würde, würden in der Ostzone unsere Genossen totgeschlagen werden."96 

Im Parteivorstand blieb dieser Bericht ohne Reaktion. Das Interesse am vorher aus­

giebig diskutierten Thema „Nationale Front" war in diesem Gremium ohnehin nicht 

groß. Die Resolution dazu wurde am 4. Oktober ohne Aussprache verabschiedet, 

und am 9. Oktober begann die Diskussion nur schleppend. 

91 Präsidium des Deutschen Volksrats, 21. Sitzung, S. 8; vgl. auch S. 158 und 164 des vorliegenden Bei­
trags. 

92 Vgl. S. 162 des vorliegenden Beitrags. 
93 Vgl. S. 149 des vorliegenden Beitrags. 
94 Stenographische Niederschrift über die 23. (37.) erweiterte Parteivorstandssitzung der SED im 

Zentralhaus der Einheit, Sonntag, 9. Oktober 1949, 12 Uhr, S. 59, in: Parteiarchiv beim Institut für 
Geschichte der Arbeiterbewegung, Berlin, IV 2/1/38. Otto Buchwitz, der an derselben Veranstal­
tung teilgenommen hatte, kam zu dem Ergebnis: „Der Durchbruch ist zu erzielen, aber im Westen 
ist die Arbeit wirklich schwer. Unsere Genossinnen und Genossen müssen drüben Helden sein 
gegenüber dem Widerstand, dem sie begegnen." In: Ebenda, S. 25. 

95 Stenographische Niederschrift über die 23. (37.) erweiterte Parteivorstandssitzung der SED, S. 52. 
96 Ebenda, S. 61. (Bericht von Hans Höding, Berlin-Tiergarten). 
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Diese Zurückhaltung war wohl auch auf die widersprüchliche Politik der Partei­
spitze zurückzuführen. Kaum zu übersehen war, daß das angeblich vorrangige 
Interesse an einer raschen Lösung der nationalen Frage nur eine Propaganda­
behauptung war. Tatsächlich aber hatte das Politbüro primär die eigene Zone im 
Blick und nahm auf westdeutsche Empfindlichkeiten in Machtfragen keine Rück­
sicht. So konstituierte sich das Kabinett Grotewohl nicht, wie ursprünglich noch 
propagiert, als gesamtdeutsche Regierung, und die SED reklamierte für sich sowohl 
das Amt des Staats- wie des Ministerpräsidenten, egal, wie das auf den "Westen 
wirkte97. Die angekündigte organisatorische Weiterführung der mit gesamtdeut­
schem Anspruch gegründeten Volkskongreßbewegung98 unterblieb bezeichnender­
weise. Schon im Februar 1950 ging sie in der Nationalen Front auf, die wenig Inter­
esse am größeren Teil der Nation zeigte: In ihrem ersten 65-köpfigen „Nationalrat" 
war kein Platz für Westdeutsche vorgesehen. Erst im Sommer 1950, vermutlich nach 
sowjetischer Kritik an der Deutschlandpolitik der SED99, wurde ein Drittel der 
Sitze für (meist mit der KPD sympathisierende) Bundesbürger reserviert. Zudem 
war die scharfe Polemik, mit der die SED alle Bundestagsparteien angriff, völlig 
ungeeignet, im "Westen neue Partner zu gewinnen. Vergeblich blieb die mahnende 
Bitte Otto Nuschkes, „daß man einen Ton wählt, der uns eine Resonanz, einen Ein­
fluß sichert"100. 

Die Rolle der Sowjetunion 

In den Beratungen des SED-Vorstandes im Oktober 1949 wurden die Rolle der 
Sowjetunion bei der Gründung der DDR und die zukünftigen Kompetenzen ihres 
deutschen Verwaltungsorgans, der SKK, nur andeutungsweise erwähnt. Wilhelm 
Pieck würdigte zwar am 9. Oktober die Unterstützung der sowjetischen Staats- und 
Parteiführung, insbesonders Josef Stalins, gab aber weder hier noch in der vorherge­
henden Sitzung einen Hinweis auf die gemeinsamen Beratungen des Politbüros bei­
der Parteien in der zweiten Septemberhälfte in Moskau. Sein Bericht am 4. Oktober 
erweckt sogar den Eindruck, als habe die SED-Spitze den Beschluß zur Staatsgrün­
dung gefaßt und erst dann erkundet, „wie sich die SMA zu unseren Vorschlägen 
verhalten wird"101. Die Behauptung, die DDR sei „souverän", sollte offenbar nicht 
vom Verlauf der Gründungsvorbereitungen dementiert werden; und die zukünftigen 

97 Vgl. S. 154 des vorliegenden Beitrags. 
98 Vgl. S. 166 des vorliegenden Beitrags. 
99 Zu den Anzeichen für sowjetische Kritik vgl. Staritz, Geschichte der DDR, S. 66 f. Wilhelm Pieck 

selbstkritisch auf dem 3. Parteitag: „Es muß Schluß gemacht werden damit, daß sich gewisse Kreise 
unserer Partei in ihrer Politik und Arbeit nur auf das Gebiet unserer Republik beschränken und die 
gesamtdeutschen Aufgaben vernachlässigen." In: Protokoll der Verhandlungen des III. Parteitags 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, 20. bis 24. Juli 1950,1.-3. Verhandlungstag, Bd. 1, 
Berlin 1951, S. 49. 

100 Protokoll der Sitzung des Demokratischen Blocks, Mittwoch, den 1. Februar 1950, S. 63. 
101 Vgl. S. 157 des vorliegenden Beitrags. 
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Rechte der SKK wurden wohl ebenfalls aufgrund dieses taktischen Kalküls als 
gering dargestellt. Wilhelm Pieck kündigte am 5. Oktober an, „daß sie sich im 
wesentlichen nur auf die Kontrolle" beschränken werde, „ob wir die Maßnahmen 
entsprechend den Beschlüssen in Potsdam und den sowjetischen gemeinsamen 
Beschlüssen der Alliierten durchführen"102. 

Wenige Wochen zuvor hatte das „Neue Deutschland" seinen Lesern sogar Hoff­
nung auf einen baldigen Rückzug der Roten Armee gemacht und berichtet, die 
Sowjetunion stelle „immer ungeduldiger... die Frage des eigenen Abzugs"103. Tat­
sächlich wird man davon ausgehen müssen, daß die SMAD in engem Kontakt mit 
der KPdSU-Spitze die Vorbereitungen zur Staatsgründung Anfang Oktober präzise 
kontrollierte und sich - zumindest in der Frage des Wahltermins und -Verfahrens -
aktiv in die Verhandlungen104 mit den Vorsitzenden der Blockparteien einschaltete. 
Auch die wechselnden Personalentscheidungen konnten nicht ohne ihre Billigung 
gefällt werden. Otto Grotewohl versuchte dies gegenüber CDU und LDP einmal 
taktisch zu nutzen und betonte - im Widerspruch zur These von der völligen politi­
schen Autonomie der DDR - , der Souveränitätsgrad des Staates werde vom Grad 
des Vertrauens mitbestimmt, das die SMAD zu den Regierungsmitgliedern habe105. 

Generell änderte sich der Einfluß der Besatzungsmacht auf das politische Gesche­
hen mit der Umwandlung der SMAD in die SKK nur wenig. Sie blieb oberster Sou­
verän und kontrollierte die Entwicklung der DDR bis in die Landkreise106. Nach 
wie vor waren alle Vorstände der Parteien gehalten, Berichte abzugeben, die über 
personelle Veränderungen und Mitgliederentwicklungen ebenso informierten wie 
über den Verlauf innerparteilicher Diskussionen und die Meinungen zu aktuellen 
politischen Fragen107. Stenographische Protokolle von Sitzungen des zentralen 
Blockausschusses gingen seit Ende 1949 nicht mehr an die vier mit der SED verbün­
deten Parteien, wohl aber in einem Exemplar an die SKK. 

Ohne sowjetische Zustimmung waren personalpolitische Veränderungen auf den 
Leitungsebenen von Verwaltungen und Parteien nicht möglich. Häufig entschieden 
ihre Vertreter selbst, wer abzusetzen war und wer noch bleiben konnte. Erst recht 
brauchten politisch-programmatische Grundsatzentscheidungen die vorherige 

102 Präsidium des Deutschen Volksrats, 21. Sitzung, S. 8. 
103 „Neues Deutschland" vom 18. September 1949, S. 2. 
104 Otto Nuschke am 9. Oktober vor den CDU-Kreisvorsitzenden nach dem Protokoll eines Teilneh­

mers: „Von höchster Stelle wurde uns bedeutet, daß aus außenpolitischen Gründen nicht gewählt 
werden könne." Suckut, Blockpolitik, S. 522. Gerald Götting am 15. Januar 1950 in Brandenburg: 
„Nuschke hat dem Botschafter Semjonow zur Einheitsliste nicht zugestimmt. Das ist die klare Hal­
tung von Nuschke, zu der er steht." In: Protokoll der Landesausschuß-Sitzung der CDU, S. 13. 

105 Vgl. Präsidium des Deutschen Volksrats, 21. Sitzung, S. 38. 
106 Vgl. dazu auch: Jan Foitzik, Sowjetische Militäradministration in Deutschland (SMAD), in: SBZ-

Handbuch, S. 8-69, hier: S. 47 f. 
107 Eine Auflistung der zu beantwortenden Fragen ist enthalten in: BA, Nachlaß Jakob Kaiser, 

Akte 105. 
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sowjetische Billigung108. DDR-Entwicklung blieb Anfang der 50er Jahre weithin 
Ausdruck sowjetischer Deutschlandpolitik. 

Résumée 

Die Protokolle der SED-Vorstandssitzungen vom 4. und 9. Oktober 1945 belegen 
erstmals, was bislang nur zu vermuten war: KPdSU und SED hatten schon zum 
Zeitpunkt der DDR-Gründung beschlossen, Parlamentswahlen nur noch nach Ein­
heitslisten zuzulassen und der leninistischen Partei ein letztlich von der Besatzungs­
macht garantiertes Machtmonopol zu sichern. Der Staatsgründung kommt insofern 
größere zäsurhafte Bedeutung in der DDR-Geschichte zu, als ihr bisher schon bei­
zumessen war. Richtig bleibt dennoch, daß der Tag, an dem die Einheitsliste tatsäch­
lich eingeführt wurde, der 15. Oktober 1950, den tieferen politischen Einschnitt 
markierte - wohl auch im Bewußtsein der Bevölkerung. Denn die Einheitsliste bei 
Parlamentswahlen hatte hohen Symbolwert und politische Signalwirkung. Signali­
siert wurde, daß mit der DDR nicht nur ein zweiter, sondern ein ganz anderer 
Staat, ein Staat sowjetischen Typs entstanden war, dessen Strukturen sich mit denen 
der Bundesrepublik und den demokratischen deutschen Traditionen nicht vereinba­
ren ließen. 

Zwar waren auch schon vorher Mandate vorab und so verteilt worden, daß die 
SED (zusammen mit den von ihr kontrollierten Organisationen) ein Übergewicht 
erhielt: im Block (ab August 1948), in den Beratenden Versammlungen 1946, in 
allen Volkskongressen und -räten sowie im DWK-Plenum. Doch die Einheitsliste im 
Oktober 1950 stellte einen qualitativen Sprung dar, weil es sich um Parlamentswah­
len handelte und jetzt nicht einmal - wie noch bei den Wahlen zum 3. Volkskongreß 
- die Möglichkeit, mit „ja" oder „nein" zu votieren, vorgesehen und eine geheime 
Stimmabgabe kaum noch möglich war. Auch das (vermutlich gefälschte) Endergeb­
nis signalisierte den Beginn von etwas Neuem: 99,7%. 

Die ausgewerteten Archivalien lassen zudem klarere Aussagen über die Politik 
von CDU und LDP zu. Plastischer wird ihre schwierige Defensivposition gegenüber 
der SED, das Lavieren ihrer Führungen zwischen Anpassung und Widerspruch, 
aber auch ihre stete Folgebereitschaft im Konfliktfall. Nicht zu belegen, wohl aber 
zu vermuten ist, daß die Vorsitzenden der beiden alten Blockparteien schon bei der 
Staatsgründung mit zukünftigen Einheitslisten rechneten und die Hoffnung auf 
eine Rückkehr zu kompetitiven Verfahren allenfalls noch wie die auf ein Wunder 
hegten. Seit dem Frühjahr 1950 waren sie eindeutig zu aktivem Mittun bereit. Zu 
Triumphgefühlen hatte die SED dennoch kaum Anlaß. Denn als innerlich gespal­
tene Organisationen waren CDU und LDP ungeeignet, in den von ihnen repräsen-

108 Vgl. dazu neuerdings: Rolf Stöckigt, Direktiven aus Moskau. Sowjetische Einflußnahme auf DDR-
Politik 1952/53, in: Brüche, Krisen, Wendepunkte. Neubefragung von DDR-Geschichte, Leipzig 
1990, S. 81-88. 
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tierten Bevölkerungsschichten erfolgreich für den Sozialismus zu werben. Sie blie­
ben bündnispolitisch zunächst weithin funktionslos. 

Anpassungsbereit zeigten sich auch die früheren Sozialdemokraten in der SED. 
Daß die Einheitspartei nicht beabsichtigte, ihre Macht nach demokratischen Verfah­
ren wieder zur Disposition zu stellen, scheint für sie ebenso selbstverständlich gewe­
sen zu sein wie für die Kommunisten. Und die Sprache Otto Grotewohls, in der 
manchmal durchaus nationalsozialistische Untertöne anklingen (dem „Gegner" 
müsse man „aufs Haupt schlagen"), wirkt nicht weniger bedrohlich, seine taktische 
Raffinesse nicht weniger machtfixiert als die der KP-Kader. (Ähnliches gilt freilich 
auch für manchen Vertreter der anderen Parteien, man denke an Reinhold Lobe-
danz' Ausführungen am 30. März 1949.) 

Trotz der selbst intern demonstrierten Geschlossenheit machen die Verhandlun­
gen im SED-Vorstand auf gravierende Schwächen der Partei aufmerksam. Die Vor­
standsmitglieder taten so, als entspreche das von Pieck und Grotewohl gezeichnete 
Bild der politischen Lage der Wirklichkeit: Die Parteiführung wurde Gefangene 
ihrer eigenen Propaganda. Unwidersprochen blieb so die These von den angeblich 
guten Erfolgsaussichten der SED-Deutschlandpolitik im Westen. Und schon gar 
nicht wurde darüber diskutiert, daß das Ansehen der Partei in der eigenen Zone 
immer geringer geworden, daß ihre Politik in der Bevölkerung nicht mehrheitsfähig 
war. 

Unbeachtet blieb vor allem das eklatante Legitimationsdefizit des neuen Staates, 
das ihm schließlich zum Schicksal werden sollte. 

D o k u m e n t I 

Stenographische Niederschrift über die 22. (36.) Tagung des Parteivorstandes der Sozia­
listischen Einheitspartei Deutschlands am 4. Oktober 1949, 11 Uhr, im „Zentralhaus der 
Einheit" 

[ . . . ] 

Punkt 2: Staatliche Maßnahmen1 

Genosse Wilhelm Pieck hat das Wort. 
Wilhelm P i e c k : Es ist richtig, daß das Dokument über die Nationale Front gerade in 

der gegenwärtigen Zeit von außerordentlich großer Bedeutung ist. Die Entschließung2 

mag vielleicht dem einen oder anderen etwas lang erscheinen, aber sie stellt für unsere 
Genossen draußen ein Lehrbuch dar. Jeder Abschnitt in der Entschließung ist ein Mittel, 
um unsere Genossen über unsere nationale Politik aufzuklären. Wir wissen, daß in dieser 

1 Die Tagesordnung umfaßte außerdem als Punkt 1 den „Bericht der Kommission zur Ausarbeitung 
der Entschließung über die Nationale Front" und als Punkt 3 die „Erfahrungen der Parteiwahlen". 
Der Tagesordnungspunkt 2 wird ab S. 19 der Stenographischen Niederschrift behandelt. 

2 Vgl. „Neues Deutschland" vom 5. Oktober 1949, S. 4 ff. 
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Frage noch mancherlei Unklarheiten bestehen, auch was die Zusammenarbeit mit den 
anderen Kräften betrifft, die gegen den amerikanischen Imperialismus und seine politi­
schen und wirtschaftlichen Maßnahmen eingestellt sind. Wir stoßen sogar auf Meinungs­
verschiedenheiten in der Frage der Zusammenarbeit mit Sozialdemokraten, was beson­
ders im Westen hervortritt. Unser deutsches Volk befindet sich aber heute in einer so 
ernsten Lage, daß wir nur durch den gemeinsamen Kampf aller Patrioten unseres Lan­
des, wie es in der Entschließung heißt, die größte Katastrophe, nämlich die Auslöschung 
der deutschen Nation, von Deutschland abwenden können, wie sie zweifellos von den 
amerikanischen Imperialisten beabsichtigt und geplant ist. 

Die Lage, die sich in Deutschland infolge der Maßnahmen der anglo-amerikanischen 
Imperialisten ergeben hat, ist mit aller Schärfe und Deutlichkeit in der Note dargestellt, 
die am 1. Oktober auf Anweisung der Sowjetregierung den Botschaftern der USA und 
Großbritannien und dem Geschäftsträger Frankreichs in der Sowjetunion überreicht 
worden ist3. Darin ist alles im einzelnen belegt, was vom anglo-amerikanischen Imperia­
lismus in Deutschland unternommen wird, um hier die Basis für einen neuen Krieg zu 
schaffen. Denn es ist kein Zweifel: die Spaltung Deutschlands wird den Krieg nach sich 
ziehen. Darüber muß sich jeder im klaren sein, daß das die Absicht der anglo-amerika­
nischen Imperialisten ist. Zwar wachsen auch ihre Bäume nicht in den Himmel, da sie ja 
den Krieg führen wollen mit den Völkern, die durch den Hitlerkrieg am stärksten 
bedroht waren und die auch im nächsten Kriege am stärksten betroffen sind. Das deut­
sche Volk soll dabei als Kanonenfutter dienen. Deshalb ist es von so großer Bedeutung, 
daß wir durch die Schaffung der Nationalen Front in Deutschland selbst die Kerntruppe 
schaffen, die die Pläne des anglo-amerikanischen Imperialismus zunichte macht. 

Wir wissen, daß diese verbrecherischen Pläne unterstützt werden durch die Politik, die 
von den westdeutschen Politikern sowohl der bürgerlichen Parteien wie der Sozialdemo­
kratie getrieben wird, die die Zerreißung Deutschlands betrieben haben und weiter 
betreiben, und die in Wirklichkeit auch alle den Krieg vorbereitenden Maßnahmen 
unterstützen. Hierhin gehört besonders die infame Hetze, die diese Politiker gegen die 
Sowjetunion, gegen die volksdemokratischen Länder und gegen den demokratischen 
Osten Deutschlands treiben. Das verpflichtet uns, mit aller Schärfe und Eindringlichkeit 
die Pläne zu durchkreuzen, um diese Politik zu vereiteln. Diese Leute, die sich als Deut­
sche bezeichnen, es in Wirklichkeit aber nicht mehr sind, sind Agenten der feindlichen 
imperialistischen Kräfte, die versuchen, die Massen durch einen unerhörten Betrug irre­
zuführen, indem sie die auf Befehl der westlichen Besatzungsmächte geschaffene Verfas­
sung und die auf Grund dieser Verfassung gebildete Regierung als deutsche bezeichnen, 
als ein Organ, das die Interessen des deutschen Volkes vertritt, während es in Wirklich­
keit nur dazu dient, unser Volk in die größte Katastrophe zu treiben. Das alles ist in der 
Note der Sowjetunion eindeutig zum Ausdruck gebracht. 

Das Politbüro hat sofort in einer längeren Erklärung zu der Note der Sowjetregierung 
Stellung genommen. Die Erklärung wurde heute in der Presse veröffentlicht4. Wir sind 
uns der Schwere der Lage bewußt, in der sich das deutsche Volk befindet. Darum setzen 

3 Vgl. zum Wortlaut: Dokumente zur Deutschlandpolitik der Sowjetunion, Band I, Berlin (Ost) 
1957, S. 229ff. Die Sowjetunion warf darin den Westmächten vor, mit der Gründung der Bundes­
republik gegen frühere gemeinsame Beschlüsse zur deutschen Frage zu verstoßen. Ein neues Ver­
handlungsangebot war nicht enthalten. 

4 Vgl. „Neues Deutschland" vom 4. Oktober 1949, S. 1 ff. 
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wir auch alles daran, eine Kampfbasis in Deutschland zu schaffen, die es den feindlichen 
Mächten unmöglich machen soll, ihre Pläne durchzuführen und das deutsche Volk 
erneut in einen Krag hineinzutreiben. Hier liegt der Kernpunkt und unsere Hauptauf­
gabe, die uns gestellt ist. Natürlich müssen wir alles tun, daß das deutsche Volk leben 
kann, daß es eine auskömmliche Ernährung und Versorgung erhält und eine Wirtschaft 
entwickeln kann, die die Voraussetzung dafür bietet. Andererseits müssen wir auch alles 
tun, um eine demokratische Ordnung zu schaffen, durch die das schaffende Volk den 
entscheidenden Einfluß auf die Gestaltung der Innen- und Außenpolitik Deutschlands 
ausübt. Das alles aber wird überschattet von der großen Gefahr, die dem Leben und der 
Zukunft unseres Volkes durch einen neuen imperialistischen Krieg droht, für den es seine 
Knochen und sein Blut opfern soll. Darum ist es von so großer Bedeutung, Mittel und 
Wege zu finden, um das deutsche Volk zusammenzuschweißen und zu verhindern, daß 
es zur Durchführung der Pläne der feindlichen Kräfte mißbraucht wird. 

Das war der Inhalt und Sinn der Volkskongreßbewegung, durch die in der sowjeti­
schen Besatzungszone die Parteien, Gewerkschaften und Massenorganisationen zur 
Lösung einer gemeinsamen Aufgabe zusammengeführt werden konnten, genau so wie im 
demokratischen Block, in dem die Parteien zusammenarbeiten, um die großen Aufgaben 
in unserer Zone zu lösen. Wir haben mit der Erfüllung dieser Aufgaben eine große 
Arbeit geleistet und der Bevölkerung im Westen Deutschlands, die durch die schändliche 
Hetze der feindlichen Mächte und der ihnen dienenden Presse irregeführt und in den 
Glauben versetzt wird, als ob es in der sowjetischen Besatzungszone weder die Freiheit 
der Persönlichkeit gebe noch das Leben der Bevölkerung gesichert sei, bewiesen, daß das 
Gegenteil der Fall ist. Leider haben wir es nur nicht genügend verstanden, durch eine 
entsprechende Propaganda die Aufwärtsentwicklung in der sowjetischen Zone der 
Bevölkerung ganz Deutschlands verständlich zu machen. Was wir hier erreicht haben, 
wurde vielfach als eine Selbstverständlichkeit hingenommen. Dasselbe gilt für alles das, 
was unsere Aktivisten in den Betrieben zur Steigerung der Arbeitsproduktivität leisten. 
Wir haben diese Leistungen zwar durch die Verteilung der Nationalpreise und die 
Gewährung von Prämien in ihrer großen Bedeutung stärker herausgestellt, aber wir ste­
hen vor der Tatsache, daß das noch nicht in das Bewußtsein des ganzen Volkes gedrun­
gen ist. Bei der weiteren Propaganda muß stärker als bisher das Gute, was wir geschaffen 
haben, in das Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit gestellt werden, damit es auch von der 
Bevölkerung des Westens gesehen und gewürdigt wird. 

Die im Westen geschaffene Regierung, die von sich betrügerisch behauptet, sie sei eine 
deutsche Regierung und auf Grund des Willens des deutschen Volkes im Amt, ist, wie 
sich mit jedem Tag mehr herausstellt, kein deutsches Organ, sondern ein Organ der 
westlichen Besatzungsmächte. Das kommt in alledem deutlich zum Ausdruck, was in der 
kurzen Zeit ihrer Existenz geschehen ist. Allein die Tatsache, daß dieser von den Par­
tei[en] dort gebildeten „Regierung" am Tage ihres Amtsantritts von den Gouverneuren 
der westlichen Besatzungsmächte das Besatzungsstatut übergeben wurde, beweist, daß 
diese Regierung ihre Aufgabe nur auf Grund des Diktats der westlichen Besatzungs­
mächte durchzuführen hat. Auch die Abwertung der deutschen Mark und die Herabset­
zung des Kurses5 hat sofort dasselbe bestätigt, nämlich daß diese Regierung die Interes­
sen des deutschen Volkes nicht wahrnehmen kann, sondern nur ein Organ ist, das den 
westlichen Besatzungsmächten hörig ist. So ist es unsere dringendste Aufgabe, den wah-

5 Am 28. September 1949 wurde die D-Mark von 30 auf 28,8 US-Cents abgewertet. 
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ren Charakter der Bonner Regierung als eines willfährigen Organs der westlichen Besat­
zungsmächte gegen das deutsche Volk zu kennzeichnen. Dabei können wir uns auf die 
Tatsachen stützen, die schon gegeben sind und die sich in der weiteren Entwicklung 
noch zeigen werden. 

Aus alledem ergibt sich für das deutsche Volk die Verpflichtung, ein Zentrum zu 
schaffen, das die nationalen, politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Interessen des 
deutschen Volkes vertritt und wahrnimmt. Es ist oft davon gesprochen und oft darauf 
angetippt worden, ob man nicht eine Ostregierung schaffen müsse. Wir haben bisher, 
wenn solche Anregungen an uns herankamen, immer darauf hingewiesen, daß wir 
zunächst abwarten müssen, was sich im separaten Weststaat vollziehen wird . . .6. Bei den 
Wahlen zum sog. Bundestag haben dann die reaktionären Kräfte die Oberhand gewon­
nen. Unsere Voraussage hat sich bewahrheitet, daß die schändliche Politik Schumachers 
nur dazu gedient hat, die Massen zu täuschen und zu betrügen und damit den reaktionä­
ren Kräften in die Hände zu arbeiten. Die Regierung, die dort zustande gekommen ist -
der Ministerpräsident wurde nur mit einer Stimme Mehrheit, mit seiner eigenen Stimme, 
gewählt - , ist nach ihrer ganzen Zusammensetzung mehr oder weniger eine Einparteien­
regierung, nämlich die Regierung der rechts gerichteten Kräfte unter Ausschaltung der 
Sozialdemokratie. Aber auch alle Oppositionsmaßnahmen, die jetzt von der Sozialdemo­
kratie im Westen angekündigt werden, dienen zu nichts anderem, als die Massen darüber 
zu täuschen, daß ihre Interessen nicht etwa durch die Regierung oder durch die Opposi­
tion Schumachers vertreten werden. Auch diese Opposition hat nur den Zweck, das 
deutsche Volk noch mehr unter die Knute der westlichen Besatzungsmächte zu bringen. 
So ergibt sich aus der Entwicklung im Westen Deutschlands für uns ein nationaler Not­
stand und damit die Notwendigkeit, eine ernste nationale Selbsthilfe zu organisieren und 
sie durchzuführen. 

Die Bildung der Nationalen Front ist ein solcher Akt der nationalen Selbsthilfe. In ihr 
sollen alle Kräfte im Osten und Westen, im Süden und Norden Deutschlands zum 
gemeinsamen Kampf gegen die nationale Entmachtung des deutschen Volkes und seine 
Herabwürdigung zusammengefaßt werden. Wir haben uns lange überlegt, ob wir mit 
einem Vorschlag zur Bildung einer Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
hervortreten sollen. Wir haben auf dem Dritten Volkskongreß, auf dem wir den Entwurf 
der Verfassung, wie er vom Volksrat beschlossen wurde, angenommen haben, die 
Grundlage für die Bildung eines nationalen politischen Zentrums für das deutsche Volk 
geschaffen. In dieser Verfassung sind im Gegensatz zur Bonner Verfassung auf Grund 
einer weit ausgedehnten Diskussion, alle Elemente enthalten, die zur Schaffung des 
nationalen Zentrums, für den Kampf um die Einheit und Unabhängigkeit Deutschlands 
erforderlich sind. 

Es ist nun die Frage, ob es uns gelingt, gemeinsam mit den Kräften, mit denen wir in 
der Volkskongreßbewegung und im Block zusammengearbeitet haben, eine Einmütigkeit 
über die zu bildende [Regierung] herbeizuführen. Wir wissen, daß in den altbürgerlichen 
Parteien, in der CDU und LDP, noch sehr viele alte reaktionäre Kräfte am Werke sind, 
die nicht mit der von uns gemeinsam betriebenen Politik einverstanden sind und versu­
chen, die Entwicklung aufzuhalten, wenn nicht gar wieder zurückzuschrauben. Wir 
haben immer wieder die rechts gerichteten Elemente in den beiden bürgerlichen Parteien 

6 Vgl. Siegfried Suckut, Blockpolitik in der SBZ/DDR 1945-1949. Die Sitzungsprotokolle des zen­
tralen Einheitsfront-Ausschusses. Quellenedition, Köln 1986, S. 261 ff. und 435. 
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bekämpft, um den rechten Flügel in diesen Parteien zu schwächen und die Politik, die 
wir bisher in unserer Zone getrieben haben, weiter zu entwickeln. Das wäre wahrschein­
lich auch unsere nächste Aufgabe gewesen angesichts der Forderung dieser Parteien, in 
unserer Zone Landtagswahlen durchzuführen. Von ihnen ist es geradezu zum Schibbo-
leth7 gemacht worden: Wahlen zu den Landtagen. Wir haben auch über diese Frage mit 
den beiden Parteien gesprochen, und es war Aussicht vorhanden, die fortschrittlichen 
Elemente dafür zu gewinnen und ihnen verständlich zu machen, daß man nicht Wahlen 
zu jeder Zeit vornehmen kann, sondern dafür die für den Erfolg der Wahlen günstigste 
Situation aussuchen muß. Dabei spielt in erster Linie die Entwicklung im Westen eine 
Rolle. Gegenüber der Hetze und angesichts des Massenbetruges, der im Westen in bezug 
auf die Entwicklung in der Ostzone betrieben wird, war es notwendig, die Tatsachen 
sprechen zu lassen und so die Massen zu überzeugen, daß der Weg, der im Westen 
beschritten wird, in die nationale Katastrophe führt, während der Weg im Osten zum 
Frieden und zur Unabhängigkeit des deutschen Volkes führt. Diese Entwicklung mußte 
weiter vorangetrieben werden, um so durch die Tatsachen selbst günstige Voraussetzun­
gen für Wahlen in der sowjetischen Besatzungzone zu schaffen. Dazu kam die Entwick­
lung in der Zone selbst: der Zweijahresplan mit der Steigerung der Produktivität in 
Industrie und Landwirtschaft mit dem Ergebnis, daß die Bevölkerung besser mit Lebens­
mitteln und Bedarfsgegenständen versorgt werden kann. Die Aussichten dafür sind 
durchaus günstig, und es ist kein Zweifel, daß nach Abschluß des Zweijahres-Wirt-
schaftsplans diese Fragen in einigermaßen befriedigendem Sinne gelöst werden8. Aber 
das mußte auch abgewartet werden, und unsere Propaganda auf diesem Gebiete sollte ja 
in erster Linie dazu dienen, den Wirtschaftsplan nicht nur zu erfüllen, sondern so über-
zuerfüllen, daß wir das von uns erhoffte Ergebnis auch erreichen konnten. 

Aus dieser ganzen Situation ergab sich die Notwendigkeit, uns mit den bürgerlichen 
Parteien dahin zu verständigen, daß wir die Wahlen jetzt nicht durchführen können, die 
jetzt im Herbst nach Ablauf der Wahlperiode für die Landtage hätten stattfinden müs­
sen9. Wir haben darüber mit den Vertretern der Parteien gesprochen, und es bestand 
auch Aussicht, daß sie sich damit einverstanden erklärten, in den Landtagen den verfas­
sungsmäßigen Beschluß zu fassen, die Wahlperiode zu verlängern und im nächsten Früh­
jahr darüber zu beraten, zu welchem Zeitpunkt die Wahlen stattfinden sollen. Wir selber 
sind der Auffassung, daß der Termin für die Wahlen auf den Oktober des nächsten Jah­
res gelegt werden muß, daß wir die Aufwärtsentwicklung noch weiter fördern müssen, 
um so der Bevölkerung handgreifliche Ergebnisse zu zeigen und sie davon zu überzeu­
gen, daß nur die Politik, wie sie auf Grund der Initiative der SED gemeinsam von den 
Parteien betrieben worden ist, dem deutschen Volke zum Nutzen gereicht. 

Ich sage noch einmal, daß die rechtsgerichteten Elemente in den bürgerlichen Parteien 
gegen diesen unseren Plan Sturm gelaufen sind. Sie haben wiederholt in den Landtagen 

7 Losungswort. 
8 Der am 29./30. Juni 1948 vorn SED-Parteivorstand verabschiedete Zweijahresplan leitete die lang­

fristige Wirtschaftsplanung in der SBZ/DDR ein. Sein Hauptziel, im Jahr 1950 wieder 81% der 
Industrieproduktion von 1936 zu erreichen, wurde zwar nach dem offiziellen Ergebnis mit 110,7% 
deutlich übertroffen, die Lebensmittelversorgung aber hatte sich noch nicht soweit verbessert, daß 
die von der SED für Ende 1950 angestrebte Aufhebung der Rationierung tatsächlich verfügt werden 
konnte. 

9 Vgl. S. 129 der Einleitung. 
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Anträge gestellt, jetzt über diese Frage zu entscheiden10. Ich hoffe aber, daß es uns gelin­
gen wird, die Mehrheit dieser Parteien dafür zu gewinnen und uns zu verständigen, daß 
wir uns vielleicht im nächsten Frühjahr über den Wahltermin unterhalten und ihn dann 
für den Herbst 1950 ansetzen. Diese Frage wird jetzt wiederum sehr stark im Vorder­
grunde stehen. Wir glauben, daß die staatlichen Maßnahmen, die wir vorschlagen, es 
vielleicht erleichtern werden, eine solche Entscheidung über die Verlängerung der Wahl­
periode in den Landtagen zu treffen. 

Worauf gehen nun unsere Vorschläge hinaus? Wir wollen uns mit den bürgerlichen 
Parteien, den Gewerkschaften und den Massenorganisationen, die im Deutschen Volks­
rat vertreten sind11, darüber verständigen, eine provisorische Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik zu bilden. Das Provisorium ergibt sich daraus, daß für das zu 
schaffende gesetzgebende Organ noch keine Wahlen durchgeführt werden können und 
wir dazu den Deutschen Volksrat als Grundlage nehmen müssen, indem er sich zu einer 
provisorischen Volkskammer umbildet, und zwar unter Berufung auf die Lage, wie sie 
sich jetzt auf Grund der Maßnahmen in Westdeutschland ergeben hat, und auf die Not­
wendigkeit, der im Dienste der Amerikaner stehenden Westregierung eine wirklich deut­
sche Regierung gegenüberzustellen. Die Lage ist so ernst, daß wir um diesen Schritt 
nicht mehr herumkommen können. Wir glauben, daß es möglich sein wird, mit den bür­
gerlichen Parteien darüber eine Verständigung herbeizuführen. Wir, Gen. Grotewohl 
und ich, haben mit den Vorsitzenden der Parteien über die Lage und die Notwendigkeit, 
eine Regierung zu bilden, gesprochen. Sie haben sich mit dem Vorschlage einverstanden 
erklärt. Um aber volle Klarheit zu schaffen, ist es notwendig, daß wir uns ernsthaft mit 
den Kräften unterhalten, die bisher im demokratischen Block und im Präsidium des 
Deutschen Volksrats ihre Vertretung hatten. Wir wollen also morgen, am 5. Oktober, 
nachmittags eine gemeinsame Sitzung des demokratischen Blocks und des Präsidiums 
des Deutschen Volksrats abhalten, in der wir uns zunächst über den Ernst der Lage und 
über die sich daraus für uns ergebende Schlußfolgerung unterhalten werden, eine deut­
sche Regierung zu bilden, die natürlich nur mit Hilfe der Organe der Ostzone gebildet 
wird, die aber mit Fug und Recht, so wie die Verfassung für sich in Anspruch nimmt, die 
Verfassung des Deutschen Volkes zu sein, sich als eine deutsche Regierung der Deut­
schen Demokratischen Republik bezeichnen kann. Sowohl die Volkskammer, die aus der 
Umbildung des Volksrats entstehen soll, wie auch die von der Volkskammer gewählte 
Regierung soll ein Provisorium sein. Wir sind aber der Meinung, daß dieses Provisorium 
so bald wie möglich mit der Festsetzung von allgemeinen Wahlen für eine Volkskam­
mer beendet werden und daß dann von der Volkskammer die Regierung gebildet werden 
soll. 

Auch hier steht natürlich die Frage, welches entsprechend der Situation der gegebene 
Zeitpunkt für die Wahlen sein wird. Wir werden den Parteien vorschlagen, dafür den 
Herbst 1950 in Aussicht zu nehmen. Vielleicht kann man eine klare Fragestellung umge­
hen, indem man sagt: wir werden uns, nachdem Volkskammer und Regierung tätig 

10 Bisher ist kein genauer Überblick möglich, welche Anträge wo gestellt wurden, doch ist davon aus­
zugehen, daß alle Landtage betroffen waren. 

11 Es handelte sich außer dem FDGB um folgende Massenorganisationen: Freie Deutsche Jugend 
(FDD, Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe (VdgB), Konsumgenossenschaften, Kulturbund, 
Demokratischer Frauenbund Deutschlands (DFD) und die Vereinigung der Verfolgten des Nazire­
gimes (VVN). 
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geworden sind, im Frühjahr nächsten Jahres über den Wahltermin unterhalten, der dann 
durch die Volkskammer selbst bestimmt wird, so daß aus der Volkskammer selbst heraus 
die dort vereinigten Kräfte gemeinsam eine Entscheidung über den Termin für die Wah­
len treffen. Man kann das eine wie das andere tun. Der eine Weg verschiebt die Ent­
scheidung. Wir haben ein Interesse daran, daß die Propaganda, die die rechts gerichteten 
Elemente der beiden bürgerlichen Parteien fortwährend mit der Abhaltung von Wahlen 
treiben, nicht ständig von Monat zu Monat fortgesetzt wird, sondern daß zunächst ein­
mal ein Termin festgesetzt wird, bis zu dem nicht mehr über diese Frage gesprochen 
wird. Es gibt also zwei Möglichkeiten: einmal im nächsten Frühjahr zu der Frage Stel­
lung zu nehmen oder aber offen auszusprechen, daß [es] zwar [nach] unserer Meinung 
notwendig ist, Volkskammer und Regierung erst ein Jahr arbeiten zu lassen und dann die 
Wahlen vorzunehmen. Über diese Frage wird morgen in der gemeinsamen Tagung dis­
kutiert und entschieden werden. Wir haben auch ein Interesse daran, den Prozeß der 
Regierungsbildung möglichst beschleunigt durchzuführen, um die Störungsmanöver, wie 
sie von den Westparteien und der Westpresse hier betrieben werden, auf einen möglichst 
engen Raum zu beschränken und sie vor vollendete Tatsachen zu stellen, die nicht mehr 
geändert werden. Darüber soll morgen in der gemeinsamen Sitzung beraten und 
beschlossen werden. 

Die erste Maßnahme ist, daß der Deutsche Volksrat zum Freitag, dem 7. Oktober, 
nach Berlin einberufen wird, um nach einer Erklärung der Lage den Beschluß zu fassen, 
daß er sich in die provisorische Volkskammer umwandelt. Wir sind der Meinung, daß 
dieser Beschluß einstimmig gefaßt werden wird, und daß es kaum jemand geben wird, 
der dagegen stimmt. Etwa 15 Minuten nach Beendigung der Volksratstagung soll dann 
die konstituierende Sitzung der provisorischen Volkskammer stattfinden12, und zwar mit 
der Tagesordnung: Entgegennahme einer Erklärung zur Lage, Wahl des Präsidiums der 
Volkskammer, Verabschiedung eines Gesetzes, das sich die provisorische Volkskammer 
in der Zusammensetzung des vom 3. Deutschen Volkskongreß am 30. Mai 1949 gewähl­
ten Volksrats und auf Grund der vom 3. Volkskongreß beschlossenen Verfassung konsti­
tuiert, ferner der Beschluß, daß die vom 3. Deutschen Volkskongreß beschlossene Ver­
fassung Rechtskraft erhält, so daß damit die verfassungsmäßige Grundlage für die 
Regierungsbildung geschaffen ist. Vielleicht wird die Volkskammer selbst zur Beruhi­
gung jener Leute, die mißtrauisch sind und glauben, daß sich die Volkskammer gleich für 
4 Jahre konstituiert, beschließen, daß das Provisorium der Volkskammer mit der Durch­
führung der in der Verfassung vorgesehenen allgemeinen Wahl, deren Termin durch die 
Volkskammer beschlossen werden soll, beendet wird. Schließlich noch das Gesetz zur 
Bildung einer provisorischen Regierung der Deutschen Demokratischen Republik. Das 
ist alles in der Verfassung festgelegt, und wir brauchen uns nur auf die Verfassung zu 
berufen. In der Verfassung ist aber nicht das Provisorium vorgesehen. Dadurch befinden 
wir uns in einer außerordentlichen Lage, und es wird zweckmäßig sein, ein Gesetz zu 
beschließen, daß eine solche provisorische Regierung gebildet wird. 

Nach den Verfassungsbestimmungen muß der Ministerpräsident von der stärksten 
Fraktion benannt werden. Wir werden von uns aus, da wir die stärkste Fraktion sind, den 

12 Der Beginn der Sitzung verzögerte sich am 7. Oktober um ca. 45 Minuten. Nach Darstellung der 
West-Berliner Tageszeitung „Der Tag" vom 8. Oktober 1949 lag dies daran, daß Volksratsmitglieder 
der CDU in der Zentrale ihrer Partei noch über eine Stellungnahme zur Wahlfrage diskutierten und 
einige Ersatz-Delegierte den Tagungsort noch nicht erreicht hatten. 
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Mitgliedern der Volkskammer Genossen Otto Grotewohl als Ministerpräsidenten benen­
nen. (Lebhafter Beifall.) Er wird dann auf Grund des Beschlusses der Volkskammer 
beauftragt werden, in Verhandlungen mit den Parteien einen Vorschlag für die Zusam­
mensetzung der Regierung zu unterbreiten. 

In der Verfassung ist dann die Bildung einer Länderkammer vorgesehen, zu der die 
Vertreter aus den Landtagen auf Grund eines Schlüssels - auf 500 000 Einwohner entfällt 
ein Abgeordneter - gewählt werden müssen. Auch der Länderkammer wollen wir die 
Bezeichnung „provisorische Länderkammer" geben, weil die Wahlperiode beinahe abge­
laufen ist13 und mit Fug und Recht eingewendet werden könnte, auf Grund der jetzigen 
Zusammensetzung könnten die Mandate unter den Parteien nicht verteilt werden. Auch 
hier ist ein Gesetz notwendig, um eine provisorische Länderkammer zu schaffen. Auf 
Grund der Schlüsselzahl würden entfallen: auf Sachsen 12 Vertreter, auf Sachsen-Anhalt 
8, Thüringen 6, Brandenburg 5 und Mecklenburg 4 Vertreter14, die auf die einzelnen 
Fraktionen verteilt werden müssen. Wir werden die Landtagspräsidenten ersuchen - viel­
leicht wird das auf Grund eines Volkskammerbeschlusses erfolgen - , eine außerordentli-
che Tagung der Landtage auf Montag, den 10. Oktober, einzuberufen, um dort die Län­
dervertreter für die provisorische Länderkammer zu wählen. Bei der Gelegenheit sollen 
die Landtage auch beschließen - darüber muß morgen in der Blocksitzung eine Verstän­
digung herbeigeführt werden - , daß die Wahlen zu den Landtagen mit der allgemeinen 
Wahl zur Volkskammer zusammengelegt werden, so daß damit ein allgemeiner Wahltag 
festgesetzt wird, an dem die Abgeordneten der Landtage, der Kreistage und der 
Gemeindevertretungen gewählt werden, so daß alle Wahlen gemeinsam und einheitlich 
an einem Tage durchgeführt werden. 

Eine andere Frage ist die des Verhältnisses von Berlin zur Länderkammer. Berlin ist 
kein Land, sondern die Hauptstadt des Landes, und doch wäre es zweckmäßig, wenn 
Berlin auch in der Länderkammer vertreten ist. Wir wissen ja, wie im Westen große 
Bemühungen darum gehen, Berlin als Land dem Bunde anzuschließen. Im Bundestag ist 
auch ein entsprechender Beschluß gefaßt worden15; ob er bestätigt wird, ist eine andere 
Frage. Wir wollen diesen Bestrebungen keinen Vorschub leisten. Deswegen wird es 
zweckmäßig sein, in der Volkskammer zu beschließen, daß Berlin 7 Vertreter mit bera­
tender Stimme in die Länderkammer entsendet, um so an den Beratungen der Länder­
kammer teilnehmen zu können. Wir glauben, daß damit der Propaganda, Berlin an den 
Weststaat anzuschließen, kein Vorschub geleistet wird. 

Die Länderkammer, die auf Grund der Wahlen von Montag, dem 10. Oktober, 
zustande kommt, soll bereits am nächsten Tage, also am 11. Oktober, in Berlin zu ihrer 
konstituierenden Sitzung zusammentreten, in der wahrscheinlich nach einer Bespre­
chung der Lage das Präsidium der Länderkammer gewählt wird. Am selben Tage soll 
dann nachmittags um 4 Uhr eine gemeinsame Tagung der Provisorischen Volkskammer 
und der Provisorischen Länderkammer stattfinden, um gemäß der in der Verfassung vor­
gesehenen Bestimmung den Präsidenten der Deutschen Demokratischen Republik zu 

13 Gemeint war die Wahlperiode der Landtage. 
14 Für Berlin waren sieben Vertreter mit beratendem Stimmrecht vorgesehen (vgl. folgenden Absatz). 
15 Auf Antrag der SPD vom 7. September 1949 hatte der Bundestag am 30. September 1949 beschlos­

sen, „daß nach dem Willen des deutschen Volkes Groß-Berlin Bestandteil der Bundesrepublik 
Deutschland und ihre Hauptstadt sein soll". Vgl. Berlin. Quellen und Dokumente 1945-1951, 
2. Halbband, Berlin (West) 1964, S. 2057. 
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wählen. Wir wollen versuchen, zu erreichen, daß seitens einer der führenden Persönlich­
keiten aus den bürgerlichen Parteien, wahrscheinlich Hamann von der LDP, den Vor­
schlag für die Wahl macht16; denn wir müssen das größte Gewicht darauf legen, daß im 
Gegensatz zu der Zerrissenheit bei den Abstimmungen über die Wahl des Staatspräsiden­
ten im Weststaat und für die Westregierung die Beschlüsse bei uns möglichst einstimmig 
gefaßt werden. Nach den Beschlüssen des Politbüros soll Wilhelm Pieck als Staatspräsi­
dent vorgeschlagen werden. (Langanhaltender Beifall.) Ob es gelingen wird, Hamann 
von der Liberal-Demokratischen Partei zu einem solchen Vorschlage zu bestimmen, ist 
eine andere Frage. Wir hatten darüber auch Unterhaltungen mit den Vertretern der 
CDU, mit Nuschke und Dertinger17, auch mit Kastner und Hamann von der LDP und 
Vertretern anderer Parteien und der Gewerkschaften. Von der CDU wurde der Vor­
schlag ohne Widerspruch entgegengenommen. Kastner von der LDP, mit dem wir 
zunächst allein verhandeln mußten, hatte gegen den Vorschlag große Bedenken, und 
zwar wie er erklärte, selbstverständlich nicht hinsichtlich der Person, sondern hinsichtlich 
der Auswirkung auf den Westen. Er sagte, wie es wirkte, wenn wir einen SED-Minister­
präsidenten und einen SED-Staatspräsidenten haben. Wir haben ihm die Frage vorge­
legt, ob wir uns danach zu richten brauchten, wie das auf den Westen wirkt, ob etwa der 
Westen bei der Durchführung der Wahlen usw. irgendwie auf den Osten Rücksicht 
genommen hätte. Wir sähen darin keinen Nachteil. Viel wichtiger ist es, wie es auf die 
Bevölkerung wirken wird. Darauf kommt es an und nicht auf die westlichen Elemente, 
die alles tun, um gegen das deutsche Volk zu handeln. Kastner hat immer wieder um die 
Frage herumgeredet, ohne zu sagen, daß eigentlich er der berufene Mann für den Posten 
sei. Jedenfalls hat er an etwas Ähnliches dabei gedacht. Als wir dann mit Hamann spra­
chen, haben wir einen ganz anderen Eindruck bekommen. Er hat sich sehr ernst zu den 
Fragen geäußert, und man kann sagen überwiegend zustimmend. Wenn er nicht unmit­
telbar seine Zustimmung gab, so hat er doch auch keinen Widerspruch erhoben. Der 
engere Vorstand, der erweiterte Vorstand wie auch der Hauptausschuß der LDP haben 
jetzt in Leipzig getagt, und ich höre soeben, daß sich Hamann für eine Besprechung 
angemeldet hat, in der er uns wahrscheinlich über den Ausgang der Besprechung in Leip­
zig Mitteilung machen will18. Soviel zu der Frage der Wahl des Präsidenten der Repu­
blik, der dann den Eid auf die Verfassung leisten muß. 

Am nächsten Tage, am 12. Oktober, soll dann die zweite Tagung der Provisorischen 
Volkskammer stattfinden, auf der dann Gen. Grotewohl über das Ergebnis seiner Ver­
handlungen mit den bürgerlichen Parteien über die Zusammensetzung der Regierung 
berichten und im Anschluß daran die Regierungserklärung abgeben wird. Dann wird die 
Volkskammer die Möglichkeit haben, sich sowohl zur Zusammensetzung der Regierung 
wie zur Regierungserklärung zu äußern und entweder eine Vertrauenserklärung abzuge­
ben oder das Vertrauen zu verweigern. Wenn die Regierung das Vertrauen der Volks­
kammer erhält, wird die Vereidigung der Regierungsmitglieder durch den Präsidenten 
der Republik erfolgen. Weiter sind noch die Mitglieder des Obersten Gerichtshofs der 
Republik und der Obersten Staatsanwaltschaft zu wählen. Vielleicht wird auch das noch 

16 Tatsächlich stellte der CDU-Vorsitzende Otto Nuschke im Namen aller Fraktionen den Antrag. 
17 Georg Dertinger war CDU-Generalsekretär, Hermann Kastner und Karl Hamann waren gleichbe­

rechtigte Vorsitzende der LDP in der SBZ. 
18 Der LDP-Hauptausschuß hatte der geplanten Staatsgründung zugestimmt. Vgl. den Wortlaut der 

Resolution in „Der Morgen" vom 4. Oktober 1949, S. 1. 
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in derselben Sitzung geschehen19. Soviel zur Prozedur, die sich bis zur Regierungsbil­
dung vollziehen soll. 

Über die Zusammensetzung der Regierung haben wir uns natürlich auch sehr ernste 
Gedanken gemacht und darüber auch mit den Vorsitzenden der Parteien gesprochen. 
Die Zusammensetzung der Regierung ist, vorausgesetzt, daß darüber Übereinstimmung 
erzielt wird, in folgender Form vorgesehen: Ministerpräsident Otto Grotewohl [SPD/ 
SED], Staatssekretär Fritz Geyer [SED]. Dann sollen drei stellvertretende Ministerpräsi­
denten fungieren: Walter Ulbricht [KPD/SED], Otto Nuschke [CDU] und Prof. Her­
mann Kastner [LDP]. Die Notwendigkeit, drei Stellvertreter zu wählen, ergibt sich 
daraus, die führenden Parteipolitiker unmittelbar in die Regierung zu bringen, ohne daß 
ihnen besondere Ressorts und Portefeuilles übergeben werden. 

Als Minister des Innern schlagen wir Gen. Karl Steinhoff [SPD/SED], den jetzigen 
Ministerpräsidenten von Brandenburg, vor, der dort abgelöst werden müßte, und als 
Staatssekretär entweder Hans Warnke [KPD/SED] aus Mecklenburg oder einen Genos­
sen Adolphs [KPD/SED] aus Dessau. Darüber müssen wir uns noch verständigen. 

Dem Ressort Wirtschaftsplanung soll als Minister Heinrich Rau [KPD/SED], als 
Staatssekretär Bruno Leuschner [KPD/SED] vorstehen; dem Ressort Industrie Fritz 
Selbmann [KPD/SED], als Staatssekretär Adolf Wunderlich von der NDP; Außenhan­
del und Materialversorgung: Georg Handtke (SED), als Staatssekretär Ganter-Gilmans 
(CDU); Volksbildung: Paul Wandel [KPD/SED], als Staatssekretär ein Vertreter der 
LDP, der noch nicht benannt ist; Handel und Versorgung: [Georg] Dertinger (CDU), 
als Staatssekretär ein Vertreter der LDP, der noch nicht feststeht; Arbeit und Gesund­
heitswesen: [Luitpold] Steidle (CDU), als Staatssekretär Paeschke (FDGB). Das Mini­
sterium Aufbau soll [Karl] Hamann von der LDP als Minister übernehmen, Staatssekre­
tär Paul Scholz von der Bauernpartei; Außenpolitik: Lothar Bolz von der National-
Demokratischen Partei, Staatssekretär Anton Ackermann [KPD/SED]; Landwirtschaft: 
Herbert Hoffmann von der Deutschen Bauern Partei20, Staatssekretär Paul Merker 
(SED); Finanzen: Minister Hans Loch (LDP), Staatssekretär Willi Rumpf (SED); Post: 
[Reinhold] Lobedanz (CDU) als Minister, Wilhelm Schröder, (parteilos) als Staatssekre­
tär; Verkehr: Hans Reingruber, (parteilos), als Minister; Otto Kühne [KPD/SED] als 
Staatssekretär; Justiz: [Max] Fechner (SED) als Minister, Helmuth Brandt (CDU), der 
bekannte Berliner Rechtsanwalt, als Staatssekretär. 

Nach dieser Aufstellung und Verteilung werden von den 18 Mitgliedern der Regie­
rung 8 SED-Genossen sein, 4 Vertreter der CDU, 3 der LDP, wozu noch der Präsident 
des Obersten Gerichtshofes, Eugen Schiffer, kommen soll21, so daß die LDP auch 4 Ver­
treter hat, die National-Demokratische Partei und die Bauernpartei je einen Vertreter. 

Oberster Staatsanwalt soll Dr. Ernst Mehlsheimer (SED) werden. Als Präsidenten der 
Volkskammer haben wir Jonny Löhr von der National-Demokratischen Partei vorge­
schlagen22, dazu 3 Stellvertreter und 3 Beisitzer aus den anderen Parteien. Präsident der 

19 Sie wurden dann doch erst am 7. Dezember 1949 gewählt. Präsident des Obersten Gerichts wurde 
Kurt Schumann (NDPD), Generalstaatsanwalt Ernst Melsheimer (SED). Vgl. Provisorische Volks­
kammer der Deutschen Demokratischen Republik, 6. Sitzung, Mittwoch, den 7. Dezember 1949, 
S.85. 

20 Gemeint war die „Demokratische Bauernpartei Deutschlands" (DBD). 
21 Schiffer, Jg. 1860, lehnte aus Altersgründen ab. 
22 Die Parteien verständigten sich später auf Johannes Dieckmann (LDP). 
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Länderkammer soll Otto Buchwitz [SPD/SED] werden23, dazu 2 Stellvertreter und 
2 Beisitzer. Als Beisitzer des Obersten Gerichtshofes wird von uns Hilde Benjamin 
[KPD/SED] vorgeschlagen; die anderen Parteien haben ihre Vertreter noch nicht 
benannt. Wir haben in Aussicht genommen, von der CDU [Carl Günther] Ruland vorzu­
schlagen; die beiden anderen Parteien werden morgen ihre Vorschläge machen, nach­
dem wir ihnen das nahegelegt haben24. 

Es ist noch zu bemerken, daß wir für die Kontrolle, die Information und Reparationen 
keine besonderen Ministerien bilden werden, sondern dafür beim Ministerpräsidenten 
Verwaltungen haben werden, für die Fritz Lange [SED], Gerhart Eisler [KPD/SED] 
und Bernd Weinberger [SED] vorgeschlagen werden. 

Wir glauben, daß sich unter Berücksichtigung der Staatssekretäre die anderen Parteien 
durch die Zusammensetzung der Regierung nicht benachteiligt fühlen können. Wir 
haben nur in zweifacher Hinsicht von der CDU Einwendungen bekommen. Die eine 
bezieht sich auf den Posten des Präsidenten der Volkskammer, für den von der CDU 
Otto Nuschke vorgeschlagen wird. Gegen einen solchen Vorschlag haben wir große 
Bedenken; denn wir wissen, welche Bedeutung der Präsident eines Parlamentes hat, wie 
viele Dinge mit ihm vereinbart werden müssen und wie er durch eine geschickte Führung 
des Präsidiums die Beschlüsse so vorbereiten muß, daß sie auch die Zustimmung finden. 
In dieser Beziehung haben wir wahrscheinlich bei Nuschke mancherlei Schwierigkeiten 
zu erwarten. Mit der Übernahme des Präsidentenamtes würde er auch aus der Reihe der 
stellvertretenden Ministerpräsidenten ausschalten [!]. Wir wissen nicht, was die CDU 
veranlaßt, einen solchen Vorschlag zu machen. 

(Otto Grotewohl: Um die Opposition zu organisieren!) - Nuschke will nicht als Par­
teiführer festgelegt sein. Kastner hat sich mit der Position als stellvertretender Minister­
präsident einverstanden erklärt. Wir werden mit Nuschke noch verhandeln müssen. 
Jedenfalls können wir dem Vorschlage, ihn zum Präsidenten der Volkskammer zu Wäh­
len, nicht zustimmen. 

Dann hat die CDU noch den Wunsch geäußert, einen weiteren Staatssekretär zu stel­
len. Damit würde die CDU in der Regierung sehr stark vertreten sein und außer dem 
stellvertretenden Ministerpräsidenten 3 Minister (Handel, Arbeit und Post) und 2 Staats­
sekretäre (Außenhandel und Justiz) haben. Der CDU einen dritten Staatssekretär zu 
geben, stände in gar keinem Verhältnis zur Stellung der LDP. Wir werden also mit der 
CDU verhandeln müssen und darauf dringen, daß sie sich in ihren Ansprüchen ein wenig 
beschränkt25. Unter keinen Umständen werden wir darauf eingehen, daß das Präsidium 
der Volkskammer in die Hände der CDU kommt. 

Das sind die Vorschläge und Gedanken, die wir uns über die Zusammensetzung der 

23 Dieses Amt erhielt schließlich Reinhold Lobedanz (CDU). 
24 Als CDU-Vertreter wurde nicht Ruland, sondern Wilhelm Heinrich berufen. Weitere „Oberrichter" 

waren: Curt Cohn (LDP) und Maximilian Stegmann (Parteizugehörigkeit unbekannt). Provisori­
sche Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik, 6. Sitzung, S. 85. 

25 Von den 15 Staatssekretären gehörten später 7 der SED, 3 der CDU, 2 der LPD und je einer der 
NDPD und der DBD an; einer war parteilos. Vgl. zur Zusammensetzung der Regierung: Wolfgang 
Zank, Wirtschaftliche Zentralverwaltungen und Deutsche Wirtschaftskommission (DWK), in: 
Martin Broszat/Hermann Weber (Hrsg.), SBZ-Handbuch, Staatliche Verwaltungen, Parteien, 
gesellschaftliche Organisationen und ihre Führungskräfte in der Sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands 1945-1949, München 1990, S. 253-290, hier: S. 289f. 
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Regierung gemacht haben. Wieweit sie in den Verhandlungen mit den Parteien verwirk­
licht werden, muß man abwarten. Wir haben deshalb auch in Aussicht genommen, daß 
der Parteivorstand am nächsten Sonntag Nachmittag zusammenberufen wird, um ihm 
vor der Wahl des Staatspräsidenten und der Regierung noch Gelegenheit zur Stellung­
nahme zu geben, nachdem das Ergebnis der Beratungen mit den anderen Parteien vor­
liegt. Die Sitzung wird wahrscheinlich nur kurz sein. Deswegen haben wir gedacht, daß 
wir die Genossen für Sonntag-Abend in Anspruch nehmen können, um ihnen hier über 
die Verhandlungen zu berichten und die Zusicherung zu haben, daß der Parteivorstand 
mit den getroffenen Vereinbarungen einverstanden ist26. 

Damit wir die Kreise nicht erst durch eine langwierige Berichterstattung über die Lan­
desvorstände über alle Maßnahmen zu unterrichten brauchen, wollen wir zur Parteivor­
standssitzung aus jedem Kreise einen Vertreter hinzuziehen, so daß mit einem Schlage 
alle Parteikreise über unsere Maßnahmen verständigt sind. Wir werden also mit den 
161 Vertretern der Kreise 210 Genossen Zusammensein27. Die Tagung wird oben im 
Speisesaal stattfinden. Wir ersparen uns durch diese gemeinsame Tagung sehr vieles 
Reden und Schreiben. 

Wir müssen damit rechnen, daß nach der morgigen Sitzung des Blocks schon gewisse 
Nachrichten in die Öffentlichkeit kommen werden. Der Kreis der Personen dort ist nicht 
so sicher, daß nicht der Eifer der Journalisten doch schon manches herausbekommen 
wird. Für unsere heute Sitzung verlangen wir unbedingte Vertraulichkeit, und wenn wir 
dasselbe auch für die morgige Blocksitzung verlangen, so müssen wir doch damit rech­
nen, daß manche den Journalisten gefügig sind. Wenn wir dann am Freitag den Volksrat 
zusammenberufen und anschließend die Volkskammer, so sind das schon keine geschlos­
senen Körperschaften mehr, sondern dann ist die Presse zugelassen und wir müssen 
damit rechnen, daß alles in die Öffentlichkeit gebracht wird, daß außerdem gleichzeitig 
auch die Hetze einsetzt. Wir sehen ja heute schon, daß sich die Gegner auf Grund der 
durch die Versammlungen hervorgerufenen Bewegung, in denen die Bildung einer 
Regierung gefordert wird28, große Sorgen darüber machen, wer nun in der Regierung 
sein wird. Sie tippen vorläufig noch durchweg daneben. Das beweist, daß ihre Informa­
tionen doch nicht ganz gut sind. Immerhin werden sie ihre Bemühungen in den nächsten 
Tagen noch verstärken. Wir sollen uns gegenüber solcher Neugier in jeder Hinsicht 
ablehnend verhalten und sie bis dahin vertrösten, daß die entsprechenden Beschlüsse von 
den Organen gefaßt sind. 

Soviel zu den Fragen, die sich auf die Bildung der Regierung beziehen! 
Dann haben wir Gelegenheit genommen, uns auch noch zu versichern, wie sich die 

SMA29 zu unseren Vorschlägen verhalten wird. Wir haben die Hoffnung, daß die SMA 
nicht nur damit einverstanden sein wird und das durch eine entsprechende Erklärung 
zum Ausdruck bringen wird, sondern daß sie auch ihre Funktion in Deutschland grund­
legend ändern und auf die Verwaltungsarbeit verzichten wird, daß sie sich lediglich auf 
die Kontrolle der Durchführung der Maßnahmen in Zukunft beschränken wird, die im 
Potsdamer Abkommen vorgesehen sind und die sich auf die Beschlüsse stützen, die 

26 Vgl. zum Verlauf dieser Sitzung das nachfolgende Dokument. 
27 Vgl. dazu Anm. 24 der Einleitung. 
28 Gemeint waren (von SED und FDGB initiierte) Belegschaftsversammlungen, auf denen die Grün­

dung eines eigenen Staates gefordert wurde. 
29 Eigentlich SMAD (Sowjetische Militäradministration in Deutschland). 
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durch die vier Mächte gemeinsam gefaßt worden sind. Außer der Kontrolle bei den 
Ministerien wird die SMA natürlich auch in den Ländern und in den großen Städten 
Kontrollorgane unterhalten, aber in wesentlich eingeschränktem Maße. Das gibt auch 
der neuen Regierung einen ganz besonderen Charakter; denn durch eine solche Erklä­
rung der SMA wird die Souveränität des deutschen Volkes innerhalb des Gebietes, für 
das die Regierung zuständig ist, sichergestellt. Das deutsche Volk wird dann vollkommen 
selbständig zu entscheiden haben, ohne daß, wie es im Westen der Fall ist, die westlichen 
Besatzungsmächte auf Grund des Besatzungsstatus in alle Dinge und Beschlüsse hinein­
reden können. Das gibt der neuen Regierung und der Volkskammer eine erhöhte Bedeu­
tung. 

Wir haben in den Beratungen mit den Organen der sowjetischen Militärverwaltung 
auch über die Frage der Bildung eines Außenministeriums gesprochen. Wir treiben 
natürlich noch wenig Außenpolitik. Die Organe der SMA sind der Meinung, daß es not­
wendig sein wird, deutsche Vertreter in andere Länder zu schicken und u. a. auch eine 
Vertretung der Regierung in der Sowjetunion zu unterhalten. Die Entsendung eines Bot­
schafters nach der Sowjetunion ist nach dieser Zusicherung so gut wie gesichert. Umge­
kehrt wird die Sowjetunion auch einen Botschafter bei unserer Regierung unterhalten30. 
Was sich weiter in den Verhandlungen mit anderen Ländern, so mit den volksdemokrati­
schen Ländern ergeben wird, müssen wir abwarten. Aber wir sind der festen Überzeu­
gung, daß, wenn schon die Sowjetunion einen solchen Schritt tut, auch die anderen 
Regierungen in kurzer Frist folgen werden31. 

Für die Regierungserklärung kommen eine Reihe sehr wichtiger Momente in 
Betracht, die auch den Charakter der Regierung beleuchten sollen. Das gilt besonders in 
bezug auf die Maßnahmen der westlichen Besatzungsmächte, die Deutschland spalten, 
für das Besatzungsstatut und ihr Bestreben, eine bewaffnete Intervention herbeizuführen 
und ein Aufmarschgebiet gegenüber dem Osten, der Sowjetunion und den volksdemo­
kratischen Ländern zu schaffen. 

Wichtig ist auch die Frage einer Amnestie. Wahrscheinlich wird in der Regierungser­
klärung auch eine ziemlich bestimmte Zusage enthalten sein, daß die Verurteilten nach 
Prüfung ihres Falles freigelassen werden, daß auch die bisher von der sowjetischen 
Sicherheitsbehörde unterhaltenen Lager liquidiert werden und daß diese Fälle den deut­
schen Gerichts- und Polizeiorganen überwiesen werden32, so daß wir auch in dieser Hin­
sicht eine wesentliche Erleichterung gegenüber der vom Westen betriebenen Hetze 
haben werden. Hierhin gehört auch die Frage der Rechte der ehemaligen Nazis und so 
weiter, die schon in unserer Entschließung zur Nationalen Front behandelt wird. Ähnli­
ches darüber wird auch in der Regierungserklärung zu sagen sein. 

Dann die Frage der Kriegsgefangenen! Es ist uns erneut bestätigt worden, daß bis 

30 Erste Leiter der Missionen wurden Rudolf Appelt (KPD/SED) bzw. G. M. Puschkin. 
31 Noch im Oktober 1949 erkannten die meisten Volksrepubliken die DDR diplomatisch an, die Mon­

golische als letzte am 13. April 1950. 
32 Am 9. November 1949 wurde das „Gesetz über den Erlaß von Sühnemaßnahmen und die Gewäh­

rung staatsbürgerlicher Rechte für ehemalige Mitglieder und Anhänger der Nazipartei und Offi­
ziere der faschistischen Wehrmacht" beschlossen. Vgl. Provisorische Volkskammer der Deutschen 
Demokratischen Republik, 5. Sitzung, Mittwoch, den 9. November 1949, S. 59 ff. Die sowjetischen 
Lager wurden Anfang 1950 aufgelöst. Vgl. Jan Foitzik, Sowjetische Militäradministration in 
Deutschland (SMAD), in: SBZ-Handbuch, S. 8-69, hier: S. 29 f. 
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Ende d. J. alle deutschen Kriegsgefangenen nach Deutschland zurückkehren werden mit 
Ausnahme der von den Militärgerichten Verurteilten. Eine Kommission soll in zwei 
Monaten die Untersuchungsakten der Kriegsgefangenen überprüfen, um festzustellen, 
welche Personen an das Militärgericht übergeben oder freigesprochen oder nach 
Deutschland transportiert werden sollen. Die Gerichtsverhandlungen gegen alle Kriegs­
gefangenen sind bis zum 1. Januar 1950 abzuschließen. Auch das wird also dazu beitra­
gen, der Hetze, die unausgesetzt in dieser Frage noch betrieben wird, den Boden zu ent­
ziehen, und hier liegen auch für die Aufnahme der Regierungsarbeit sehr wichtige 
Voraussetzungen. 

Das sind im wesentlichen die Fragen, die sich aus dem Begriff der staatlichen Maß­
nahmen ergeben. Natürlich werden die Genossen noch mancherlei Fragen haben, die, 
soweit es möglich ist, von uns beantwortet werden sollen. Ihr sollt volle Klarheit haben 
darüber, was sich mit unserem Vorschlag für unsere Politik und insbesondere für die 
zukünftigen Aufgaben verbindet, die wir sowohl im Rahmen der Nationalen Front als 
auch im Rahmen der zu bildenden Regierung zu lösen haben. Es ist kein Zweifel, daß 
das sehr ernste Aufgaben sind, und daß wir noch sehr viel tun müssen, damit unsere Poli­
tik auch in den unteren Organen unserer Partei Unterstützung findet. 

So haben wir uns immer wieder damit zu beschäftigen, daß von den anderen Parteien 
Beschwerden darüber erhoben werden, daß die Politik, die wir oben gemeinsam 
beschließen und führen, unten nicht genügend gewürdigt wird, daß unten zum Teil 
Herrschaftsansprüche von den unteren Organen der Partei geltendgemacht werden, teil­
weise unter Drohungen, was immer wieder zu Beschwerden an uns führt. Unsere Genos­
sen müssen draußen so erzogen werden, daß sie wissen, was es heißt, Politik zu machen, 
um wirklich die breiten Massen, auch soweit sie sich heute noch in der Gefolgschaft der 
bürgerlichen Parteien befinden, von der Richtigkeit unserer Politik zu überzeugen und 
so auch für die Wahlen günstige Voraussetzungen zu schaffen. Wir müssen also überall 
dort, wo unsere unteren Parteiorgane solche unzweckmäßigen und unzulässigen Maß­
nahmen treffen, von oben her aufklärend wirken und den Genossen plausibel machen, 
daß die von uns eingeschlagene Politik die einzig mögliche ist, die Aussicht hat, das 
deutsche Volk in seiner Mehrheit für unsere Politik zu gewinnen und damit auch eine 
Barriere gegen die Maßnahmen zu schaffen, die von den Westmächten ergriffen werden 
und in ihrer Konsequenz einen neuen Krieg auslösen sollen. Alles das ist auch in der vor­
hin angenommenen Entschließung zur Nationalen Front und in den Vorschlägen enthal­
ten, die euch unterbreitet sind. Damit übernimmt die Partei eine hohe verantwortliche 
Aufgabe. Von der erfolgreichen Durchführung dieser Aufgabe hängt sehr viel ab. Nun 
kommt es darauf an, wie ihr es draußen in den Ländern und Kreisen versteht, das Wesen 
und den Charakter unserer Politik den Massen verständlich zu machen. (Lebhafter Bei­
fall.) 

Vors. G r o t e w o h l : Die 

A u s s p r a c h e 

ist eröffnet. Als erste hat Genossin Elli Schmidt das Wort. 
Elli S c h m i d t (Berlin): Genossinnen und Genossen! Wir alle begrüßen wohl den Vor­

schlag zur Regierungsbildung, den Wilhelm Pieck gemacht hat, aus tiefem Herzen. In 
Zukunft wird es uns jetzt viel leichter fallen, unsere Arbeit unter der Bevölkerung durch-
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zuführen, die für die weitgehenden Maßnahmen auch vollstes Verständnis finden wird. 
Ich möchte aber einige Worte zur Zusammensetzung der Regierung sagen. Sicherlich ist 
jeder Vorschlag sehr gut überlegt worden, und selbstverständlich müssen wir für die 
Regierung die besten und fähigsten Genossen vorschlagen. Deshalb begrüße ich auch die 
einzelnen Vorschläge. Doch ist es natürlich für mich als Genossin nicht angenehm, auf­
treten zu müssen und zu sagen, daß man immerhin solche Genossinnen, die sich schon in 
der Regierungsarbeit bewährt haben, wie Greta Kuckhoff oder Dr. [Margarete] Witt­
kowski, die in der Planung wertvolle Mitarbeit geleistet hat, zum mindesten auch in stell­
vertretender Funktion vermißt. Vielleicht kann man hier noch einen Ausgleich bei den 
Vorschlägen für die Ministerialdirektorposten finden. Jedenfalls glaube ich, daß einige 
Frauen, die in der Wirtschaftskommission und dort immerhin im engeren Gremium füh­
rend tätig gewesen sind, auch den Anspruch haben, in die Regierung zu kommen. 

Es gibt Schwierigkeiten in der Berücksichtigung der einzelnen Parteien - darüber bin 
ich mir durchaus im klaren - , aber vielleicht kann man doch noch erreichen, daß die 
bürgerlichen Parteien, obwohl man ihnen bei ihren Vorschlägen keine Vorschriften 
machen kann, da und dort eine Frau als Stellvertreter benennen. Ich könnte mir vorstel­
len, daß eine Frau wie Frau Schirmer-Pröscher, die als fortschrittliche LDP-Frau 
bekannt ist, sehr gut die Funktion eines stellvertretenden Volksbildungsministers ausfül­
len kann, und dieser Posten ist ja der LDP zugedacht, so finde ich keinen Besseren 
dafür; aber das hängt natürlich nicht von uns ab; wir haben keinen direkten Einfluß dar­
auf. Ich möchte also bitten, später bei der Benennung der Ministerialdirektoren unsere 
fähigen Genossinnen, die in der Deutschen Wirtschaftskommission, in Handel und Ver­
sorgung usw. erfolgreiche Arbeit geleistet haben, mitzubenennen. Es wäre sicher gut 
gewesen, wenn das Politbüro eine Begründung für die Zusammensetzung dieser Liste 
gegeben hätte. Wir können heute nur von uns aus dazu Stellung nehmen. Aber wenn 
wir von der Partei aus heute überall die Heranziehung der Frau zu verantwortlicher 
Arbeit in der Verwaltung, in den führenden Parteifunktionen, als Vorsitzende im Kreis, 
in der Betriebsgruppe oder wo sonst fordern, so werden wir doch auf ein bestimmtes 
Unverständnis unter unseren Genossinnen stoßen, wenn sie diese Regierungsliste se­
hen und dabei vermissen, daß man die Frauen so wenig berücksichtig hat. Wir wissen, 
daß die Frauen in der Bevölkerung in der Mehrzahl sind, und wir müssen sie deshalb mit 
berücksichtigen. Ich möchte zum mindesten heute die Anregung geben, solche Frauen 
wie Greta Kuckhoff, Dr. Grete Wittkowski und Erna Trübenbach, die sehr verantwort­
liche Arbeit geleistet haben und leisten, als Ministerialdirektoren usw. zu berücksich­
tigen. 

Gerhart E i s l e r (Berlin): In den wenigen Tagen bis zur Regierungsbildung müssen 
wir unsere Anstrengungen verstärken und wirklich in den nächsten Tagen in jedem 
Betrieb, in jeder Universität und in allen Schichten der Bevölkerung, besonders auch in 
den bürgerlichen Schichten erreichen, daß die Bewegung zur Forderung einer Regierung 
noch weit mehr anschwillt, als es bis jetzt der Fall war. Deutschland und die Welt und die 
rechten Elemente der bürgerlichen Parteien müssen sehen, daß sich hier die Gewalt eines 
Stromes entwickelt, der man sich nicht einfach widersetzen kann. Besonders müssen wir 
die Gelehrten, die Angehörigen des Klerus, die Nationalpreisträger individuell festlegen. 
Dazu kann das heute beschlossene Programm zur Nationalen Front eine starke Waffe in 
unseren Händen sein. 

Zweitens gebe ich zu bedenken, ob man nicht an dem Tage, an dem der Volksrat sitzt, 
[sich] in die Provisorische Volkskammer verwandelt, in Berlin selbst und auch in anderen 
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Städten große Demonstrationen organisiert, damit so die Bildung der provisorischen 
Regierung nicht nur ein Akt von Leuten innerhalb eines Gebäudes wird, sondern auch in 
allen Städten, besonders in Berlin von gewaltigen Kundgebungen begleitet wird, so daß 
alle durch den Rundfunk hören, was in dem Gebäude vor sich geht und wir auch die 
Rückständigen, die nicht verstehen, worum es sich handelt, mitreißen. So wird sich die 
provisorische Regierung weithin sichtbar in der ganzen Zone von vornherein auf eine 
ständig anschwellende Bewegung der Massen stützen. Das sollten wir diskutieren und 
dann durchführen; denn als Marxisten müssen wir wissen: wenn wir eine Regierung 
gründen, geben wir sie niemals wieder auf, weder durch Wahlen noch andere Methoden. 

(Walter Ulbricht: Das haben einige noch nicht verstanden!) - Daher müssen wir ihnen 
zeigen, daß die Massen bei uns sind, wenn wir eine Regierung bilden, jene Massen, die 
wollen, daß sie an der Regierung sind, und die sehr ungehalten gegen jene Leute sind, 
die das verhindern wollen. (Beifall.) 

Otto B u c h w i t z (Dresden): Genossinen und Genossen! Daß nun endlich in der 
Frage der Nationalen Front durch die Entschließung, die uns vorgelegt wurde, Klarheit 
gekommen ist, wird sicher draußen allgemein begrüßt werden und wird dazu beitragen, 
auch die führende Rolle unserer Partei im Rahmen der Nationalen Front erst herauszu­
stellen. Denn bis jetzt ist nach meiner Meinung über die Aufgaben, die die Nationale 
Front sich gestellt hat, viel Unfug geredet worden. 

Aber was mich eigentlich zum Reden veranlaßt, ist das Referat des Gen. Wilhelm 
Pieck. Vielen von uns wird nach seinen Ausführungen ein Stein vom Herzen gefallen 
sein, weil wir doch in den letzten Wochen, ja in den letzten Monaten unter einem gewis­
sen Druck der Bürgerlichen standen, die schon mit Drohungen an uns herangetreten 
sind und sagten, wenn von uns im Oktober noch eine Landtagssitzung anberaumt würde 
- mir wenigstens wurde es gesagt - , müßten sie mir mitteilen, daß alle Beschlüsse nach 
der Verfassung rechtsungültig seien. Immer und immer wieder kamen sie mit der Forde­
rung, ich33 solle endlich dem, was die Verfassung nach dieser Richtung besagt, Rechnung 
tragen. Wenn nun morgen die Verhandlungen mit den bürgerlichen Vertretern im 
Zonenblock beginnen, so hätte ich an unsere Genossen vom Politbüro die dringende 
Bitte, daß man die Leute von den bürgerlichen Parteien nicht so sehr von der LDP, aber 
besonders von der CDU - und hier stehe ich vielleicht unter dem Druck des bösen Gei­
stes Hickmann, der von einer Hinterhältigkeit ist, die nicht mehr zu überbieten ist -
insofern besonders unter Druck setzt und ihnen sagt, sie sollen wirklich offen und ehr­
lich, wenn sie zugestimmt haben, auch auf ihre Leute draußen im Lande einwirken, 
damit nicht das eintritt, was schon versteckt zu uns gedrungen ist: wenn eine Verlänge­
rung der Legislaturperiode kommt, drohen sie in einzelnen Orten ihre Mandate nieder­
zulegen und nicht mehr mitzumachen. Das ist nach meiner Auffassung in Sachsen von 
Hickmann organisiert. Ich habe eine Reihe Briefe von Fraktionen der CDU in Kreisen 
und einzelnen Orten erhalten, in denen sie mir mitteilen, daß ich nunmehr gemäß der 
Verfassung die Wahlen anzuordnen hätte. Das ist organisiert. Die Briefe sind ziemlich 
gleichlautend, so daß ich glaubte, darauf hinweisen zu müssen: sagt diesen Leuten, daß 
sie mit der erforderlichen Energie, vor allen Dingen auch Ehrlichkeit auf ihre Mitglieder 
draußen einwirken, daß das, was im Zonenblock beschlossen wird, auch draußen im 
Lande akzeptiert und durchgeführt wird. Sonst würde es ein schlechtes Bild besonders 
auch dem Westen gegenüber abgeben. 

33 Buchwitz war Präsident des Landtages in Sachsen. 
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Schließlich möchte ich meine große Freude über das zum Ausdruck bringen, was Wil­
helm Pieck am Ende seiner Ausführungen sagte, und was nach meiner Auffassung dazu 
beitragen wird, draußen das größte Verständnis für das, was wir tun wollen, zu wecken. 
Ich muß sagen, daß ich mir in meinen kühnsten Träumen, wenn ich mir vorstellte, wie es 
mit den bürgerlichen Parteien weitergehen sollte, das nicht vorgestellt habe. Ich bin dar­
über glücklich, daß wir im Gegensatz zu dem Wirrwarr im Westen viel größere Freiheit 
haben, daß sich die SMA in unserer Zone nur noch auf die Kontrolle der Durchführung 
der Potsdamer Beschlüsse - und das haben wir ja immer so gehandhabt - beschränken 
wird, daß wir auch Vertretungen in der Sowjetunion und in den Volksdemokratien 
haben werden. Wenn ich am Sonnabend in Hamburg zum erstenmal in der Öffentlich­
keit im Westen diese Dinge vertreten werde, wird das für uns von besonderer Bedeutung 
sein. 

Besonders begrüße ich aber die Amnestie. Lieber Genosse Wilhelm, sorgt dafür, daß 
das möglichst schnell bekannt wird, wenn es in die Tat umgesetzt wird. Ich wage die 
kühne Behauptung aufzustellen, daß ich mehr als alle hier weiß, wie diese Tatsache die 
Vertrauensbasis draußen zerstört und unsere Bemühungen, die Bevölkerung zu einer 
wirklichen echten Freundschaft zur Besatzung und zur Sowjetunion zu bringen, immer 
wieder erschwert hat. Ich bin überzeugt, daß uns diese Mitteilung draußen unerhört hel­
fen wird, besonders im Zusammenhang mit dem, was Wilhelm über die Frage der 
Kriegsgefangenen sagte. Ich muß sagen, ich werde mit Freude hinausgehen und das ver­
treten, wenn es morgen Wirklichkeit geworden ist. (Beifall.) 

Herbert W a r n k e (FDGB): Genossen und Genossinnen! Bei der arbeiterfeindlichen 
Politik der Regierung Adenauer werden die Vorschläge, die hier vom Gen. Wilhelm 
Pieck gemacht worden sind, zweifellos bei den Gewerkschaften besonders starken 
Widerhall finden, und wir werden die Regierungsbildung aufs wärmste begrüßen. Wir 
freuen uns dabei besonders noch, daß unser Vorschlag und Wunsch, den Gewerkschaf­
ten die Möglichkeit zu geben, den Staatssekretär im Arbeitsministerium zu stellen, 
berücksichtigt wird. Das ist besonders im Hinblick auf den Westen zu begrüßen, weil die 
sogen. Regierungsbildung im Westen ohne Rücksicht auf die politischen oder gar perso­
nellen Wünsche der Gewerkschaften zustande gekommen ist. Wir haben hier die ausge­
zeichnete Möglichkeit, dem die Tatsache gegenüberzustellen, daß in der Ostzone die 
Gewerkschaften an der Bildung der Regierung beteiligt sein werden. Wir haben außer­
dem die Möglichkeit, darauf hinzuweisen, in welch groteske Lage sich die UGO-Füh-
rung gebracht hat, die für den Anschluß Westberlins an den Weststaat eintritt, damit also 
an einen Staat, in dem der Einfluß der Gewerkschaften immer mehr herabgedrückt 
wurde. [.. . ]3 4 

Otto G r o t e w o h l : Gestattet mir einige Bemerkungen zu den Ausführungen. Natür­
lich sind die von der Genossin Schmidt vorgetragenen Wünsche, Frauen möglichst an 
sichtbarer Stelle in den neuen Regierungsapparat einzubauen, sehr wichtig, und sie wer­
den auch berücksichtigt. Wilhelm Pieck hat hier die Struktur und die Arbeitsweise der 
Regierung nur in der oberen Ebene geschildert und konnte natürlich nicht auch bis zu 
den Positionen vordringen, die Du hier besonders erwähnt hast, nämlich die verantwort­
liche Mitarbeit der Frau als Ministerialdirektoren, Ministersekretäre usw. Das alles ist in 
unseren Vorschlägen, soweit die Möglichkeit gegeben war, berücksichtigt. Wir bitten 

34 Warnke schildert anschließend, welche Aktivistenleistungen anläßlich der Staatsgründung geplant 
seien. (Umfang der Auslassung: ca. eine Seite.) 
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euch, dabei aber auch ins Auge zu fassen, welche starken Vorbelastungen beim Aufbau 
eines solchen Apparats vorhanden sind, die nicht so einfach an die Seite geschoben wer­
den können, und wieviel neu auftretende Anforderungen gestellt werden, die berechtig­
terweise berücksichtigt werden müssen. Wir müssen bedenken, daß einmal der Gesamt­
apparat der Wirtschaftskommission in größtem Umfange übernommen und eingebaut 
werden muß. Es kommt weiter hinzu, daß die Regierung eine rein politische Konstella­
tion aufweisen muß, so daß das Gewicht der Parteien stärker in Erscheinung treten muß, 
als das in der Wirtschaftskommission der Fall sein konnte. Aus diesen Gegebenheiten 
wird die Auswahl der Persönlichkeiten natürlich nicht leichter, sondern erheblich schwie­
riger, und diese Schwierigkeiten alle auszugleichen und sie mit den Wünschen unserer 
Genossinnen restlos in Einklang zu bringen, ist nicht ganz leicht. Aber eine Reihe von 
Genossinnen wird doch sehr sichtbar in Erscheinung treten. Ich nenne z. B. die Genossin 
[Greta] Kuckhoff, die vielleicht noch an einer weithin sichtbaren Stelle erscheinen wird. 
Ich nenne die Genossin [Margarete] Wittkowski. Ich erwähne die Genossin [Hilde] Ben­
jamin, die in das höchste Gericht der Republik eintreten soll. Ich denke an die Genossin 
[Käthe] Kern, die Genossin [Jenny] Matern, die als Staatssekretär genannt wurde, an die 
Genossin [Erna] Trübenbach. Ich erinnere daran, daß zwei Frauen in der Kontrollkom­
mission für die Staatssicherheit vertreten sind35. Es gibt Gebundenheiten und Gegeben­
heiten, über die wir nicht hinwegspringen können, aber, Genossinnen, was wir tun kön­
nen, wird geschehen. Erschwert nur diese Arbeit nicht durch die stereotype Frage: wo 
sind die Frauen? Natürlich sind sie da, und wir werden alles tun, um sie einzuspannen. 

Dann sprach Otto Buchwitz davon, daß es ihn so beglücke, daß er nun endlich über 
die Verhafteten überall die entsprechenden Auskünfte geben könne, daß er über die 
Frage der Kriegsgefangenen sprechen könne. Er ließ dabei durchblicken, daß das so 
schnell geschehen müsse, daß er bereits in Hamburg- -

(Otto Buchwitz: Um Gottes willen nicht! Das habe ich nicht gesagt.) 
Alle diese Fragen, Genossen, werden erst nach der Abgabe einer Regierungserklärung 

diskutiert werden können, und alle Genossen des Parteivorstandes sind selbstverständlich 
verpflichtet, die Besprechung hier und das Ergebnis unserer Sitzung als absolut vertrau­
lich zu behandeln. Das gilt in aller erster Linie für die hier genannten Personen. In dem 
Augenblick, wo wir die Überlegungen hinsichtlich der Verwendung von Personen nach 
draußen tragen, erhöhen sich selbstverständlich die Schwierigkeiten bei der Bildung einer 
Regierung gleichzeitig ungemein. Also müssen wir in unserem eigenen Interesse, wenn 
wir den Fortgang unseres Werkes nicht erschweren wollen, darauf achten, daß alle Mit­
teilungen von uns diskret behandelt werden. 

Der Hauptvorwurf des Gegners wird uns in dem Punkt treffen, daß am Anfang des 
ganzen Staatsschöpfungsaktes keine Wahlen stehen. Dieser Vorwurf ist nicht berechtigt. 
Es handelt sich um die Bildung einer provisorischen Regierung und einer provisorischen 
Volkskammer. Das ist staatsrechtlich gesehen derselbe Vorgang wie im Westen, wo auch 
ein parlamentarischer Rat als provisorische Einrichtung geschaffen wurde. Der Unter­

35 Greta Kuckhoff wurde Hauptabteilungsleiterin im Außenministerium, Margarete Wittkowski 1951 
stellvertretende Präsidentin im Verband Deutscher Konsumgenossenschaften, Hilde Benjamin 
Vizepräsidentin des Obersten Gerichts, Käthe Kern Hauptabteilungsleiterin im Arbeitsministerium, 
Jenny Matern 1950 Staatssekretärin im Gesundheitsministerium und Erna Trübenbach Hauptabtei­
lungsleiterin im Ministerium für Handel und Versorgung. Die Namen der Mitarbeiterinnen in der 
Kontrollkommission waren nicht zu ermitteln. 
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schied besteht lediglich darin, daß der Akt der Verfassungsschöpfung bei uns am Anfang 
des Provisoriums steht, während er im Westen am Ende des Provisoriums gestanden hat. 
Wenn also diese Tatsache von den gegnerischen Kräften benutzt wird, um den Satz zu 
formulieren: die Organe der Ostzone sind nicht demokratisch gewählt, so ist diese Fest­
stellung vollkommen falsch. Alle Organe der Ostzone sind aus Wahlen hervorgegangen. 
Auch der Volksrat ist aus Wahlen hervorgegangen. Die Wahlen zum Volksrat sind genau 
so demokratisch durchgeführt worden wie die früheren Wahlen in den Landtagen, zu 
den Kreis- oder Gemeindevertretungen. 

Im übrigen muß allen Gegnern, die noch versuchen, mit dem Wahltermin zu operie­
ren, gesagt werden, was sie denn mit diesen Wahlen jetzt erreichen wollen. Wahlen 
haben doch nur einen Sinn, wenn die vorhandenen demokratischen Vertretungen geän­
dert werden sollen, d. h. wenn eine Opposition vorhanden ist, die eine andere Politik in 
Bewegung setzen wollte. Nun, dazu haben die Bürgerlichen die Möglichkeit. In den 
Vorschlägen, die wir für die Regierungsbildung unterbreitet haben, ist ein Verhältnis von 
10 bürgerlichen Vertretern zu 8 Vertretern zu uns36. Die Notwendigkeit von Wahlen zu 
betonen, um das Zahlenverhältnis zu ändern, ist also unsinnig. Von dieser Grundlage aus 
müssen wir in den Diskussionen die übrigen Partner in einer solchen Regierung hinun­
termanövrieren, und ich glaube, das wird auch angesichts der grundsätzlichen Bedeu­
tung der ganzen vor uns stehenden Staatsschöpfung gelingen. Was wir hier machen, ist 
der erste entscheidende Schritt zur Wiedererlangung der deutschen Souveränität, und 
nur auf dem Boden der deutschen Souveränität, selbst wenn wir ihn nur in einem Teil 
Deutschlands haben, läßt sich der Kampf um die Einheit Deutschlands, d. h. die Anru­
fung der Selbstbestimmung des deutschen Volkes über seine Einheit oder seine Zersplit­
terung einmal siegreich zu Ende führen. Darum liegt in der großen geschichtlichen 
Wandlung das Entscheidende unserer Regierungsbildung, das wir politisch auch entspre­
chend in Erscheinung treten lassen und politisch vor allen Dingen im Rahmen unserer 
Partei lebendig machen müssen. Dazu wird uns die Plattform der Nationalen Front die 
genügende Voraussetzung und Basis schaffen. 

Wenn wir uns im übrigen freiwillig in der zahlenmäßigen Zusammensetzung der 
Regierung eine solche Zurückhaltung auferlegt haben, dann bedeutet das gleichzeitig 
eine Erhöhung unserer eigenen Verantwortung, d. h. es bedeutet für die Partei und die 
Genossen, die wir beauftragen, diese Arbeit auszuführen, die Verpflichtung, in der Min­
derheit dafür zu sorgen, daß die führende Rolle der Partei trotz alledem ihren entspre­
chenden Ausdruck findet. Wir haben es nicht nötig, darauf zu sehen, wieviel wir in die­
sem Arbeitskreis sind. Wir werden mit den 10 übrigen Kollegen schon so freundschaft­
lich zusammenarbeiten, daß die führende Rolle unserer Partei gewahrt bleibt. Aber 
unsere Aufgabe wird darin bestehen, über diese Dinge in Zukunft weniger zu reden, 
dafür um so mehr zu handeln. Je weniger wir darüber zu reden brauchen, und je erfolg­
reicher wir unsere Arbeit gestalten, desto besser wird die Perspektive für die zukünftige 
Entwicklung in der Politik sein. 

Ich betonte schon, daß alle personellen Fragen ebenso wie die grundsätzlich vom Gen. 
Wilhelm Pieck erläuterten Probleme einige Tage lang vertraulich behandelt werden müs­
sen, bis das Netz der Verhandlungen so weit geworden ist, daß wir ein Durchfließen von 
anderen Seiten nicht mehr verhindern können. Eines Tages wird natürlich alles publik. 

36 Grotewohl rechnet hier auch die Mitglieder von DBD und NDPD sowie den parteilosen Verkehrs­
minister zu den „Bürgerlichen". Sie hatten aber keine sofortigen Wahlen gefordert. 
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Selbstverständlich wirft die Regierungsbildung eine Reihe von Fragen und Problemen 
innerparteilicher Natur auf, auf die ich im Auftrage des Politbüros noch kurz hinweise. 
Wir sind der Auffassung, daß das System der Parteiführung im Politbüro durch den 
Übergang der Genossen auf Regierungspositionen im Prinzip nicht verändert wird, son­
dern daß gerade in der personellen Koordinierung der entscheidenden Regierungsarbeit 
und der entscheidenden politischen Arbeit der Partei ein Vorteil liegt. Ich bitte den Par­
teivorstand, von dieser Auffassung des Politbüros Kenntnis zu nehmen, und weise noch 
auf eine Schlußfolgerung hin, die sich daraus ergibt. Selbstverständlich wird die prakti­
sche Durchführung vieler politischer Maßnahmen, auch organisatorischer Maßnahmen, 
die bisher im Sekretariat des Politbüros37 gelegen haben, dort auch weiterhin liegen. 
Aber in der positiven täglichen Arbeit, die im Kleinen Sekretariat organisatorisch und in 
vieler anderer Hinsicht geleistet werden mußte, tritt insofern eine Änderung ein, als der 
Genosse Ulbricht, der zwischen dem Parteiapparat und der Regierung die größte Sicher­
heit für eine Koordinierung gibt, in Zukunft im Kleinen Sekretariat eine Entlastung 
erfahren muß. Aus diesem Grunde ist das Politbüro der Ansicht, daß der Genosse Horst 
Sindermann, der bisher in Leipzig den Kreisvorsitz innehatte, in das Kleine Sekretariat 
geholt wird und in Vertretung des Gen. Walter Ulbricht für die weitere Fortführung der 
Arbeit des Kleinen Sekretariats mit eingesetzt wird, und daß außerdem der Genosse 
[Hermann] Axen als frischer Nachwuchs dort mitarbeiten wird. So entsteht keine Lücke 
und wird die Voraussetzung geschaffen, daß keine Arbeitsverzögerung[en] eintreten, 
sondern der Parteiapparat mit der gleichen Präzision wie bisher weiterarbeiten kann. 

Bevor der Genosse Wilhelm noch ein paar Schlußworte spricht, darf ich dem Partei­
vorstand einige Entschließungen vorlegen, die vertraulich behandelt werden sollen, die 
wir aber als Grundlage für die weitere Verhandlung brauchen. Die erste Entschließung 
lautet: 

„Der Parteivorstand schlägt Genossen Wilhelm Pieck als Präsidenten der Deutschen Demokrati­
schen Republik und Genossen Otto Grotewohl als Ministerpräsidenten vor." 

Es dürfte sich empfehlen, hierüber einen Beschluß zu fassen, damit die Besetzung dieser 
beiden wichtigen Positionen in der Regierung nicht im engen Rahmen des Politbüros 
allein vor sich geht. - Da andere Vorschläge in der Aussprache nicht gemacht worden 
sind, darf ich die Genossen, die dem Vorschlage des Politbüros zustimmen wollen, bit­
ten, die Hand zu erheben. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? - Ich 
stelle fest, daß der Parteivorstand diesen Beschluß einstimmig gefaßt hat. (Beifall.) 

Dann müssen wir einen Beschluß über die weitere Fortführung der sachlichen Arbeit 
im Rahmen des gesamten Planes, den Wilhelm entwickelte, fassen. Dazu schlagen wir 
eine Entschließung folgenden Wortlauts vor: 

„Der Parteivorstand bevollmächtigt das Politbüro mit den anderen Parteien des Demokratischen 
Blocks Verhandlungen zu führen mit dem Ziel, durch den Deutschen Volksrat die vom 3. Volkskon­
greß beschlossene Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik in Kraft zu setzen und auf 
Grund dieser Verfassung die Wahl des Staatspräsidenten und die Bildung der provisorischen Regie­
rung der Deutschen Demokratischen Republik durchzuführen." 

37 Zusammen mit dem Politbüro war im Januar 1949 auch ein „Kleines Sekretariat des Politbüros" 
gebildet worden. Ihm gehörten an: Walter Ulbricht (Vorsitzender), Franz Dahlem, Fred Oelßner, 
Edith Baumann und Walter Wessel. 
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Ich bitte auch hier die Genossen, die diesem Beschluß zustimmen wollen, die Hand zu 
erheben. - Die Gegenprobe! - Sind Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich auch hier fest, 
daß die Partei einstimmig beschlossen hat, das vom Genossen Wilhelm hier entwickelte 
Programm so durchzuführen. 

Dann erteile ich dem Genossen Wilhelm das Schlußwort. 
Wilhelm P i e c k (Schlußwort): Ich möchte noch auf einiges eingehen. Es ist klar, daß 

der Volksrat aufhört zu existieren, wenn er sich in die provisorische Volkskammer ver­
wandelt hat. Aber die deutsche Volkskongreßbewegung bleibt erhalten und in ihr die 
Volksausschüsse. In der Entschließung zur Nationalen Front ist schon gesagt, daß sie 
sich allmählich in Volksausschüsse der Nationalen Front umwandeln werden. Dann 
würde die Volkskongreßbewegung in den Ländern ohne Stütze bleiben. Es hat keinen 
Sinn, etwa zu beschließen, daß deshalb die Volkskongreßbewegung liquidiert wird, weil 
sie ja eine bestimmte Aufgabe zu erfüllen hat. Wir sollen also im Auge behalten, daß sie 
vorläufig bestehen bleibt, und solange wir nicht die Einheit Deutschlands herbeigeführt 
haben, werden wir mittels der Volkskongreßbewegung den Kampf für die Einheit 
Deutschlands führen38, wie ja auch die Regierung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik auf diesem Gebiete arbeiten wird. Aber wir brauchen natürlich eine Massenbewe­
gung zur Aktivierung des Volkes für den Kampf um die Einheit. Das wird teils die Volks­
kongreßbewegung sein, teils wird es die Nationale Front werden. Wiederholt ist die 
Frage wegen der organisatorischen Formen gestellt worden, und wir haben auch in der 
Entschließung darauf gewisse Hinweise. Wir werden uns natürlich überlegen müssen, ob 
wir zu irgend einem zentralen Organ kommen, durch das die Nationale Front nach 
außen hin wirkt, um allgemeine Direktiven zu geben. Wie dieses Organ beschaffen sein 
wird, ob es ein Exekutivkomitee der Nationalen Front oder ein anderes Organ wird, 
wollen wir uns noch gut überlegen39. Aber wir müssen in Aussicht nehmen, daß der 
Nationalen Front ein Exekutivorgan vorangestellt werden muß, das wahrscheinlich ein 
sehr lockeres Gebilde sein wird, aber doch vorhanden sein muß. Wir werden uns mit die­
ser Frage noch beschäftigen. 

Der Demokratische Block bleibt. Er bleibt vor allen Dingen, auch wenn man sagen 
könnte: in der Regierung sind alle Parteien vereinigt, und das ist eben der Demokrati­
sche Block. Wir haben sowohl für die Zone als auch besonders für die Länder, die Städte 
und Kreise die Aufgaben durchzuführen, die heute die Aufgaben des Demokratischen 
Blocks sind, eine Zusammenfassung der Parteien und der Gewerkschaften, um Aufga­
ben, die außerhalb des Rahmens der Regierungsmaßnahmen liegen, durchzuführen. 

Was die Wahlen angeht, so ist unser Plan, sie im Herbst 1950 durchzuführen, und 
zwar wieder auf der Basis von Einheitslisten. Wir werden also mit den Parteien, mit 
denen wir in der Regierung zusammenarbeiten, von diesem Gesichtspunkt aus sehr ernst 
unsere Aufgaben sehen müssen. Wir betreiben eine einheitliche Politik, für die wir 
gemeinsam und in gleicher Weise die Verantwortung tragen, eine Politik des Aufbaues, 
der Festigung der demokratischen Ordnung usw., und es ist gar nicht ersichtlich, warum 
wir dieses große Plus, das wir gegenüber dem Westen mit seiner Zersplitterung und der 
gegenseitigen Bekämpfung der Parteien haben, aufgeben und nicht auch auf Grund der 
gemeinsamen Arbeit gemeinsam in die Wahlen einsteigen sollen. Wir haben wiederholt 

38 Die Volkskongreßbewegung ging dennoch bereits Anfang Februar 1950 in der Nationalen Front 
auf. 

39 Im Februar 1950 wurde ein 65-köpfiger „Nationalrat der Nationalen Front" gebildet. 
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darüber mit den führenden Persönlichkeiten dieser Parteien von diesem Gesichtspunkt 
aus gesprochen und gesagt: Was wollt ihr denn eigentlich, wenn ihr heute die Fragen der 
Wahlen stellt? Wollen wir Einheitslisten machen? Das können wir sofort haben. Wollt ihr 
keine machen, mit welchem Programm wollt ihr in den Wahlkampf eintreten? Wir haben 
gemeinsam die gleiche politische Linie verfolgt und sind gemeinsam für diese Politik ver­
antwortlich. Was wollt ihr also jetzt in dieser Zeit als Wahlprogramm aufstellen? Entwe­
der wollt ihr die Massen betrügen und wollt etwas anderes, als was wir gemeinsam an 
Politik betrieben haben, oder wollt ihr vielleicht demagogisch behaupten, alle unange­
nehmen Erscheinungen und Zustände, die noch vorhanden sind, gingen zu Lasten der 
SED, und euch so um die Verantwortung für diese schweren Erscheinungen herumdrük-
ken? Was wollt ihr eigentlich? Unsere ursprüngliche Absicht bestand darin, in dieser 
Woche eine Sitzung mit den reaktionärsten Elementen der beiden anderen Parteien zu 
machen, um sie vor die Frage zu stellen: was wollt ihr mit den Wahlen? womit seid ihr 
nicht einverstanden? was wollt ihr anders? - um sie herauszulocken, damit sie mit ihrem 
Programm herauskamen. Das ist jetzt nicht möglich und auch nicht zweckmäßig. Aber 
wir werden jetzt während eines ganzen Jahres unsere Politik darauf einstellen, daß die 
Verantwortung für alle Maßnahmen der Regierung bei allen Parteien gemeinsam liegt, 
um so die Durchführung von Wahlen auf Grund eines Aufbaublocks oder wie wir es 
nennen wollen, vorzubereiten, aber gemeinsam. Die anderen werden sich sehr dagegen 
sträuben, aber wir müssen unsere Agitation immer von dem Gesichtspunkt der gemeinsa­
men Verantwortung aus treiben. 

Damit im Zusammenhang steht die Frage der Abhaltung des Parteitages. Ich will sie 
gleich hier behandeln. An sich wäre unser Parteitag fällig, aber in Anbetracht der ganzen 
Lage ist es in dieser Zeit nicht zweckmäßig, den Parteitag abzuhalten, zumal wir dem 
Parteitag verschiedene Aufgaben überweisen müssen. Zunächst müßte er das Wahlpro­
gramm beschließen. Es hätte also nur einen Sinn, einen Parteitag abzuhalten, wenn er 
unmittelbar vor den Wahlen stattfindet, vielleicht im September nächsten Jahres. Außer­
dem obliegt ihm noch eine andere große Aufgabe: wir müssen darangehen, einen Fünf­
jahresplan auszuarbeiten. Wir wollen schon Ende dieses Jahres mit den Vorarbeiten dazu 
beginnen40. Aber der Fünfjahresplan müßte vom Parteitag beschlossen werden. Nun ist 
die Ausarbeitung eines solchen Planes keine Kleinigkeit, und wir brauchen dazu eine 
gewisse Zeit. Deshalb soll das mit der Vorbereitung des Parteitages verbunden werden, 
um ihm dann einen solchen Plan vorzulegen. 

Dann noch etwas anderes! Wir werden auch unsere Reihen selbst ein wenig überprü­
fen müssen. Wir sind uns darüber klar, daß mit der Bildung unserer Partei und mit der 
Vereinigung manche Elemente in die Partei hineingekommen sind, die nicht mit unserer 
Politik verbunden sind und es auch nicht ehrlich mit ihrer Mitgliedschaft in der SED 
meinen. Die Überprüfung unserer Parteireihen soll in der Form der Überprüfung der 
Mitgliedsbücher vor sich gehen. Wir konnten an diese Frage früher nicht herangehen; 
denn es gab in der vereinigten Partei eine Zeit, wo die Auffassung verbreitet war, man 
wolle sich von den SPD-Mitgliedern befreien. Daß eine solche Absicht nicht vorhanden 
sein kann, ist selbstverständlich, nachdem die Verflechtung der ehemaligen KPD- und 
SPD-Mitglieder so stark ist und auch SPD-Mitglieder auf verantwortlichem Posten ste­
hen, daß nur ein Feind unserer Bewegung auf den Gedanken kommen könnte, daß wir 

40 Auch die volksdemokratischen Staaten gingen nun zu einem fünfjährigen Planungsrhythmus über. 
Der erste 5-Jahr-Plan der DDR wurde im Juli 1950 vom 3. SED-Parteitag beschlossen. 
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damit eine Säuberung der Partei von ehemaligen SPD-Mitgliedern vornehmen wollten. 
Aber wir brauchen die Überprüfung der Parteimitgliedschaft, weil wir überall sehr 
schlechte Erfahrungen gemacht haben und schlechte Elemente in Verbindung mit Schu­
macher-Leuten ihr Unwesen treiben. Wir wollen kein großes Geschrei machen, sondern 
das soll in der harmlosen Form einer Überprüfung der Mitgliedsbücher vor sich gehen. 
Wir wollen damit auch keine organisierte Hetze oder Schwarzmalerei usw. verbinden, 
sondern die Überprüfung ruhig vornehmen und denen entgegentreten, die hier und dort 
versuchen, Genossen zu diskreditieren. Die Überprüfung soll sachlich in sehr ernster 
Form vor sich gehen und auch vor dem Parteitage geschehen, um nach der Überprüfung 
der Mitgliedsbücher die Wahlen zum Parteitag vorzunehmen41. 

Ergänzend möchte ich dann noch eine erfreuliche Mitteilung machen über die große 
Unterstützung, die uns von der Sowjetunion in der Durchführung unserer wirtschaftlichen 
Aufgaben und zur Verbesserung der Lage unseres Volkes in unserer Zone zuteil werden soll. 
Diese Unterstützung wird für uns besonders in der Situation, in der wir uns jetzt befinden, 
bei der Vorbereitung einer Regierung, wertvoll. Wir haben auf Grund der von uns einge­
reichten Pläne die Zusicherung erhalten, daß die Lieferung von Walzwerkerzeugnissen im 
Jahre 1949, also im letzten Abschnitt des Jahres von 180 auf 200 to erhöht wird, daß ferner 
die Einfuhr von Baumwolle von 11 100 auf 13 000 to noch in diesem Jahr erhöht wird. 
Außerdem sollen im nächsten Jahre weitere 1000 schwere Lastkraftwagen aus der Sowjet­
union kommen. Für 1950 sind uns 20 000 to Baumwolle zugesagt, obwohl wir 30 000 to for­
derten, aber hier haben wir wohl schon einen gewissen Ausgleich erzielt. 

(Walter Ulbricht: Durch eigene Einfuhr!) 
Weiter sollen 1950 geliefert werden 380 000 to Brotgetreide, darunter sollen 150 000 to 

der Reservebildung dienen, damit wir bei Aufhebung der Kartenversorgung schon über 
eine Reserve verfügen und den Schwierigkeiten gegenüber gewappnet sind; außerdem 
20 000 to Fett, darunter 12 000 to zur Reservebildung. Außerdem wird eine bestimmte 
Warenmenge aus der Produktion der SAG-Betriebe42 zu Exportzwecken zur Verfügung 
gestellt werden, 

(Walter Ulbricht: Nach volksdemokratischen Ländern!) 
damit wir dort dafür andere Produkte erhalten. Ferner wird die ganze deutsche Pro­

duktion von Perlon zur Verarbeitung in deutschen Betrieben für den Export von Waren 
aus Perlon bei uns bleiben. Ausgenommen davon sind nur die Perlonmengen, die von der 
SMA für die Produktion von Kord in die SU eingeführt werden. Ferner soll in den 
Gesamtexportplan der Ostzone der Export der SAG-Betriebe einbezogen werden mit 
Ausnahme der Produktion der SAG Wismut43. Darüber sollen von der SMA Verhand­
lungen mit der DWK geführt werden und innerhalb von 10 Tagen konkrete Vorschläge 
dem Ministerrat der UdSSR gemacht werden. Außerdem soll zwischen der SMA und der 
DWK ein Übereinkommen über die Gegenleistungen geschlossen werden für die im 
Jahre 1950 aus der SU zu liefernden Waren. Bis zum 20. Oktober sollen dem Ministerrat 
der UdSSR Vorschläge vorgelegt werden. 

41 Bis Mitte 1951 nahm der SED-Mitgliederbestand - vor allem aufgrund der Säuberungen - um ca. 
500 000 auf 1,2 Millionen ab. 

42 Die Sowjetischen Aktiengesellschaften (SAG) waren im Juni 1946 gebildet worden und stellten 
1950 noch 22,6% der Industrieproduktion in der DDR. Sie standen unter sowjetischer Leitung und 
produzierten fast ausschließlich für Reparationszwecke. 

43 In der SAG Wismut waren Uranerzbergwerke zusammengefaßt. 
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Das ist eine außerordentlich großzügige weitere Hilfe, die wir von der Sowjetunion 
erhalten werden und durch die ein bestimmter Fundus für die Arbeit der Regierung 
gelegt wird. 

Das sind die wichtigsten Mitteilungen, die ich noch zu machen hatte. 
Dann haben wir noch vom Gen. Stalin die Erlaubnis bekommen, daß wir seine gesam­

ten Werke in deutscher Sprache in unserem eigenen Verlag für uns herausgeben können. 
(Lebhafter Beifall.) 

Vors. G r o t e w o h l : Selbstverständlich sind diese Mitteilungen besonders nicht geeig­
net, in der Partei oder in der Parteipresse verbreitet zu werden. (Heiterkeit.) - Leider 
vermag ich diese Feststellung nicht mit einem so selbstverständlichen Lächeln zu machen. 
Wir haben in der Partei in dieser Hinsicht die größten Überraschungen erlebt. Ein biß­
chen Selbstdisziplin ist hier wirklich am Platze. 

Ich schlage vor, jetzt in die Mittagspause einzutreten und um 3 1/4 Uhr wieder zu 
beginnen. Es folgt dann das Referat des Genossen Schön. Wir werden wahrscheinlich 
heute keine Abendsitzung zu machen brauchen. 

(Mittagspause) 

Quelle: Parteiarchiv im Institut für Geschichte der Arbeiterbewegung, Berlin, Sign.: IV/2/1/37. 

D o k u m e n t I I 

Stenographische Niederschrift über die 23. (37.) erweiterte Parteivorstandssitzung der 
SED im Zentralhaus der Einheit, Sonntag, 9. Oktober 1949, 12.00 Uhr. 

Pieck: [. . . ] 4 4 

Es ist eine sehr ernste Stunde, in der wir uns heute versammelt haben, wohl die ernste­
ste im Leben unserer Partei. Es ist ein gewisser Triumph unserer Arbeit zu verzeichnen, 
ein großer Erfolg. Wir sind uns bewußt, daß uns dieser Erfolg besonders durch die 
Unterstützung der Sowjetregierung, insbesondere durch den Gen. Stalin ermöglicht 
wurde. 

(Der Parteivorstand erhebt sich und spendet minutenlang Beifall.) 
Wir sehen in dieser Unterstützung das Vertrauen, das die Kommunistische Partei der 

Sowjetunion, ihr Zentralkomitee und der Gen. Stalin zu unserer Arbeit und unserer Fähig­
keit hat, die große nationale Politik unseres Volkes zu führen. Wir haben auch für die kom­
mende Arbeit sowohl auf wirtschaftlichem wie auf politischem Gebiet eine große Hilfe 
zugesagt bekommen, besonders darin, daß der zu bildenden Regierung die Vollmacht zur 
Übernahme der Verwaltungsfunktionen erteilt wurde und die Sowjetregierung sich des 
Rechtes, diese Verwaltungsfunktionen, die sie bisher durch die SMAD gehabt hat, begeben 
hat. Wir haben die Zusicherung, daß wir im Rahmen unserer Arbeit, die wir mittels der 
Regierung zu leisten haben, auch bereits eine Außenpolitik in Angriff nehmen können, 
durch die wir uns insbesondere auch das Vertrauen der anderen Völker erwerben werden. 

[...]45 

[Grotewohl:] 

44 Auslassung: ca. eine halbe Seite zu Beginn des Protokolls. 
45 Auslassungen von S. 2-11 des Protokolls. 
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Den Genossen ist bekannt, wie stark diese Widerstände [gegen die Verschiebung der 
Wahlen auf den 15. Oktober 1950] waren, daß insbesondere in der LDP und CDU eine 
wahre Revolution ausgebrochen war in Richtung, jetzt Wahlen abzuhalten . . . Wer noch 
vor wenigen Tagen die Westberliner CDU-Zeitung „Der Tag" gelesen hat, nachdem der 
Beschluß über die Festsetzung des Wahltermins auf den 15. Oktober 1950 gefaßt war, 
wird daraus ersehen haben, daß in gewissen Kreisen der beiden bürgerlichen Parteien die 
Absicht bestanden hat, geradezu einen politischen Putsch aufgrund der Wahlen einzulei­
ten, um die stetige Entwicklung in der sowjetischen Besatzungszone mit einem Schlage 
zu unterbrechen oder in der Welt den Eindruck zu erwecken, als ob die von uns getrage­
nen Maßnahmen keinerlei Basis im Volke besitzen. Die Ausführungen, die im „Tag" in 
dieser Richtung zu lesen waren46, zeigten, mit welcher Erbitterung in den politischen 
Parteien diese Wahlen vorbereitet werden sollten, und wie man glaubte, am Wahltage 
mit der SED und der sowjetischen Besatzungsmacht Abrechnung halten zu können. 

[ . . . ] 4 7 

Wenn wir auch auf der einen Seite in der Nationalen Front und in der Fortführung 
unserer Blockpolitik den Gedanken vertreten, daß es darauf ankommt, die Zusammenar­
beit mit den anderen Parteien und Organisationen zu vertiefen, so dürfen wir uns doch 
niemals der irrigen Auffassung hingeben, daß bei noch so großer Einmütigkeit, die oben 
an der Oberfläche gegeben zu sein scheint, eine solche Einmütigkeit tatsächlich vorhan­
den ist. Davon kann gar keine Rede sein, und unsere Feststellung, die wir auf der Ersten 
Parteikonferenz im Januar 1949 getroffen haben, daß die Zuspitzung und Verschärfung 
des Klassenkampfes die Folge der politischen und wirtschaftlichen Entwicklung sei, ist in 
den hinter uns liegenden Monaten in vielfacher Weise erhärtet und bestätigt worden. 

Die Aufgabe unserer Partei in der Blockpolitik besteht darin, bei unseren Kontrahen­
ten zu differenzieren, d. h. mit den fortschrittlichen und gutgewillten Kräften gut und 
fortschrittlich zusammenzuarbeiten, aber die reaktionären Kreise in den Reihen dieser 
Kontrahenten abzusondern und wahrscheinlich in nicht allzuferner Zeit ernsthaft aufs 
Haupt zu schlagen48, um eine klare politische Linie für die Zusammenarbeit zu bekom­
men. (Lebhafter Beifall.) 

[ . . . ] 4 9 

Unsere Partei neuen Typs muß lernen, wendig zu werden. Sie muß lernen, zu differen­
zieren, sie muß lernen, zu begreifen, was die Blockpolitik für die zukünftige Entwick­
lung Deutschlands für uns überhaupt bedeutet. Wir müssen die Blockpolitik in der 
gegenwärtigen Epoche mit allen jenen offen und ehrlich handelnden Kontrahenten auch 
von uns aus offen, ehrlich und entgegenkommend fortsetzen. Darauf können wir gegen­
wärtig nicht verzichten. Unsere Partei muß es lernen, unten an der Basis im Umgang mit 
diesen Kontrahenten lebendiger zu werden, die guten und schlechten Schafe voneinan­
der zu trennen, mit den guten Schafen gut zu arbeiten (Heiterkeit), sie zu gewinnen auf 
einer Linie, die für uns die allgemeine Plattform sein kann. Darin darf man aber nicht 
gleich so weit gehen, nach den Beschlüssen, die gegenwärtig im Volksrat gefaßt sind, 

46 In der Ausgabe vom 6. Oktober war ausführlich über kritische Stimmen aus der CDU-Mitglieder­
schaft wegen der beschlossenen Wahlverschiebung berichtet worden. 

47 Auslassung: wenige Absätze auf S. 11/12. 
48 Grotewohl spielt hier auf die offenbar von der SED bereits geplanten Parteisäuberungen in CDU 

und LDP an, die schließlich Anfang 1950 massiv einsetzten. 
49 Auslassung: etwas mehr als eine Seite (S. 12-14). 
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überall auf die Notwendigkeit von Einheitslisten hinzuweisen und zu verlangen, daß es 
jetzt darauf ankomme, im Block die Voraussetzungen für Einheitslisten zu schaffen. 

Warum müssen wir in solcher Weise Politik machen? Wir müssen es lernen, mehr zu 
handeln und in mancher Beziehung weniger zu reden. (Sehr gut! und Beifall.) Für uns ist 
es wichtig, daß wir lernen, in den Monaten, die vor uns liegen, insbesondere die füh­
rende Rolle unserer Partei nicht so sehr durch die kräftige Betonung dieser politischen 
Notwendigkeit zu sichern als vielmehr durch ein geschicktes, lebendiges und erfolgrei­
ches Arbeiten mit den fortschrittlichen Teilen der bürgerlichen Parteien. Diese Arbeit ist 
erforderlich, wenn wir den reaktionären Flügel der bürgerlichen Parteien mit Erfolg 
bekämpfen und schlagen wollen, und daß wir diesen reaktionären Flügel auch in der 
kommenden Regierungsarbeit schlagen müssen, darüber kann kein Zweifel bestehen. 

In diesem Punkte [Festsetzung der Wahlen auf den 15. Oktober 1950] ergaben sich die 
heftigsten Widerstände der politischen Gegner. Sie wollten eine Regierung bilden, die 
dann im Februar, März oder April, was weiß ich, abtreten und einer durch Neuwahl 
geschaffenen endgültigen neuen Regierung Platz machen sollte. Diese Beschlußfassung 
galt es unter allen Umständen zu verhindern, und wir haben sie verhindert. Welche 
Gründe haben wir für unseren Standpunkt ins Feld geführt? Wir haben in den Auseinan­
dersetzungen in erster Linie darauf hingewiesen, daß es nicht darauf ankomme, jetzt in 
unserer Besatzungszone das zu tun, was wir jeden Tag im Westen Deutschlands vorexer­
ziert bekommen, nämlich ein einziges parlamentarisches Durcheinander und ein einziges 
lächerliches Marionettenspiel, wie es sich tagtäglich in Bonn vor unseren Augen abrollt. 
Wir haben den bürgerlichen Parteien gesagt, daß es jetzt nicht auf die Auseinanderset­
zung im Wahlkampf ankomme, sondern darauf, zunächst einmal durch ernsthafte Arbeit 
die Grundlage für die Abhaltung vernünftiger politischer Wahlen zu schaffen. Die 
Arbeit, die wir zu leisten haben, hänge eng damit zusammen, wie die sowjetische Besat­
zungsmacht eine solche Regierung beurteile. Es ist selbstverständlich, daß wir keine 
Regierung ins Blaue bilden können, ohne sicher zu sein, daß sie durch die Sowjetregie­
rung unterstützt und gewährleistet wird. Der Genosse Wilhelm [Pieck] hat bereits darauf 
hingewiesen, welche Unterstützung wir bei allen diesen Fragen durch die Regierung der 
Sowjetunion und besonders durch den Genossen Stalin erfahren haben. Es kommt dar­
auf an, im Gegensatz zum Westen, wo das Besatzungsstatut die Politik bestimmt und 
eine Kolonialpolitik von den Westmächten betrieben wird, bei der von einem Selbstbe­
stimmungsrecht der Deutschen keine Rede sein kann, durch unsere Regierung eine 
Plattform zu schaffen, die uns in den Stand setzt, zu einer Selbstverwaltung zu kommen. 
Der Umfang dieser Selbstverwaltung wird davon abhängen, welches Vertrauen die 
Sowjetunion zu unserer Regierung in ihrer Gesamtheit wie zu den einzelnen Trägern 
dieser Regierung aufzubringen in der Lage ist. Der Umfang der Selbstverwaltung, die 
wir uns zurückerobern, hängt von unserer politischen Vertrauenswürdigkeit und unserer 
politischen Arbeit ab, die wir in den nächsten Monaten zu leisten gedenken. Unter dieser 
Voraussetzung, die erfüllt werden muß, ist es verständlich, daß die Sowjetunion, die den 
Begriff der militärischen Besetzung immer mit der hohen Verpflichtung verbunden hat, 
die Bevölkerung ihres Besatzungsgebietes wirtschaftlich und politisch so zu stellen, daß 
eine erträgliche Lebenshaltung gesichert und ständig gefördert werden konnte, sich bei 
der Übergabe der Verwaltungsaufgaben sicher sein muß, daß dabei nicht experimentiert 

50 Auslassung: wenige Absätze, S. 15. 
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wird, sondern daß die deutsche Selbstverwaltung, die die wirtschaftlichen und politi­
schen Aufgaben meistern soll, sich in den Händen ernster, verantwortungsbewußter 
deutscher Männer befindet. Es kommt darauf an, die Kontinuierlichkeit, die bisher 
durch die sowjetische Militärverwaltung in der Arbeit zur Sicherung der Lebensverhält­
nisse und weiteren Fortführung dieser Politik gewährleistet war, so sicherzustellen, wie 
das nur in einer längeren Arbeitsperiode durch die neue Regierung geschehen kann. 

Nachdem wir den Widerstand in diesen Fragen bei den politischen Parteien nach lan­
gen Diskussionen gebrochen hatten, wälzten sich uns neue Schwierigkeiten entgegen, 
die besonders aus den Reihen der Opposition der CDU und der Sammlung unter dem 
Namen Hickmann hervortraten. Dieser Politiker unterbreitete uns den Vorschlag und 
machte den Versuch, die Umwandlung des Deutschen Volksrats in eine Provisorische 
Volkskammer dadurch zu torpedieren, daß er ernsthaft nachweisen wollte, eine solche 
Umwandlung sei verfassungsrechtlich nicht möglich52. Er machte deshalb den Vorschlag, 
ein Parlament zu bilden, das sich aus den Mitgliedern der 5 Landtage unserer Zone 
zusammensetze53. Ein solcher Vorschlag bedeutet nichts mehr und nichts weniger als die 
50%ige Anerkennung der Bonner Verfassung und des Bundesstaates. Der Versuch, eine 
Politik in diese Richtung zu entwickeln, zeigt, welch gefahrvolle und reaktionäre Ten­
denzen in der Tat in den bürgerlichen Parteien unter der Oberfläche vorhanden sind. Es 
gelang uns, auch diese Argumentation zu zerschlagen und die bürgerlichen Parteien in 
diesen Fragen auf unseren Standpunkt zu vereinigen. 

Daneben gab es noch eine Reihe von Fragen persönlicher Art, die die genannten Ver­
handlungen über die Regierungsbildung außerordentlich erschwerten. Diese persönli­
chen Wünsche wurden oft in einer solchen Form vorgebracht, daß wir, die wir gewohnt 
sind, Politik der Politik wegen und für unser Volk zu machen, oft in der Tat nur von tief­
stem Ekel erfaßt werden mußten. In den persönlichen Wünschen, die uns in den Ver­
handlungen unterbreitet wurden, konnten wir oft in so erschreckender Weise den Verfall 
des deutschen Bürgertums erkennen (sehr richtig!), daß man andererseits doch wieder 
mit einem Gefühl der Beruhigung und der eigenen Kraft gegenüber diesen Schwächen 
sagen mußte: mit diesem Gegner werden wir schon fertig werden! (Beifall.) 

Interessant war bei diesen Verhandlungen die Stellungnahme in der Frage der Beset­
zung des Staatspräsidentenamtes. [. . . ]5 4 

Genossen, was wollten die Bürger? Es war natürlich schwer, gegen die Kandidatur 
von Wilhelm Pieck und seine Person etwas zu sagen. Da kamen sie mit solchen Argu­
menten, und daß natürlich Herr Dr. Hermann Kastner sich als den eigentlichen Kandi­
daten für dieses Amt betrachtete, braucht uns nicht weiter wunder zu nehmen. Aber 
abgesehen von diesem persönlichen Wunsch eines der aktivsten bürgerlichen Politiker 
standen wir vor der Tatsache, uns allen Ernstes zu empfehlen, auch den Staatspräsiden­
ten provisorisch zu wählen. Man begründete das mit der Verfassung und wies darauf hin, 
man solle ihn als Stellvertreter des Staatspräsidenten nehmen; denn die Verfassung sehe 
vor, daß im Falle der Behinderung oder einer sonstigen länger dauernden Unterbrechung 
der Amtstätigkeit des Staatspräsidenten der Präsident der Volkskammer die Stellvertre-

51 Auslassung: wenige Absätze, S. 16/17. 
52 Vgl. S. 132 der Einleitung. 
53 Hickmann machte diesen Vorschlag in einer Unterredung der Parteispitzen vor dem 5. Oktober. 
54 Auslassung: kurze Passage auf S. 18 des Protokolls. 



Die Entscheidung zur Gründung der DDR 173 

tung des Staatspräsidenten wahrzunehmen habe55. Das sei eine gute staatsrechtliche 
Basis, auf der man die Wahl von Wilhelm Pieck als Kammerpräsidenten vornehmen 
könne; er könne dann den Staatspräsidenten vertreten - einen Staatspräsidenten, Genos­
sen, der überhaupt nicht da ist. (Heiterkeit.) Was für eine politische Logik ist das? Es war 
natürlich nicht schwer, von der Grundidee der völligen politischen Verwirrung aus die 
Gegner dieser Kandidatur politisch mundtot zu machen und sie von ihrer staatsrechtli­
chen Konstruktion langsam herunterzumanövrieren. (Heiterkeit.) Die Versuche, in die­
ser Beziehung querzuschießen, können also als restlos überwunden bezeichnet werden. 
Die Kandidatur Wilhelm Pieck[s] wird eine Kandidatur aller Arbeitsgemeinschaften der 
neuen Volkskammer, des gesamten Blockes sein und die Bürger werden es übernehmen, 
eine entsprechende Begründung für die Notwendigkeit der Wahl des Genossen Pieck zu 
geben56. 

(Beifall. - Walter Ulbricht: Das ist Blockpolitik! - Heitere Zustimmung.) 
Ich gehe nun dazu über, euch das Ergebnis der Verhandlungen über die Bildung der 

Regierung bekanntzugeben. 

[...]57 

Sie [die stellvertretenden Ministerpräsidenten] sollen eine gute Koordinierung der 
Regierungsarbeit mit den führenden politischen Parteien, der SED, der LDP und der 
CDU, gewährleisten, um so einen Regierungsblock zu schaffen, der Fragen der Opposi­
tion auf diesem Wege möglichst reibungslos beiseiteschieben kann. Aus diesem Grunde 
erscheint von uns der Gen. Walter Ulbricht (lebhafter Beifall), von der CDU Otto 
Nuschke und von der LDP Prof. Kastner. 

Grotewohl [Schlußwort]: 
Soweit hier geschildert wurde, wie sich bei den Wahlen bestimmte reaktionäre Ten­

denzen gezeigt haben, und zwar bei Hickmann und wie die Herren alle heißen, möchte 
ich darauf hinweisen, daß das Ergebnis der Auseinandersetzungen in dieser Frage darin 
bestehen muß, durch eine eingehende Diskussion im Block diese Leute zu desavouieren, 
und zwar nicht so sehr durch uns, als vielmehr durch die bürgerlichen Parteien selbst in 
den Diskussionen der fortschrittlichen Teile dieser bürgerlichen Parteien. Wir müssen in 
den Diskussionen mit diesen fortschrittlichen Teilen sie so in Bewegung setzen, daß sie 
diese Distanzierung von ihren eigenen politischen reaktionären Teilen vorziehen. Im 
anderen Falle kommt es innerhalb unserer Maßnahmen falsch heraus, und es würde nach 
diktatorischem Eingreifen aussehen, und was weiß ich sonst noch. Ich glaube, es muß 
gelingen, diese Auseinandersetzungen in die bürgerlichen Parteien selbst hineinzutreiben. 
Wenn das nicht gelingt und Schwierigkeiten entstehen, nun, Genossen, dann werden wir 
uns immer noch fragen, ob es nicht einige Mittel gibt, mit denen wir selbst bei solchen 
Auseinandersetzungen nachhelfen können. Ich bin überzeugt, daß wir solche Mittel fin­
den werden. 

[...]59 

[Noch Grotewohl]: 

55 Vgl. Art. 108 der DDR-Verfassung vom 7. Oktober 1949. 
56 Vgl. Anm. 16. 
57 Auslassung: wenige Passagen der S. 19. 
58 Auslassung: protokollierte Aussprache bis S. 75. 
59 Auslassung: wenige Passagen der S. 75/76. 
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Ein Wort zu einer Erscheinung, die auch heute in der Diskussion und in der Presse in 
diesen Tagen oft zum Ausdruck gekommen ist, die auf einen falschen Zungenschlag 
zurückgeht, und die wir in der weiteren Betrachtung dieser Frage nicht gebrauchen kön­
nen. Es wird zuviel von einer gesamtdeutschen Regierung gesprochen. Genossinnen und 
Genossen, wir bilden keine gesamtdeutsche Regierung, sondern die Grundlage unserer 
Arbeit ist die Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik, und die Regierung, 
die hier gebildet wird, ist die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik. Eine 
andere Frage ist, in welchem Umfange sie eine gesamtdeutsche Wirksamkeit erzielen 
wird. Das hängt von der Tätigkeit dieser Regierung ab. Wir müssen uns daran gewöh­
nen, hier richtig zu formulieren, um keine falschen Vorstellungen zu erwecken, für die ja 
im gegenwärtigen Augenblick noch keine Voraussetzungen gegeben sind. 

[•••]60 

Wir werden natürlich in der Öffentlichkeit nicht mit der Parole auftreten können, die 
Regierungsbildung sei ein Triumph der SED. Diese Regierungsbildung ist ein Triumph 
aller Kräfte, die für die nationale Einheit und für den Frieden kämpfen. Darüber müssen 
wir uns einig sein. 

[...]61 

[Pieck (Schlußwort):] 
Es ist zwar jetzt alles nach langen Beratungen so hingedreht worden, daß alle 

Beschlüsse einstimmig angenommen worden sind, aber diese Einstimmigkeit ist nicht tief 
begründet. 

[...]62 

Wir dürfen nicht nach der Methode „Friß Vogel, oder stirb" vorgehen [gegenüber den 
„Bürgerlichen"]. Das muß gut beachtet werden für die Arbeit in den Landtagen. Wir 
haben den Deutschen Volksrat aufgelöst. Er hat sich in die Provisorische Volkskammer 
umgewandelt. Damit ist aber keine Auflösung der Volksausschüsse verbunden. Die 
Arbeit der Volkskongreßbewegung muß nach wie vor auf das ernsthafteste betrieben 
werden. Diese große Bewegung für Einheit und gerechten Frieden, mit der wir immerhin 
einige Erfolge erzielt haben, muß selbstverständlich weitergeführt werden. In dem Maße, 
in dem es uns gelingt, die Nationale Front wirklich zu schaffen in der Breite, wie wir sie 
in dem Dokument dargelegt haben, wird natürlich dann die Volkskongreßbewegung 
überflüssig werden, und in dem Maße, wie wir es verstehen, eine Politik der Nationalen 
Front zu betreiben, werden sich diese Volksausschüsse allmählich umwandeln in Volks­
ausschüsse der Nationalen Front, nicht etwa, daß sie sich morgen umbenennen63. Damit 
ist nichts erreicht. Sie müssen wirklich eine Politik treiben, mit der sie sich mit gutem 
Recht den Namen „Volksausschuß der Nationalen Front" verdienen. Wir werden wahr­
scheinlich auch einmal dazu kommen, daß die Nationale Front sich irgendein Exeku­
tivorgan schafft. Vorläufig werden wir uns damit begnügen, mannigfaltigste Formen für 
die Zusammenfassung aller Kräfte für die nationale Front zu schaffen. 

[ . . . ] 6 4 

Es ist gelegentlich bei Diskussionen über die künftige Wahl von Einheitslisten gespro-

60 Auslassung: S. 76-78. 
61 Auslassung: S. 79-81. 
62 Auslassung auf derselben Seite (S. 82). 
63 Vgl. Anm. 38 und 39. 
64 Auslassung einer Passage von S. 83 des Protokolls. 
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chen worden. Irgendwo hat einer, dem es nicht schnell genug ging, schon davon gespro­
chen. Es ist doch so, daß wir erst einmal abwarten werden, und daß dies alles vom Resul­
tat unserer Arbeit abhängen wird. Wenn wir eine gute Zusammenarbeit durchführen, 
wenn wir wirklich verstehen, den bürgerlichen Kräften plausibel zu machen, daß wir ja 
gar keine getrennte Politik, daß wir ja eine einheitliche Politik machen, wozu müssen wir 
uns dann bei den Wahlen bekämpfen! Wenn wir es verstehen, dies - wie gesagt - den 
bürgerlichen Kräften klarzumachen, werden wir auch dazu kommen, solche Einheitsli­
sten zu schaffen. Aber das muß das Resultat unserer Arbeit sein. Deshalb warne ich 
davor, heute schon verlauten zu lassen, daß wir die Absicht haben, für die nächsten Wah­
len Einheitslisten aufzustellen. Wir können das ja sowieso nur mit den anderen zusam­
men machen. 

[...]65 

Quelle: Parteiarchiv im Institut für Geschichte der Arbeiterbewegung, Berlin, Sign. IV/2/1/38. 

65 Gesamtumfang des Protokolls: 84 Seiten. 


